
»An der Seite Israels«
HAMAS-TERROR Bundestag sagt Israel volle Solidarität zu. Kanzler warnt vor Flächenbrand in Nahost

V
iel war von Einigkeit die
Rede, als der Bundestag
am Donnerstagmorgen für
eine Regierungserklärung
zur Lage in Israel zusam-
menkam. Fünf Tage nach

dem Angriff der islamistischen Hamas lag
augenscheinlich allen Fraktionen daran,
angesichts von Terror und Krieg zusam-
menzustehen. Der Oppositionsführer
dankte dem Kanzler für seine Worte, der
Kanzler dem Parlament für seine Geschlos-
senheit. Und die Abgeordneten von Am-
pelfraktionen und Union dankten sich ge-
genseitig, dass es gelungen war, trotz sons-
tiger Differenzen einen gemeinsamen Ent-
schließungsantrag (20/8735) auf den Weg
zu bringen. Einstimmig sichert der Bundes-
tag darin Israel seine volle Solidarität zu,
fordert aber auch, Zahlungen an die Paläs-
tinenser zu überprüfen und der Hamas na-
hestehende Organisationen in Deutsch-
land zu verbieten. Auch die umstrittene
Forderung, die iranischen Revolutionsgar-
den auf die EU-Terrorliste zu setzen, um
den Druck auf Iran als Unterstützer des
Hamas-Terrors zu erhöhen, vertreten die
Fraktionen nun gemeinsam. Es gebe „Din-
ge jenseits des demokratischen Wettbe-
werbs und des Streits“, bei denen „kein
Dissens und keine Zweifel“ bestehen dürf-
ten, so formulierte es der Grünen-Vorsit-
zende Omid Nouripour und gab damit
den Tenor im Plenum wieder.

Schweigeminute Schon am Tag zuvor
hatte der Bundestag einmütig der Opfer
des Angriffs im Beisein des israelischen
Botschafters in Deutschland, Ron Prosor,
mit einer Schweigeminute gedacht. Bun-
destagspräsidentin Bärbel Bas (SPD) verur-
teilte die „menschenverachtenden Terror-
akte gegen Israel auf das Schärfste“. Auch
Israel-Feindlichkeit und Antisemitismus in
Deutschland seien nicht zu akzeptieren.
In seiner Regierungserklärung betonte Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) Israels „völ-
kerrechtlich verbrieftes Recht“, sich gegen
den barbarischen Angriff zu verteidigen.
Dem Land sicherte er uneingeschränkte
Unterstützung zu: „In diesem Moment gibt
es für Deutschland nur einen Platz, den
Platz an der Seite Israels.“ Dessen Sicher-
heit sei deutsche Staatsräson. Auch prakti-
sche Hilfe bot er an: Er habe Premier Neta-
nyahu gebeten, ihn über Unterstützungsbe-
darf zu informieren, erklärte der Kanzler.
Das gelte für die Versorgung Verwundeter
wie auch „andere Unterstützungsbitten“.
Bundesverteidigungsminister Boris Pistori-
us (SPD) hat bereits israelische Anfragen
nach Munition für Kriegsschiffe bestätigt.

Der Kanzler warnte vor einem „Flächen-
brand“ in der Region. Deutschland nutze
alle „Kanäle“, um das zu verhindern – und
auch um die nach Gaza verschleppten Gei-
seln freizubekommen. Man spreche mit
dem ägyptischen Staatschef ebenso wie
dem jordanischen König und dem Emir
von Katar, erklärte Scholz
und trat damit Kritik entge-
gen: Es sei unverantwortlich,
nicht alle Kontakte zu nut-
zen. Gleichzeitig rief er alle
in der Region auf, von „wei-
teren feindseligen Akten“
gegen Israel abzusehen.

Geld für Gaza Scholz kün-
digte auch ein Betätigungs-
verbot für die Hamas sowie
ein Verbot des Vereins Sami-
doun in Deutschland an,
dessen Unterstützer die Atta-
cken öffentlich bejubelt hatten. Unions-
fraktionschef Friedrich Merz bekräftigte,
Demonstrationsverbote müssten nun kon-
sequent durchgesetzt werden. Auch das
dem Iran nahestehende Islamische Zen-
trum in Hamburg müsse geschlossen und
alle Zahlungen an palästinensische Gebiete

und Organisationen auf den Prüfstand ge-
stellt werden. Wer Israel vernichten wolle
oder den Holocaust verharmlose, dürfe
kein Steuergeld bekommen, so Merz.
Weiter ging die Forderung von Alexander
Gauland (AfD): Wenn die Sicherheit Isra-
els als deutsche Staatsräson mehr als eine

„Floskel“ sein solle, müsse
Deutschland seine Zah-
lungen an alle Palästinen-
serorganisationen sofort
einstellen. Auch Geld für
humanitäre Projekte lande
bei der Hamas, sagte er an
die Adresse von Außenmi-
nisterin Annalena Baer-
bock (Grüne). Sie hatte er-
klärt, Lebensmittelhilfe für
Gaza nicht aussetzen zu
wollen. Die AfD pocht da-
gegen auf einen härteren
Kurs in der Palästina-Poli-

tik: In drei Anträgen fordert sie ein Verbot
der „Volksfront für die Befreiung Palästi-
nas“ (20/8738), den Stopp der Zuwendun-
gen an das UN-Hilfswerk für Palästina-
Flüchtlinge im Nahen Osten (20/8739)
und ein Ende von Zahlungen an die Paläs-
tinensische Autonomiebehörde, sofern die

„Erziehung von Kindern zu sogenannten
Märtyrern“ nicht aufhöre (20/8740).
Christian Dürr (FDP) verlangte von islami-
schen Verbänden eine „klare Haltung und
Distanzierung“. Die Verantwortung für jü-
disches Leben gelte für alle in Deutschland
– auch für Einwanderer. Zur Unterstützung
Israels mahnte auch Lars Klingbeil (SPD):
„Wir haben uns als Deutschland geschwo-
ren: Nie wieder, nie wieder schauen wir
weg, nie wieder schweigen wir, wenn jüdi-
sches Leben bedroht ist.“

Diplomatie Es brauche jetzt „alle Facetten
der Diplomatie“, sagte Katharina Dröge
(Grüne). Gespräche mit Israels Nachbar-
staaten und Saudi-Arabien müssten fortge-
setzt werden. Dabei gehe es auch um
Schutz von Zivilisten und sichere Flucht-
wege, so Dröge mit Blick auf die geplante
Bodenoffensive Israels in Gaza.
Dietmar Bartsch (Linke) drängte darauf,
die Iran-Politik zu überdenken: „Technolo-
gie und Wissen“ dürften nicht mehr in das
Land exportiert werden. Zudem mahnte er,
die Menschen in Gaza nicht zu vergessen.
Sie würden von der Hamas unterdrückt
und als „menschliche Schutzschilder“
missbraucht. Sandra Schmid T

Einig waren sich Bundeskanzler Olaf Scholz (links) und Unionsfraktionschef Friedrich Merz in ihrer Verurteilung des Hamas-Terrors. Israel könne in seinem Selbstverteidigungs-
kampf auf die Unterstützung Deutschlands bauen, betonten beide. © picture-alliance/dpa/Bernd von Jutrczenka/Annette Riedl/photothek/Florian Gaertner/Collage: Stephan Roters

EDITORIAL

Stunde der
Bewährung

VON CHRISTIAN ZENTNER

Der Bundestag hat sich in dieser Woche nicht
nur zum Gedenken an die mehr als 1.200 To-
desopfer des Hamas-Massakers in Israel erho-
ben, er hat sich geschlossen und so eindrück-
lich wie es ein Parlament nur kann, hinter das
israelische Volk, die Knesset und die israelische
Regierung gestellt. Die Botschaft war so ein-
deutig wie die Sätze von Bundestagspräsiden-
tin Bärbel Bas (SPD), die unter anderem fest-
stellte: Israel habe jedes Recht, sich zu verteidi-
gen und seine Bevölkerung zu schützen.
Würde Israel dies als Stärkung im Krieg gegen
die Hamas auffassen, läge diese Interpretation
nicht daneben. Der Bundestag hat zunächst
eingelöst, was die damalige Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) 2008 in ihrer Rede vor
der Knesset zusagte, als sie die Sicherheit Isra-
els erstmals als Teil der deutschen Staatsräson
beschrieb und hinzufügte: „Und wenn das so
ist, dann dürfen das in der Stunde der Bewäh-
rung keine leerenWorte bleiben.“
Genau diese Stunde ist gekommen. Am 7. Ok-
tober gingen tausende Raketen über Israel
nieder und ebenso viele Hamas-Terroristen
überfielen das Land und seine Menschen. Er-
barmungslos schlachteten sie vor allem Zivilis-
ten ab, mordeten, vergewaltigten, verschlepp-
ten ihre Opfer. Fast genau ein Jahr, nachdem
Israels Staatspräsident Isaac Herzog es in einer
Rede vor dem Deutschen Bundestag noch mit
einem Appell an die „palästinensischen Nach-
barn“ versuchte und diese bat, „den Terror zu
bekämpfen und ihn sofort einzustellen“.
Es wird nun auch darum gehen, den palästi-
nensischen Mördern nicht auf den Leim zu ge-
hen und eine klare Sprache zu finden. Es ist
kaum zu überschätzen, wie wichtig ist, was
der SPD-Außenexperte Michael Roth im Inter-
view auf Seite 2 auf den Punkt bringt: Immer
wieder zu erklären, warum Israel das Recht
und die Pflicht hat, mit teils sehr harten Maß-
nahmen gegen die Hamas-Terroristen vorzuge-
hen. Der Krieg jetzt wurde von der Hamas be-
gonnen. Und es wird weiter klare Antworten
brauchen, wenn palästinensische Anhänger in
Deutschland den Terror bejubeln. Eine freie
Gesellschaft ist vorsichtig mit Verboten, doch
das Feiern der tausendfachen Ermordung von
Menschen ist ein Missbrauch des Versamm-
lungsrechts. Es zeigt zudem: Die auf solchen
Demonstrationen häufig vorgetragene Begrün-
dung, es werde nur der Staat Israel und seine
Politik kritisiert, ist vorgeschoben. Eigentlich
wünschen diese Menschen den Juden den Tod.

»Israel hat das
Recht, sich

gegen diesen
barbarischen
Angriff zu ver-
teidigen.«

Bundeskanzler Olaf Scholz

KOPF DER WOCHE

Werben um
Solidarität
Ron Prosor Viel Applaus gab es für den
Botschafter von Israel in Deutschland, als
dieser bei der Regierungserklärung des

Bundeskanzlers auf
der Ehrentribüne
des Bundestages
Platz nahm. Nach
den tödlichen An-
griffen der Hamas
suchte Prosor das
Gespräch mit Ab-
geordneten von
CDU/CSU, SPD,
Grünen und FDP
und warb für Soli-
darität mit der mili-

tärischen Antwort Israels – verbunden mit
der Hoffnung, diese möge erhalten bleiben,
„wenn sie wahrscheinlich auch andere Bil-
der sehen (...), wenn wir zurückschlagen“.
Die Entscheidung der Bundesregierung, ein
Betätigungsverbot für die islamistischen
Hamas zu erlassen und das antisemitische
Netzwerk Samidoun zu verbieten, bezeich-
nete Prosor „als historischen Tag für die
deutsche Demokratie“. joh T
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ZAHL DER WOCHE

450
Menschen stehen in Deutschland nach
Schätzungen des Verfassungsschutzes hin-
ter der von EU und USA als Terrororganisati-
on eingestuften Hamas. Da die islamistische
Gruppierung hier keinen offiziellen Ableger
hat, kann die Bundesregierung nur ein Betä-
tigungsverbot gegen sie aussprechen.

ZITAT DER WOCHE

»Akzeptieren
nicht, wenn
Terror verherr-
licht wird.«
Bundestagspräsidentin Bärbel Bas (SPD)
am Mittwoch in einer Ansprache, bevor der
Bundestag den Opfern des Hamas-Angriffs
mit einer Schweigeminute gedachte.
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Ein Land im Ausnahmezustand
CHRONIK Wie Israel seit den Angriffen der Hamas am 7. Oktober versucht, die Kontrolle zurückzugewinnen

„Niemals, niemals, dürfen wir unvorbereitet
sein.“ Diese Warnung sprach Israels Staats-
präsident Isaac Herzog erst vor wenigen Ta-
gen, am 5. Oktober, bei einer Gedenkveran-
staltung anlässlich des 50. Jahrestages des
Jom-Kippur-Kriegs aus. Am 6. Oktober
1973 hatten syrische und ägyptische Ar-
meen Israel überraschend überfallen, es
folgte ein 19-tägiger Krieg, bei dem mehr
als 2.600 israelische Soldaten getötet und
mehr als 7.000 verletzt wurden. Obwohl Is-
rael ihn gewann, sitzt der Schrecken darü-
ber bis heute tief. Warum hat der Sicher-
heitsapparat derart versagt, wie hinterher
ein Untersuchungsbericht offenlegte?

Erschreckende Aktualität Nur zwei Tage
nach Herzogs Worten haben diese Fragen
wieder erschreckende Aktualität bekom-
men. Denn am Morgen des 7. Oktober star-
tete die islamistische Hamas – von der EU,
den USA und Israel als Terrororganisation
eingestuft – von Gaza aus nicht nur massive
Raketenangriffe auf Israel. Bewaffnete
Kämpfer drangen gleichzeitig über Land,
See und Luft nach Israel vor und töteten
über mehrere Stunden, ohne dass israeli-
sche Sicherheitskräfte eingriffen, mit Stand

Freitag mehr als 1.300 Menschen, größten-
teils Zivilisten. Sie verübten Massaker auf ei-
nem Musikfestival und in einem Kibbuz
und verschleppten rund 150 Menschen ver-
schiedener Nationalitäten nach Gaza, da-
runter auch zahlreiche Kinder und mindes-
tens fünf Deutsche. Mindestens 3.100 Men-

schen wurden auf israelischer Seite verletzt.
Am Sonntag rief das israelische Sicherheits-
kabinett formal den Kriegszustand aus, am
Mittwoch einigten sich Regierungschef Ben-
jamin Netanyahu und der Oppositionspoli-
tiker Benny Gantz auf eine gemeinsame
Notstandsregierung und ein Kriegskabinett.
Erst drei Tage nach dem Angriff meldete die
Armee, sie habe die volle Kontrolle über die
Ortschaften in der Nähe des Gazastreifens
wiedererlangt. Die Schulen blieben bis Frei-
tag im ganzen Land geschlossen.

Andauernder Beschuss Während die Ha-
mas ihre Raketenangriffe fortsetzte, feuerten
militante Palästinensergruppen aus Syrien
und dem Libanon Raketen auf Nordisrael.
Das israelische Militär reagierte mit Artille-
rie und Mörsergranaten und begann noch
am Tag der Terrorangriffe mit Luftschlägen
auf den 14 Kilometer langen Gazastreifen.
Hier leben 2,3 Millionen Menschen auf nur
360 Quadratkilometern, Schutzbunker gibt
es für die Zivilbevölkerung nicht.
Bis Freitag sollen in Gaza laut dem von der
Hamas kontrollierten Gesundheitsministe-
rium fast 1.600 Menschen – darunter fast
500 Kinder – getötet und mehr als 6.200

verletzt worden sein. Die humanitäre Lage
dürfte sich dort in den kommenden Tagen
weiter verschlechtern, da Israel die Abriege-
lung des Gazastreifens angeordnet und die
Versorgung mit Wasser, Strom und humani-
tärer Hilfe eingestellt hat, solange die Gei-
seln nicht freigelassen werden.
In Vorbereitung auf eine mögliche Bodenof-
fensive in Gaza forderte Israels Militär die
rund 1,1 Millionen Palästinenser im nördli-
chen Teil des Küstenstreifens am Freitag zur
Evakuierung auf. In der größten Mobilma-
chung des Landes berief die Armee 300.000
Reservisten aus dem In- und Ausland ein.
Die US-Regierung, Israels wichtigster Ver-
bündeter, hat in einer ersten Lieferung be-
reits moderne Waffenausrüstung ins Land
geliefert und den weltweit größten Flug-
zeugträger „USS Gerald R. Ford“ und andere
Kriegsschiffe ins östliche Mittelmeer ge-
schickt. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Polizisten sichern einen Tag nach den
Angriffen die Stadt Sderot nahe Gaza.

©
pi
ct
ur
e
al
lia
nc
e
/A
A
|M

os
ta
fa
A
lk
ha
ro
uf

UNENDLICHE SEITEN
Die Frankfurter Buchmesse öffnet
wieder ihre Tore – zum 75. Mal BEILAGE

UNENDLICHE WEITEN
Bundestag debattiert über die neue
Raumfahrt-Strategie der Ampel SEITE 17
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Pauschal wäre falsch
CONTRA U

m das klarzustellen: Es gibt keinerlei
Rechtfertigung für den brutalen Terror
der Hamas. Israel hat das völkerrecht-
lich verbriefte Recht, sich gegen den

Angriffskrieg zu Wehr zu setzen. Richtig ist eben-
so, die Entwicklungshilfe für die Palästinensischen
Gebiete auszusetzen und noch einmal sehr genau
hinzuschauen, ob die Mittel nicht doch in die Kas-
sen der Hamas fließen könnten.
Und natürlich muss der Sinn und Zweck einer je-
den Maßnahme daraufhin überprüft werden, ob
sie noch zu neuen Lage passt. Schließlich bestand
immer die Hoffnung, dass auch die Hamas zur Ver-
nunft kommt und einen Frieden mit Israel an-
strebt; in den vergangenen Jahren gab es immer
wieder erfolgreiche Verhandlungen mit der israeli-
schen Seite über eine Deeskalation. Doch nun hat
die Hamas endgültig gezeigt, dass sie an einem
dauerhaften Frieden keinerlei Interesse hat.
Die Einstellung aller Entwicklungshilfe für Palästi-
na wäre indes ein Fehler. Zumindest muss unter-
schieden werden zwischen dem von der Hamas
kontrollierten Gaza-Streifen und dem Westjordan-
land, wo die verfeindete Fatah das Sagen hat. Sie
hat im Rahmen des Osloer Friedensprozesses 1993
das Existenzrecht Israels anerkannt. Damit hier
gemäßigte Kräfte die Oberhand behalten und eine
Radikalisierung der Menschen verhindert wird,
muss es weiter darum gehen, deren Lebensbedin-
gungen zu verbessern, etwa durch den Bau von
Bewässerungsanlagen. Und selbst im Gaza-Strei-
fen, wo die Messlatte für Hilfen schon hoch lag
und nun notgedrungen noch höher liegt, gibt es
Projekte, an denen auch Israel ein vitales Interesse
hat – etwa Kläranlagen, die die massive Ver-
schmutzung des Mittelmeers senken.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.

Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Timot Szent-Iványi,
Redaktionsnetzwerk
Deutschland
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ENTWICKLUNGSHILFEN FÜR PALÄSTINA STREICHEN?

Nicht zu vertreten
PRO D

ie massenhafte Abschlachtung israeli-
scher Zivilisten durch die Hamas
muss einschneidende Konsequenzen
vonseiten des Westens haben. Für

Brüssel und Berlin bedeutet dies, das Scheitern ih-
rer seit etlichen Jahrzehnten betriebenen Palästi-
na-Politik einzugestehen.
Die üppigen Finanzhilfen der EU an die Palästinen-
sische Autonomiebehörde (PA) sollten deren insti-
tutionelle Strukturen im Blick auf einen künftigen
Palästinenserstaat stärken. Doch die PA ist bis ins
Mark korrupt und seit Langem dysfunktional. Der
greise Dauerpräsident Abbas hat seit 18 Jahren
keine Wahlen mehr zugelassen und gibt seinem
wüsten Antisemitismus nebst dreister Holocau-
strelativierung immer ungehemmter Ausdruck. Die
jüngsten Untaten der Hamas hat die PA explizit
gerechtfertigt. Wer sie weiter finanzieren will, um
ihren Kollaps und damit die Machtübernahme der
Hamas auch im Westjordanland zu verhindern,
verkennt, dass sich das vermeintlich „gemäßigte“
Fatah-Regime in Ramallah in Wahrheit nicht we-
sentlich von dem in Gaza unterscheidet.
Bezüglich der zu humanitären Zwecken geleiste-
ten Zahlungen beteuert die Bundesregierung, sie
kämen in keiner Weise der Hamas zugute. Doch da
die UN-Hilfsorganisation UNRWA, die einen Groß-
teil der Mittel verteilt, enge Beziehungen zu den
Radikalislamisten pflegt, ist das zu bezweifeln. In
jedem Fall aber bedeuten die Hilfen eine Unter-
stützung für die Hamas. Entlasten sie diese doch
von der Pflicht, sich um das Wohl der von ihr be-
herrschten Bevölkerung Gazas zu kümmern. So
kann sie ihre Ressourcen ungemindert in die Auf-
rüstung zu weiterem Terror stecken. Hilfsleistun-
gen sind erst wieder vertretbar, wenn die verbre-
cherische Macht der Hamas in toto gebrochen ist.

Richard Herzinger,
freier Publizist
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Die Unabhängige: Gitta Connemann

S
ie kommt langsam aus dem Plenarsaal, irgendwie be-
dächtig – also wollte Gitta Connemann niemanden stö-
ren, hier gegenüber dem Abgeordnetencafé. Gerade ist
sie herausgeschlüpft, hatte eine Rede zu Nachhaltigkeit

gehalten. Nun aber verrät der Sticker mit der deutschen und der
israelischen Fahne an ihrer Jacke, worum es jetzt geht. „Anfangs
wollte ich es nicht glauben“, sagt sie, als sie sich setzt. „Zur Fas-
sungslosigkeit kamen dann Entsetzen, Trauer und die Sorge um
Freunde in Israel dazu. Ihnen geht es nicht gut. Sie haben Verluste
erlitten. Fürchten um ihre Sicherheit. Und haben Angst um Ange-
hörige, die jetzt etwa eingezogen werden.“
Die Angriffe der radikalislamischen Hamas aus dem Gaza heraus,
mit dem Ziel möglichst vieler Tötungen in Israel, hat Connemann,
Bundestagsabgeordnete der CDU aus Leer, erschüttert. Und die
Ostfriesin stellt Forderungen auf. „Die Zahlungen an die PA hät-
ten früher hinterfragt werden sollen“, sagt sie zu den Hilfsgel-
dern deutscher Ministerien für die Palästinensische Administrati-
on (PA) im Westjordanland. Aber halt, die dort regierende Fatah
hat doch nichts mit den Gewalttaten der Hamas zu tun; „nein,
die Fatah ist mit der Terrororganisation Hamas oder der Terrormi-
liz Hizbullah nicht vergleichbar. Aber in der Fatah und der von ihr
kontrollierten PA herrscht Korruption. Man hat sich die privaten
Taschen auch mit Hilfsgeldern vollgesteckt.“
Die 59-Jährige war Vize-Vorsitzende der Deutsch-Israelischen Ge-
sellschaft, ist in gleicher Funktion bei der deutsch-israelischen
Parlamentariergruppe. Im Bundestag sitzt sie seit 2002 – immer

direkt gewählt im Wahlkreis Unterems. Das Elternhaus war poli-
tisch. „Unser deutscher Großvater war bei den Freien Wählern.
Unser niederländischer Großvater kämpfte im Widerstand gegen
die Besatzung und Nazi-Deutschland“, erinnert sie sich. „Unser
Vater war dagegen in der Hitlerjugend und lernte die Verführbar-
keit der Massen kennen. Beide waren deshalb besonders kritisch
gegenüber Diktaturen und autoritären Strukturen.“
Bei Connemann scheint das geglückt. Ihren eigenen Kopf hat sie

schon. Stimmte als eine von wenigen Unionsabgeordneten gegen
den Atomausstieg, gegen den Mindestlohn und für die gleichge-
schlechtliche Ehe. „Vermutlich hätte ich auch das eine oder ande-
re Mal anders als meine Fraktion gestimmt, wenn ich über die
Landesliste eingezogen wäre. Wenn ich von etwas überzeugt bin,
handele ich danach. Das ist mein Charakter.“ Seit Ende Dezember
2021 steht sie der Mittelstands- undWirtschaftsunion vor.

„Nach dem Abitur stand ich vor der Qual der Wahl und fühlte
mich überfordert. Ich hatte schon vorher in einer Schuhboutique
gejobbt. Dort bot man mir eine einjährige Ausbildung an.“ Dieses
Jahr sei wahrscheinlich eines der wichtigsten Jahre ihres Lebens
gewesen. „Damals habe ich gelernt, auf Menschen zuzugehen.
Eine gute Verkäuferin zu sein.“ Politik sei auch ein Produkt, das
Menschen nähergebracht werden muss. Nach der Boutique kam
das Jurastudium, vom Vater, einem Landwirt, empfohlen. Er mein-
te, juristische Grundkenntnisse brauche man immer. „Die Ent-
scheidung für die Juristerei war ein Volltreffer. Die juristische
Denkweise ist strukturiert und klar. Ich liebe es.“
Ihr Vater war CDU-Mitglied. „Unsere Mutter wurde es, als ich
kandidierte.“ Am Anfang ihres politischen Engagements im Jahr
1996 stand ein Missverständnis. „Unser Vater berichtete nach ei-
ner Ratssitzung, dass die Grundschule in eine Leichenhalle umge-
wandelt werden sollte. Ich war empört, schmollte. Mein Fehler:
Ich hatte ihm nicht ganz zugehört. Der Rat hatte beschlossen, ei-
ne neue Grundschule zu bauen und das alte Gebäude nicht abzu-
reißen, sondern umzuwidmen. Als wir uns wieder versöhnt hat-
ten, sagte Papa zu mir: ‚Wenn du etwas anders machen oder än-
dern willst, musst du dich engagieren.‘“
Es folgte eine gemeinsame Kandidatur mit ihm für den Rat der
Samtgemeinde Hesel. „Die gemeinsame Arbeit im Rat hat uns
noch enger zusammengeschweißt. Als unser Vater nach seinem
Tod 2010 in diese Leichenhalle überführt wurde, schloss sich ein
Kreis.“ Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Zur Fassungslosigkeit
kamen dann Entsetzen,
Trauer und die Sorge um
Freunde in Israel dazu.

Sie haben Verluste erlitten.«
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Herr Roth, viele fragen sich nach den
brutalen Angriffen der Hamas auf Israel,
wie Hunderte Terroristen einfach nach Is-
rael gelangen und dort mehrere Stunden
lang unbehelligt morden konnten. Ha-
ben Sie eine Erklärung dafür?
Der israelische Botschafter in Berlin, Ron
Prosor, hat das sehr offen und selbstkri-
tisch gesagt: Nicht nur wir im Westen, in
Europa und den USA, sondern auch viele
Menschen in Israel, haben die diabolische
Gewaltbereitschaft der Hamas-Terroristen
unterschätzt. Niemand hat diese Taten für
möglich gehalten. Umso wichtiger ist jetzt,
dass diesem Terror endlich die Grundlage
entzogen wird.

Staatspräsident Isaac Herzog hat in
den letzten Monaten wiederholt gewarnt,
der gesellschaftliche Streit über den von
der ultrarechten Regierung unter Benja-
min Netanjahu betriebenen Umbau des
Justizwesens könne auch die nationale
Sicherheit gefährden. Hat das niemand
ernst genommen?
Netanjahu ist von der israelischen Zivilge-
sellschaft und der Opposition scharf kriti-
siert worden für den Versuch, den Rechts-
staat abzubauen. Viele Reservistinnen und
Reservisten wollten keinen Militärdienst
mehr leisten. Diese Spaltung des Landes
hat laut Experten die Verteidigungsfähig-
keit des Landes geschwächt. Dass die Regie-
rung nun, nachdem mehr als 1.200 Men-
schen ermordet wurden, massiver Kritik
ausgesetzt ist, zeichnet eine lebendige und
streitbare Demokratie aus.

Die Gewalt hat in den vergangenen
Jahren auf beiden Seiten zugenommen,
bei militanten Palästinensern ebenso wie
auf Seiten der zunehmend radikalisier-
ten Siedlerbewegung. Warum hat es
trotzdem keine nennenswerten Initiati-
ven für eine Friedenslösung gegeben?
Tatsächlich haben wir uns in Deutschland
und Europa um einen nachhaltigen Frie-
den im Nahen Osten nicht bemüht. Wir
spielen als Friedensstifter im Nahen Osten
keine große Rolle. Das liegt auch daran,
dass die EU in Israel nicht als besonders
glaubwürdige Maklerin anerkannt ist. Aber
auch an Initiativen aus den USA hat es ge-
mangelt. Dieser Umstand ist aber keine
Rechtfertigung für diesen furchtbaren Ter-
ror gegenüber der israelischen Bevölke-
rung. Israel ist das Opfer, die Hamas-Terro-
risten sind die Täter. Punkt. Einen Frieden
mit der Hamas kann es ohnehin nicht ge-
ben. Hamas kämpft nicht für Gerechtigkeit
für das palästinensische Volk oder eine
Zweistaatenlösung. Sie will Israel zerstören.
Das muss bei uns allen auf erbitterten Wi-
derstand stoßen.

Wie groß ist die Gefahr, dass der Iran
oder andere militante Palästinenserorga-
nisationen wie die Hisbollah im Libanon
die fragile Situation nutzen und eben-
falls militärisch gegen Israel vorgehen?
US-Präsident Joe Biden hat das klar formu-
liert: Wagt es nicht – wir werden dafür sor-
gen, dass dieses geschundene Land so
wehrhaft ist, dass es für Euch sehr riskant
wäre, es zu attackieren. Dieses Stoppschild
wird hoffentlich Wirkung entfalten. Die
Feinde Israels in der Region wissen ganz
genau, dass sie es in Israel mit einer der
besten Armeen der Welt zu tun haben, die
in einer engen militärischen Partnerschaft
mit den USA äußerst stark ist.

Aber auch ohne direkte Konfrontati-
on kann der Iran als Unterstützer von
Hamas und Hisbollah Israel weiter mas-
siv schaden. Selbst wenn ihm keine direk-
te Beteiligung an den Angriffen der Ha-
mas nachgewiesen werden kann, wären
diese ohne Waffen und Geld aus dem
Iran so wohl kaum möglich gewesen.
Deswegen geht es jetzt darum, den Terro-
rismus der Hamas zu stoppen. Ein für alle-

mal. Das ist schwer, aber es gibt auch posi-
tive Entwicklungen. So haben die Friedens-
bemühungen Israels im islamischen Raum
in den vergangenen Jahren durchaus
Früchte getragen. Es hat stabile Beziehun-
gen mit ehemaligen Feinden aufgebaut, et-
wa mit Bahrein, Sudan, den Vereinigten
Arabischen Emiraten und Marokko. Gera-
de hat Israel Friedensverhandlungen mit
Saudi-Arabien geführt. Der Krieg bremst
diesen Prozess zwar aus, aber ich habe
Hoffnung, dass es weiter eine Chance auf
Verständigung gibt.

Der Iran stellt das Existenzrecht Isra-
els offen infrage. Warum verhandelt die
Bundesregierung trotzdem mit Teheran
über dessen Nuklearprogramm, als wäre
das Regime ein weitgehend normaler Ge-
sprächspartner?
Die Iranpolitik Deutschlands und der EU
zielte bisher vor allem darauf ab, den Iran
unter allen Umständen von der Herstel-
lung von Atomwaffen abzubringen. Das
war völlig richtig. Doch es hat sich gezeigt,
dass man mit diesem Terrorregime nicht
auf verlässlicher Basis zusammenarbeiten

kann. Das Atomabkommen ist faktisch tot,
weil das Regime es hat sterben lassen. Wir
müssen den Iran jetzt noch stärker isolie-
ren, etwa durch weitere Sanktionen. Wir in
Deutschland müssen als nach wie vor
wichtigster Handelspartner des Iran in
Europa unsere wirtschaftliche Kooperation
massiv zurückfahren.

Schon jetzt will die Bundesregierung
alle Hilfen für die Menschen in den Pa-
lästinensergebieten auf den Prüfstand
stellen. Heißt das, sie hat bisher nicht so
genau hingeschaut, ob sie direkt oder in-
direkt Terroristen zugute kommen?
Wir müssen jedenfalls noch genauer hinse-
hen. Ich halte es nach wie vor für richtig,
dass die Menschen in Gaza über Nahrungs-
mittel, sauberes Wasser und eine medizini-
sche Grundversorgung verfügen. Aber
manche fragen seit Jahren: Warum bezahlt
Ihr Beton für Schulen und Krankenhäuser,
während die Hamas ihr Geld in Beton für
Munitionsdepots, Waffenlager und Tunnel
investiert? Es ist das Dilemma von Ent-
wicklungszusammenarbeit in autoritären
Staaten, dass sie Gutes erreichen will, da-
mit aber auch zur Stabilisierung von Dikta-
turen und Terrorregimen beitragen kann.

Der Bundeskanzler hat im Bundestag
noch mal versichert, dass Deutschland
fest an der Seite Israels steht. Wie kann
es das Land jetzt konkret unterstützen?
Das Wichtigste ist es, unserer eigenen Be-
völkerung zu erklären, warum Israel das
Recht und die Pflicht hat, mit teils sehr
harten Maßnahmen gegen die Hamas-Ter-
roristen vorzugehen. Israelis müssen in ih-
rem eigenen Land wieder in Frieden, Frei-
heit und Sicherheit leben können – und
uns in Deutschland steht es gut an, Solida-
rität zu zeigen, statt immer etwas oberleh-
rerhaft zu erklären, was die Israelis dabei
gefälligst zu beachten haben. Diese Debat-
te führt die kritische Zivilgesellschaft in Is-
rael selbst. Die brauchen keine Nachhilfe
aus Deutschland.

Der Kanzler hat das Recht Israels auf
Selbstverteidigung ja betont. Aber gilt
das grenzenlos? Die Vereinten Nationen
haben die Abriegelung des Gaza-Strei-
fens bereits als Verstoß gegen das huma-
nitäre Völkerrecht verurteilt.
Israel ist eine liberale, rechtsstaatliche De-
mokratie und wird die Prinzipien des Völ-
kerrechts achten. Aber klar ist auch: Das ist
ein Krieg. Er wird furchtbar sein. Er wurde
von der Hamas begonnen und Israel muss
sich entschlossen verteidigen. Es ist er-
schütternd, wie schwer es vielen in
Deutschland fällt, dafür Verständnis und
Empathie aufzubringen. Erst recht gehen
mir die Bilder von den Solidarisierungsbe-
kundungen mit den Terroristen auf deut-
schen Straßen nicht aus dem Kopf.

Das antisemitische Berliner Netzwerk
Samidoun, das sie organisiert hat, soll
nun verboten werden, für die Hamas soll
es ein Betätigungsverbot geben. Warum
kommt beides erst jetzt?
Wir haben dem Thema lange nicht die not-
wendige Bedeutung beigemessen. Dabei
haben wir vor dem Hintergrund unserer
Geschichte eine besondere Pflicht, jüdi-
sches Leben zu schützen. Es beschämt
mich zutiefst, dass uns dies nicht so ge-
lingt, wie es notwendig wäre. Die Tatsache,
dass Antisemitismus und Judenhass auch
in Deutschland seit Jahren zunehmen,
macht den Kampf um das Existenzrecht Is-
raels umso wichtiger. Israel ist und bleibt
für Jüdinnen und Juden aus aller Welt der
letzte Zufluchtsort.

Das Gespräch führte Johanna Metz. T

Michael Roth (SPD) sitzt seit 1998 im

Bundestag und leitet dort seit 2021

den Auswärtigen Ausschuss.
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»Kampf
um die
Existenz«
MICHAEL ROTH Israel hat aus
Sicht des SPD-Außenpolitikers
das Recht, mit harten Maßnahmen
gegen den Terrorismus vorzugehen
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Neue Dimension des Krieges
ISRAEL Der Vernichtungsfeldzug gegen die Hamas wird die Resilienz der Gesellschaft auf die Probe stellen

D
er 7. Oktober 2023 wird
wohl als der schwärzeste
Tag in der Geschichte Is-
raels und des jüdischen
Volkes eingehen. Seit
dem Holocaust wurden

noch nie so viele Jüdinnen und Juden an
einem einzigen Tag ermordet, wie von der
militanten Hamas am letzten Samstag.
Entsprechend düster ist Stimmung in Isra-
el. Die Bilder, die zunehmend an die Öf-
fentlichkeit dringen, die Geschichten, die
Überlebende erzählen, zeugen von unge-
heuerlicher Bestialität, die
in Israel Assoziationen an
Pogrome und die Shoah
hervorrufen. Dass solch ei-
ne Tat ausgerechnet im jü-
dischen Staat geschehen
konnte, der sich nach
Auschwitz als sicherer Ha-
fen für das jüdische Volk
verstand, dass ausgerechnet
hier Juden aufgrund des ka-
tastrophalen Versagens des
eigenen Aufklärungs- und
Sicherheitsapparates ihrer
Abschlachtung hilflos aus-
geliefert waren, löste in der Gesellschaft
nicht nur Schockwellen aus, sondern auch
unbändige Wut. Premier Benjamin Neta-
nyahu sagte in einer Ansprache kurz nach
der Tat, man werde dafür „Rache“ nehmen.
Die Regierung erklärte, man werde die Ha-
mas zerstören und auslöschen.

Rückblick Nach mehreren Kriegen mit den
Islamisten in Gaza, allen voran der Hamas,
die in dem Küstenstreifen regiert, aber auch
mit dem Palästinensischen Islamischen Ji-
had, wird Israel jetzt einen gänzlich ande-
ren Krieg führen als bisher. Alle Gaza-Kriege
seit 2008 folgten einem gewissen Szenario,
das die verfeindeten Parteien kannten. Die-
se Operationen, wie Israel sie nannte, waren
stets begrenzt. Für Israel ging es nur darum,
die Islamisten so zu treffen, dass für einige
Zeit wieder Ruhe einkehrte. Die wiederum
hatten häufig innerpalästinensische politi-
sche Gründe, warum sie die Waffengänge
provozierten, wollten aber gleichzeitig na-
türlich den zionistischen Feind, den Besat-
zer, treffen und verwunden.
Israel griff schon zweimal – 2014 und
2008/2009 – mit Bodentruppen in Gaza
ein, doch überwiegend führte die Armee
diese Operationen mit Luftschlägen aus.
Die Hamas feuerte Tausende ihrer Raketen
ab, die allerdings zumeist von dem israeli-
schen Abwehrsystem „Iron Dome“ abge-
fangen wurden. Der Erfolg war eher psy-
chologisch. Israelis mussten bei Raketen-
alarm mehrmals am Tag in die Schutzräu-

me flüchten, im Süden des Landes kam der
Alltag zum Erliegen. Raketenangriffe auf
Tel Aviv waren für die Islamisten in erster
Linie ein Prestigegewinn und ein Signal an
Israel, dass man auch das Herz des Landes
erreichen kann. Irgendwann kam es stets
zu einem Waffenstillstand. In Jerusalem
hieß es dann, man habe den Feind ent-
scheidend geschwächt. Doch das stimmte
de facto nie, was in diesen Tagen allen Is-
raelis endgültig klar geworden sein dürfte.
Man muss diese Entwicklung kennen, um
zu begreifen, was Israel jetzt aufgrund der

Monstrosität des Überfalls
aus seiner Sicht tun muss:
Die eigene Abschreckungs-
kraft muss wiederherge-
stellt werden.
Die Feinde Israels haben
dessen Versagen genau ver-
folgt. Iran, der Israel seit
Jahren „von der Landkarte
streichen“ will, investiert
viel, um diese Vernich-
tungsfantasie Realität wer-
den zu lassen. Sein Regime
unterstützt seit Jahren die
Hamas und den Islami-

schen Dschihad in Palästina - finanziell,
mit Waffen und Know-how. Ebenso die
schiitische Hisbollah im Libanon an der
Nordgrenze Israels. Sie verfügt
über etwa 130.000 bis
150.000 Raketen, viele GPS-
gesteuert, die über eine we-
sentlich größere Sprengkraft
als die Raketen der Hamas ver-
fügen und jeden Ort in Israel
erreichen können. Ein Krieg
mit der Hisbollah wäre für die
Heimatfront Israels fatal, aber
ebenso für den Libanon. Die
israelische Air Force wäre ge-
zwungen, mit aller Gewalt und
vor allem schnell die Raketen
zu zerstören, um die Infra-
struktur des eigenen Landes
schützen. Da auch ein solcher
Krieg ein asymmetrischer wäre,
würde dies für die Zivilbevöl-
kerung im Libanon eine Kata-
strophe bedeuten. Organisa-
tionen wie Hisbollah, Hamas
und andere agieren militärisch
ganz bewusst aus zivilen Ge-
bieten.
Das Vorgehen der Regierung
Netanyahu und der Armee ist
deutlich. In kürzester Zeit wur-
den 300.000 Reservisten einbe-
rufen, so viele wie seit Jahr-
zehnten nicht mehr. Es besteht
kein Zweifel, dass Israel die Ha-

mas diesmal vernichten will. Allen Feinden,
insbesondere dem Iran, gilt es zu signalisie-
ren, dass man sich besser nicht mit dem jü-
dischen Staat anlegt und dass er nicht so
schwach ist, wie er zuletzt erschien.

Spaltpilz Justizreform Tatsächlich haben
die vergangenen Monate die israelische
Gesellschaft gespalten. Die Absicht der Re-
gierung, eine Justizreform umzusetzen, die
ein Ende der demokratischen Gewaltentei-
lung bedeutet hätte, führte über mehr als
neun Monate zu regelmäßigen Demonstra-
tionen. Viele Israelis entschieden sich, aus
Protest gegen die Regierung ihren freiwilli-
gen Reservedienst bei der Armee nicht
mehr zu erfüllen. Es drohte eine allmähli-
che Erosion der Kampfkraft der stärksten
Armee der Welt. Geheimdienste und Mili-
tärs warnten Netanyahu, seine Politik wür-
de die Sicherheit des Landes gefährden.
Die Feinde Israels könnten angreifen.
Das geschah nun. Und aufgrund ihrer un-
glaublichen Barbarei erschütterte die Atta-
cke Israel mehr als jeder Raketenangriff.
Staat und Gesellschaft sind erst einmal zu
allem bereit. Doch dieser Krieg wird die
Resilienz der Israelis auf die Probe stellen.
Eine Bodenoffensive in Gaza wird nicht
nur die Opferzahlen auf der palästinensi-
schen Seite in die Höhe schnellen lassen,

viele israelische Soldaten werden im Häu-
serkampf im engen und dichtbesiedelten
Gaza fallen. Die Regierung hat jedoch kei-
ne Wahl. Die Israelis erwarten eine über-
zeugende militärische Antwort – erst recht,
da sie Premier Netanyahu und seine Koali-
tion für das Debakel verantwortlich ma-
chen. Nicht zu vergessen: Der Hamas ist es
bei ihrem Anschlag gelungen, schätzungs-
weise 150 Menschen als Geiseln nach Gaza
zu verschleppen. Das ganze Land erwartet
von Netanyahu, dass er all diese Kinder,
Frauen, Männer und Alte zurückbringt.
Iran, der Erzfeind, dessen Streben nach der
Atombombe in Jerusalem als existentielle
Bedrohung angesehen wird, kann sich
freuen. Es wird heftig diskutiert, ob Tehe-
ran der Hamas die Zustimmung für den
Angriff gegeben hat. Dass Iran seit Jahren
mit Hisbollah, Hamas, dem Dschihad und
anderen den Kampf gegen Israel koordi-

niert, ist bekannt. So hatte das Schiiten-Re-
gime jetzt auch ein unmittelbares Interesse,
die Friedensgespräche zwischen Israel und
Saudi-Arabien zu stoppen.

Flächenbrand droht Bereits 2020 war
man in Teheran wütend über das „Abra-
ham-Abkommen“, das zu einer Normali-
sierung zwischen Israel, den Vereinigten
Arabischen Emiraten, Bahrain und auch
Marokko und Sudan führte. Ein Friedens-
vertrag mit den Saudis würde Israel nicht
nur in der sunnitischen Welt aufwerten,
sondern Iran bedrohen. Denn gleichzeitig
sollte ein Vertrag mit den USA Realität wer-
den, der den Saudis garantiert, dass die US-
amerikanische Armee Riad bei einem An-
griff automatisch zu Hilfe eilt. So lauteten
zumindest die Forderungen Riads. Das ist
jetzt in weite Ferne gerückt.
Die Gefahr, dass dieser Gaza-Krieg zu ei-

nem Flächenbrand wird, ist groß. An der
Nordgrenze kommt es mit der Hisbollah
immer wieder zu Scharmützeln. Je nach
Lage könnte Teheran der Organisation grü-
nes Licht geben, Israel in einen Zwei-Fron-
ten-Krieg zu zwingen, obwohl die USA da-
vor gewarnt haben. Der Flugzeugträger USS
Ford befindet sich im östlichen Mittelmeer,
bereit, in so einem Fall einzugreifen, um
Israel zu schützen. All das könnte unge-
ahnte Folgen für den Nahen Osten und die
gesamte Welt haben. Doch im Augenblick
ist Israel entschlossen, die Hamas zu ver-
nichten. Nur: Was, wenn dies gelingt? Wer
übernimmt am Tag 1 nach dem Krieg dort
die Macht? Darauf hat im Augenblick nie-
mand eine Antwort. Richard C. Schneider T

Der Autor war lange Jahre Israel-

Korrespondent der ARD und arbeitet

heute als freier Journalist in Tel Aviv.

Derzeit bereitet die israelische Armee in der Wüste eine mögliche Bodenoffensive im Gazastreifen vor. Kommt es zum Häuserkampf, wird er auf beiden Seiten viele Opfer kosten. Aber die Regierung in Jerusalem hat keine Wahl: Die Bevölkerung erwartet eine überzeugen-
de militärische Antwort auf die brutalen Angriffe der Hamas. © picture-alliance/Matrix Images/Jim Hollander

Viele Soldaten
werden im

Häuserkampf
im engen und
dichtbesie-
delten Gaza

fallen. Seit Jahrzehnten Staatsräson
BEZIEHUNGEN Deutschland trägt zur Sicherheit Israels bei, irritiert den Partner aber auch

Israels Sicherheit als deutsche Staatsräson:
Ein Satz Angela Merkels (CDU) vor der
Knesset im Jahr 2008 sorgt bis heute für
Diskussionen. Hat die Bundeskanzlerin da-
mals so etwas wie eine militärische Bei-
standspflicht formuliert? Realisten verwei-
sen demgegenüber auf etwas anderes: We-
der sei Israel auf einen solchen Beistand
unmittelbar angewiesen, noch kümmerten
sich Organisationen wie Hamas oder His-
bollah groß um die Meinung in Berlin,
wenn sie Angriffe auf Israel starten.

Kontinuitäten Merkels Satz findet sich im
Koalitionsvertrag der Ampelparteien, ge-
prägt hat ihn vor Jahren schon der Sozial-
demokrat Rudolf Dreßler als deutscher
Botschafter in Tel Aviv, und auch Merkels
Amtsvorgänger Gerhard Schröder (SPD)
gab sich unmissverständlich: „Israel be-
kommt das, was es für die Aufrechterhal-
tung seiner Sicherheit braucht, und es be-
kommt es dann, wenn es gebraucht wird.“
Zum Beispiel U-Boote. Für die Lieferungen
und Teilfinanzierung von „Dolphin“-U-Boo-
ten für Israel entschloss sich Schröders Amts-
vorgänger Helmut Kohl (CDU) auch des-
halb, weil diese Israels Zweitschlagfähigkeit
sicherstellen und damit israelische Abschre-
ckung glaubwürdig machen sollten. 2017
vereinbarten Deutschland und Israel den
Bau drei neuer U-Boote der Klasse „Dakar“,
die damals mit Kosten in Höhe von 1,8 Mil-
liarden Euro veranschlagt worden sind, wo-

von die deutsche Seite 570 Millionen Euro
als Zuschuss bis ins Jahr 2027 übernehmen
will.
Deutsche Bundesregierungen setzen dane-
ben immer auch auf den Ansatz, ein stabi-
les und sicheres regionales Umfeld für Isra-
el zu schaffen: Etwa durch Teilnahme der
Bundeswehr an UN-Missionen wie UNI-
FIL, die Waffenschmuggel im Mittelmeer
unterbinden und für sichere Seewege sor-
gen soll, oder durch die jahrelangen, aber
einstweilen erfolglosen diplomatischen Be-
mühungen zur Einhegung des iranischen

Atomprogramms. Auch finanzielle Hilfen
für die Palästinenser versteht die Bundesre-
gierung als Beitrag zur Stabilität. Deutsch-
land ist einer der größten bilateralen Geber
bei Entwicklungszusammenarbeit, huma-
nitärer Hilfe, ziviler Krisenprävention und
im Bereich Kultur und Bildung in den Pa-
lästinensergebieten. In den Jahren 2021
und 2022 beliefen sich die Zusagen auf
340 Millionen Euro. Die Bundesregierung
steht hier aber in der Kritik: Teile dieser
Mittel flössen in die Taschen der Hamas,
zudem gehe sie nicht entschieden gegen
den Geldfluss von Ländern wie Katar an
die Terrororganisation vor.

UN-Resolutionen Ein Dauerthema israeli-
scher Kritik an Deutschland ist zudem das
deutsche Abstimmungsverhalten in UN-
Gremien. Die FDP-Fraktion hatte sich
2019, damals als Oppositionsfraktion, die
Mühe gemacht, die Resolutionen in einem
Antrag (19/7560) zu zählen, mit denen
ausschließlich Israel verurteilt wird, andere
Akteure des Nahost-Konflikts aber nicht
einmal benannt werden. Als „absurd“ be-
zeichnet der Abgeordnete Frank Müller-Ro-
sentritt (FDP), dass die UN jedes Jahr mehr
Resolutionen gegen Israel als gegen alle an-
deren Staaten dieser Welt zusammen verab-
schiede – zum größeren Teil mit deutscher
Zustimmung oder Enthaltung. So verkom-
me die Rede von der deutschen Staatsräson
zur Floskel. Alexander Heinrich T

„Dolphin“-U-Boot der israelischen Marine
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Zurück an die Macht
SLOWAKEI Ex-Premier Fico schmiedet eine Dreierkoalition

Die erste Konsequenz aus dem Ergebnis
der slowakischen Parlamentswahl hat
Staatspräsidentin Zuzana Caputova gezo-
gen, während die Regierungsbildung noch
in vollem Gange war: Sie stoppte die Liefe-
rung von militärischem Gerät an die Ukrai-
ne – eine Hilfe, die bislang in der slowaki-
schen Regierung zum Konsens gehörte. Ro-
bert Fico aber, der linkspopulistische Ge-
winner der Parlamentswahl vom 30. Sep-
tember, hatte schon im Wahlkampf auf ei-
ne prorussische Rhetorik gesetzt und ein
Ende der Militärhilfen in Aussicht gestellt.
Gut zwei Wochen nach dem Wahltag ist
klar: Der frühere Premier
wird wohl auch der künfti-
ge Regierungschef sein. Ge-
meinsam mit zwei weiteren
Parteien einigte er sich am
Mittwoch auf die Bildung
einer Dreierkoalition.
Zwölf Jahre lang führte Fi-
co die Regierung in Brati-
slava, bis er 2018 nach dem
Mord am Journalisten Jan
Kuciak zurücktreten muss-
te. Es hatte sich herausge-
stellt, dass die organisierte
Kriminalität Verbindungen
bis in sein engstes Umfeld unterhalten hat.
Vor der Nationalratswahl zeichnete sich
schon früh ab, dass Fico mit seiner links-
populistischen Partei Smer zu den Favori-
ten gehört.
Einen so deutlichen Vorsprung vor den li-
beralen Kräften allerdings hat in der Slowa-
kei niemand vorhergesagt: Mit knapp 23
Prozent der Stimmen wurde Smer zur
stärksten Kraft, mit 18 Prozent landete die
Partei „Progresivne Slovensko“ (PS) auf
dem zweiten Platz. Mit 14,7 Prozent beleg-
te die Mitte-Links-Partei Hlas – eine Ab-
spaltung von Ficos Partei – Rang drei. Die
bei der letzten Wahl siegreiche Bewegung
Olano war mit 8,9 Prozent der Stimmen
weit abgeschlagen. Knapp in Parlament

schafften es die nationalistische SNS sowie
zwei Mitte-Rechts-Parteien.

Königsmacher Bei der Regierungsbildung
kam der Partei Hlas die entscheidende Rol-
le zu: Ohne sie hätten weder Fico noch
sein Herausforderer Michal Simecka von
der zweitplatzierten PS eine Regierung bil-
den können. Hlas wird geführt vom frühe-
ren Kurzzeit-Premierminister Robert Pelle-
grini und gilt als Verfechter sowohl der EU
als auch der Nato.
Ob sie sich allerdings im Dreierbündnis
mit dem Linkspopulisten Fico und den

prorussischen Rechtsnatio-
nalen von der SNS wird
durchsetzen können, gilt
als fraglich: Politologen
rechnen damit, dass eine
von Fico geführte Regie-
rung in der EU ähnliche
Positionen beziehen könn-
te wie die des ungarischen
Premiers Viktor Orban.
Dass Russland stark in den
slowakischen Wahlkampf
eingegriffen hat, davon ge-
hen Beobachter aus. Desin-
formations-Webseiten sind

in der Slowakei sehr verbreitet. Meinungs-
forscher im Land äußerten sich besorgt,
nachdem sich Vorhersagemodelle wie auch
die Hochrechnung am Wahltag als unge-
nau herausgestellt hatten. Viele Wähler
hätten sich geweigert, mit ihnen zu spre-
chen; auch bei den traditionellen Exit Polls
an den Wahllokalen seien sie oft auf Mau-
ern des Schweigens gestoßen. Das habe ei-
ne neue Dimension angenommen. Als
Meinungsforscher seien sie als Teil des
„Systems“ wahrgenommen worden, gegen
das viele Slowaken mit ihrer Wahl ge-
stimmt hätten. Kilian Kirchgeßner

Der Autor ist freier Korrespondent für

Tschechien und die Slowakei.

Beobachter
gehen davon
aus, dass Russ-
land stark in
den Wahl-

kampf einge-
griffen hat.

Bedroht durch Russland
MOLDAU Union scheitert mit Antrag zur Unterstützung

Die Unionsfraktion ist mit einem Antrag
zur Unterstützung der Republik Moldau ge-
scheitert. Die Vorlage (20/8730) wurde am
Donnerstag mit dem Votum aller übrigen
Fraktionen abgelehnt. Die Union begrüßte
darin ausdrücklich die EU-Perspektive für
das Land, ist allerdings der Auffassung,
„dass die bisher von der Bundesregierung
und der EU zur Unterstützung, Entwicklung
und Resilienz des Landes ergriffenen Maß-
nahmen nicht ausreichen, sondern intensi-
viert werden müssen“. Die Bundesregierung
„sollte den EU-Beitritt Moldaus deutlicher
als bisher zu einem ihrer außen- und euro-
papolitischen Schwerpunkte machen und
angesichts der andauernden Wirtschaftskri-
se die Tagung der Moldova Support Plat-
form im Oktober 2023 in Chisinau für die
Zusage und Organisation weiterer Budget-
hilfe zu nutzen, damit die pro-europäische
Regierung der Republik Moldau handlungs-
fähig bleibt“. Weitere Forderungen zielten
auf die Stärkung der Energiesicherheit und
die -unabhängigkeit, die Sicherheit und Ver-
teidigungsfähigkeit des Landes sowie die
Förderung der moldauischen Wirtschaft. So
sollte aus Sicht der Unionsfraktion etwa die
Heranführung der Republik Moldau an den
EU-Binnenmarkt intensiviert, für Investitio-
nen geworben und innovative Modelle, wie
die Einrichtung einer gemeinsamen Wirt-

schaftszone mit Rumänien, gefördert wer-
den.
Tilman Kuban (CDU) argumentierte in der
Debatte, Russland lasse nicht locker in sei-
nem Bemühen, das Land mit Desinformati-
onskampagnen gegen die proeuropäische Re-
gierung aufzuhetzen. Johannes Schraps
(SPD) verwies darauf, dass Koalition und
Union schon im vergangenen Jahr gemein-
sam einen Beschluss zur Unterstützung Mol-
daus gefasst hätten und Deutschland das
Land auf seinem EU-Kurs bereits auf vielerlei
Art und Weise unterstütze. Markus Frohn-
maier (AfD) wandte sich gegen einen EU-
Beitritt. Es sei klar, dass es sich hier um den
nächsten Bezieher von Transferleistung
handle, das sei den deutschen Steuerzahlern
nicht zu vermitteln. Robin Wagener (Grüne)
sagte, dass kein anderes Land die Folgen des
russischen Angriffs auf die Ukraine derart zu
spüren bekommen habe: Neben der beein-
druckenden Bereitschaft, Flüchtlinge aufzu-
nehmen, seien die Menschen explodieren-
den Energiepreisen ausgesetzt und aggressi-
ven Destabilisierungsversuchen Russlands.
Auch Anikó Glogowski-Merten (FDP) ver-
wies darauf, dass Russland an allen Stellen
versuche, Unruhe zu stiften. Das habe auch
mit der mit europäischer Hilfe bewerkstellig-
ten Verringerung der Energieabhängigkeit
Moldaus von Russland zu tun. ahe T

D
er neueste Wahlspot von
Polens Regierungspartei
PiS spielt wenige Tage vor
der Entscheidung an den
Urnen vom Sonntag
noch einmal mit der

Angst: Der Krieg in der Ukraine, die „Inva-
sion von Flüchtlingen an der Grenze zu Be-
larus“, die Energiekrise, Inflation und Co-
vid. „Hätte Donald Tusk mit seiner Chaos-
Regierung darauf eine Antwort gehabt?“,
fragt Premierminister Mateusz Morawiecki.
In dunklen Farben wird sodann eine herz-
lose Politik der Vorgänger gezeichnet, die
die Bürger zwischen 2007 und 2015 in Ar-
mut und Verzweiflung getrieben habe.
Dann werden die Farben wieder hell: „PiS
bedeutet konkrete Taten, gehaltene Wahl-
versprechen, reale Problemlösungen“, sagt
Morawiecki und verspricht neue, bessere
Renten und Wohnungsbauprogramme.
Polens liberale und linke Opposition wirbt
dagegen für eine Lockerung des rigiden Ab-
treibungsgesetzes, eingetragene Lebenspart-
nerschaften für jegliche Geschlechter, ein
besseres Gesundheitssystem und einen ge-
ringeren Einfluss der katholischen Kirche.
Doch ihre Wahlspots in TV und Internet
wirken verglichen mit PiS oft zahm und
farblos.
Davon hebt sich einzig die rechtsextreme
„Konföderation“ ab, die vor allem Online
präsent ist und gezielt mit dem Bürger-
wunsch nach Niedrigsteuern und der Ab-
neigung gegen die rund eine Million ukrai-
nischen Flüchtlinge im Land spielt.
Ausgerechnet die „Konföderation“ dürfte
das Zünglein an der Waage werden, wenn
Jaroslaw Kaczynskis konservative Partei
„Recht und Gerechtigkeit“ (PiS) – wie alle
neueren Umfragen andeuten – zwar erneut
stärkste Partei in Polen, aber keine absolu-
te Mehrheit mehr im Parlament erreichen
würde. Ideologisch sind die Rechtsextre-
men PiS am nähesten; ein paar ihrer Ver-
treter haben von 2005 bis 2007 mit der ers-
ten Kaczynski-Regierung zusammengear-
beitet. Der neue „Konföderation“-Chef Sla-
womir Mentzen hat im Wahlkampf ver-
sprochen, keine Koalition mit PiS einzuge-
hen. Doch dies könnte sich am Tag nach
der Wahl rasch ändern.

Verunglimpfung des Erzfeindes Im
Wahlkampf pocht die PiS immer wieder
auf die gewachsene Bedeutung Polens als
Nato-Frontstaat, bedient aber auch die
kriegsbedingten Ängste der Polen vor einer
Invasion, vor Fremden und sozialen Nö-
ten. Wie im Wahlkampf von 2015 – der PiS
nach acht langen Jahren zurück an die
2007 vorzeitig verlorene Macht gebracht
hatte – geht es auch diesmal viel um die
Angst vor Geflüchteten: PiS-Spots zeigen
brennende Autos in den Pariser Vorstädten,
endlos erscheinende Kolonnen dunkelhäu-
tiger Männer und Steine werfende Migran-
ten an der Grenze zu Belarus.
Dazu spielt PiS erneut die „deutsche Kar-
te“, ein Schachzug Kaczynskis zur Verun-
glimpfung seines liberalen Erzfeindes Do-
nald Tusk, des einstigen EU-Ratsvorsitzen-
den. Kaczynkis Behauptung ist einfach und
suggestiv zugleich: Tusk, Vorsitzender der
von ihm einst mitgegründeten Bürgerplatt-
form (PO), sei ein Lakai Berlins, der in sei-
ner Regierungszeit von 2007 bis 2014 die
pro-russische Politik Angela Merkels in Po-
len vertreten habe und heute die deutsche
Hegemonie in der EU wiederherstellen
und die Bezahlung von Reparationen für
den Zweiten Weltkrieg verhindern wolle.
Diese Verschwörungstheorie verfängt vor
allem bei älteren Bürgern, denn sie greift
gezielt auf Versatzstücke der kommunisti-
schen anti-westlichen Propaganda zurück.
Um das Gefühl der äußeren Bedrohung zu
verstärken, hat die PiS-Regierung, dem Vor-
bild Viktor Orbans in Ungarn folgend, am
Tag der Parlamentswahl noch ein Referen-
dum mit Fragen zur Migrations-, Sicher-

heits- und Privatisierungspolitik angesetzt.
Die Opposition, die es im Vorfeld trotz
monatelanger Verhandlungen nicht ge-
schafft hat, sich auf eine Einheitsliste zu ei-
nigen, ruft mehrheitlich zum Boykott die-
ses Referendums auf. Gleichzeitig versucht
sie, eine möglichst hohe Wahlbeteiligung
zu erreichen. So gibt es spezielle Kampa-
gnen, die sich an Frauen, Jugendliche und
Nichtwähler richten. In diesen Kreisen
sieht sie noch Potenzial. Rund 30 Prozent
der Polen wollen laut Umfragen nicht an
die Urnen gehen, etwa acht Prozent wissen
noch nicht, welcher Partei sie ihre Stimme
geben wollen.

Müde vom Zweikampf Immer mehr Po-
len sind indes ermüdet vom nunmehr be-
reits fast 20 Jahre dauernden Zweikampf
zwischen den beiden Altpolitikern
Kaczynski (74) und Tusk (66), die sich im-
mer aggressivere Schlammschlachten lie-
fern. So lehnte PiS-Chef Kaczynski eine TV-
Debatte mit Tusk mit dem Verweis ab, mit
„Lügnern“ würde er nicht reden. Tusk wie-

derum schimpfte Kaczynski einen „Feig-
ling“ und bezeichnete ihn als weltfremden
Junggesellen.
Der Streit der beiden einstigen „Solidar-
nosc“-Dissidenten Kaczynski und Tusk bin-
det mittlerweile auch Ressourcen des pol-
nischen Staates. So hat PiS in den vergan-
genen acht Jahren viel unternommen, um
einen liberalen Machtwechsel zu erschwe-
ren. Der sofort nach dem Wahlsieg vom
Herbst 2015 einsetzende Umbau der
Staats-, Justiz- und Medienlandschaft mag
zwar teils ideologisch begründet sein, er
beeinflusst inzwischen aber auch künftige
Wahlen. So befindet sich etwa das Oberste
Gericht, das die Rechtmäßigkeit der Wahl-
ergebnisse bestätigen muss, inzwischen fast
völlig in den Händen von regierungsnahen
Richtern. Das Gleiche gilt für den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk. Dazu wurden
bereits 2016 das Verfassungsgericht, der
Landesjustizrat und die Bezirksgerichte
den Bedürfnissen der PiS unterworfen. Die-
se umstrittene Justizreform hat Warschau
mehrere EU-Rechtsstaatsverfahren einge-

handelt und zum Einfrieren von rund
35 Milliarden Euro aus dem EU-Corona-
Wiederaufbaufonds geführt.
Landesweit hochgerechnet deuten die Um-
fragen der vergangenen Tage auf einen Vor-
sprung von PiS und „Konföderation“ von
vier Parlamentssitzen vor den drei mögli-
chen oppositionellen Koalitionsparteien
PO, Linke und „Dritter Weg“ hin. Sie könn-
ten 228 von 460 Sitzen im Sejm gewinnen.
In Prozenten schneidet PiS regelmässig
rund fünf Prozent besser ab als die PO.
Kommt es so, würde Staatspräsident
Andrzej Duda nach Bestätigung der offi-
ziellen Ergebnisse durch das Oberste Ge-
richt dem heutigen Regierungschef Mora-
wiecki den Regierungsbildungsauftrag
übertragen. PiS hätte danach 30 Tage Zeit,
die rechtsextreme „Konföderation“ mit ins
Boot zu holen, sei es in einer formellen Re-
gierungskoalition oder für eine von der
„Konföderation“ geduldete Minderheitsre-
gierung. Paul Flückiger T

Der Autor ist freier Journalist in Polen.

Donals Tusk (links) hat wenig Chancen gegen den amtierenden Regierungschef Mateusz Morawieckit (rechts) – die Opposition hat es
trotz monatelanger Verhandlungen nicht geschafft, sich zu einen. © picture-alliance/EPA/ZBIGNIEW MEISSNER/RADEK PIETRUSZKA

Umbau nach Maß
POLEN Die Regierungspartei PiS hat in den vergangenen

Jahren viel unternommen, um einen liberalen Machtwechsel
zu erschweren. Die Wahl am Sonntag dürfte sie wieder

gewinnen, aber diesmal ohne absolute Mehrheit

Dörfer in Trümmern
AFGHANISTAN Nach Erdbeben wächst der Hilfsbedarf

Nach mehreren starken Erdbeben spitzt
sich die humanitäre Lage in Afghanistan
weiter zu: Mehrere Dörfer in der nordwest-
lichen Provinz Herat seien fast vollständig
zerstört, etwa 12.000 der rund 1,8 Millio-
nen in der Region beheimateten Menschen
unmittelbar von den Auswirkungen betrof-
fen, sagte eine Vertreterin der Bundesregie-
rung am Mittwoch im Ausschuss für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe.
Am vergangenen Wochenende sowie am
Mittwoch hatten mehrere Erdstöße mit ei-
ner Stärke von bis zu 6,3 auf der Richter-
skala die Region nahe der Grenze zu Iran
schwer erschüttert. Dabei starben laut An-
gaben der Taliban mehr als 2.000 Men-
schen, mehr als 2.000 wurden demnach
verletzt. Das Nothilfebüro der Vereinten
Nationen (VN), OCHA, bezifferte die Zahl
der Todesopfer auf rund 1.300. Überpro-
portional betroffen seien Frauen und Kin-
der, so die Vertreterin der Bundesregierung.
Noch immer werde nach Vermissten ge-
sucht, Verletzte müssten dringend medizi-
nisch versorgt werden, es fehle aber an al-
lem, so die Regierungsvertreterin. Der na-
hende Winter verschärfe die Situation:
Schon jetzt fielen die Temperaturen nachts
unter zehn Grad.
Neben VN und EU hat auch das Auswärti-
ge Amt bereits zusätzliche Hilfen in Höhe

von fünf Millionen Euro zugesagt. Mit dem
Geld soll über einen Hilfsfonds die Arbeit
mehrerer VN-Organisationen unterstützt
werden, die Notunterkünfte und Nahrung
bereitstellten. Außerdem prüfe man die
Unterstützung von Nichtregierungsorgani-
sationen vor Ort, so die Regierungsvertrete-
rin. Insgesamt habe Deutschland im Jahr
2023 bereits 100 Millionen Euro für huma-
nitärer Hilfe in Afghanistan geleistet.

Drohende Hungersnot Nichtsdestotrotz
warnt das Welternährungsprogramm
(WFP) aufgrund drastisch gesunkener Fi-
nanzmittel vor einer Hungersnot im
Land. Das WFP habe für Afghanistan 80
Prozent weniger Geld als im vergangenen
Jahr, sagte Asien-Regionaldirektor John
Aylieff gegenüber den Abgeordneten des
Menschenrechtsausschusses. Statt 1,6 Mil-
liarden US-Dollar stünden nur 340 Mil-
lionen zur Verfügung. Aylieff warb um
mehr finanzielle Unterstützung. Derzeit
litten 15 Millionen Afghanen und Afgha-
ninnen Hunger. Wegen fehlender Finan-
zierung müssten bereits Menschen abge-
wiesen werden, so Aylieff. Durch die Erd-
beben sei die Not gewachsen. Es sei damit
zu rechnen, dass allein in Herat in den
kommenden Monaten bis zu 100.000
Menschen Hilfe benötigten. sas T

Kanzleramt sah sich in Rolle des »ehrlichen Maklers«
AFGHANISTAN-UNTERSUCHUNGSAUSSCHUSS Zeugen berichten über Uneinigkeit innerhalb der Bundesregierung

Die Aussagen zweier Zeugen im 1. Unter-
suchungsausschuss Afghanistan (siehe
Stichwort) haben am Donnerstag die bis-
herigen Eindrücke des Gremiums bestätigt:
Der Abzug der Bundeswehr lief nahezu
perfekt ab – die Evakuierung der Ortskräfte
umso chaotischer. Dafür gibt es den Zeu-
gen zufolge viele Gründe. Unbestritten ist,
dass die deutschen Behörden auf diese Auf-
gabe nicht genug vorbereitet waren. Hinzu
kamen offenkundig zwei grundlegend ver-
schiedene Perspektiven innerhalb der da-
maligen Bundesregierung mit der Folge,
dass die Ministerien sich gegenseitig blo-
ckiert haben. Das Bundeskanzleramt, das
den Knoten hätte lösen können, verhielt
sich passiv.

Schwierige Visavergabe Nachdem der
Ausschuss am Donnerstagnachmittag den
tausenden Opfern des Erdbebens in Af-
ghanistan mit einer Gedenkminute ge-
dacht hatte, trat der erste Zeuge in den
Zeugenstand. Im Untersuchungszeitraum
war er Leiter des Referats im Auswärtigen
Amt (AA), das die Visavergabestellen berät
und Verträge mit externen Dienstleistern
ausarbeitet. Der Zeuge berichtete ausführ-
lich über die Versuche seines Referats, das
Visavergabeverfahren für afghanische
Staatsbürger zu vereinfachen.

Die Visavergabe sei schwierig gewesen,
denn in Kabul habe es keine Visastelle ge-
geben. Antragsteller hätten nahezu ein Jahr
auf einen Termin bei der Botschaft in der
pakistanischen Hauptstadt Islamabad war-
ten müssen, um überhaupt einen Antrag
stellen zu können. Deshalb habe sein Refe-
rat frühzeitig eine Zusammenarbeit mit der
Internationalen Organisation für Migrati-
on (IOM) vorgeschlagen, die auf dem UN-
Gelände in Kabul arbeitete. Doch das Bun-

desinnenministerium (BMI) sei dagegen
gewesen. Man könne den lokalen Mitarbei-
tern dieser UN-Organisation aus Sicher-
heitsgründen nicht vertrauen, habe es zur
Begründung geheißen. Aus demselben
Grund habe das BMI das Einschalten exter-
ner Dienstleister in Pakistan abgelehnt.
Der Zeuge schilderte, wie das BMI schluss-
endlich im Jahr 2021 nachgab und wie sich
die Zusammenarbeit mit der IOM gestalte-
te. Seinen Aussagen zufolge habe sie erst

begonnen, die Anträge der Ortskräfte ent-
gegenzunehmen, als die Taliban schon die
afghanische Hauptstadt überrollten.

Spät eingeschaltet Die zweite Zeugin,
Leiterin des Referats im Bundeskanzleramt,
das für innenpolitische Angelegenheiten
zuständig ist, sagte aus, ihr Referat habe
erst ab Ende April 2021 an den regelmäßi-
gen Ressortbesprechungen teilgenommen.
„Wir wurden auf Initiative des BMI einge-
laden und haben versucht, uns einzuarbei-
ten.“ Wenn es früher dabei gewesen wäre,
„hätte sich auch nichts geändert“.
Zur Begründung des zurückhaltenden Ver-
halten ihres Hauses sagte sie, generell wür-
de es erst die Ressortpositionen anschauen,
dann sollte versucht werden, die Konflikte
auf Arbeitsebene zu lösen. Die Bundes-
kanzleramt habe die Rolle eines „ehrlichen
Maklers“ nicht aufgeben wollen und sich
deswegen nicht zu früh eingeschaltet.
Die damalige Verteidigungsministerin An-
negret Kramp-Karrenbauer (CDU) habe al-
lerdings im Juni 2021 die Ausweitung des
Berechtigtenkreises für eine Aufnahmezu-
sage gefordert. In einer Besprechung unter
den Ministerinnen und Ministern eine Wo-
che später habe Bundeskanzlerin Angela
Merkel entschieden, dieser Forderung
nachzukommen. Cem Sey T

> STICHWORT

Was macht der 1. Untersuchungsausschuss Afghanistan?

> Aufgabe Unter Leitung von Ralf Stegner (SPD, Foto) soll das
zwölfköpfige Gremium die Umstände und Verantwortlichkeiten
rund um den Abzug der Bundeswehr in Afghanistan und die
Evakuierung des deutschen Personals und der Ortskräfte auf-
klären.

> Untersuchungszeitraum Betrachtet wird der Zeitraum vom
29. Februar 2020 – dem Abschluss des sogenannten Doha-Ab-
kommens zwischen der US-Regierung unter Ex-Präsident Do-
nald Trump und Vertretern der Taliban – bis zum Ende des
Mandats zur militärischen Evakuierung aus Afghanistan am
30. September 2021.
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Folgen der
Zuwanderung
SOZIALES Die Auswirkungen der Zuwan-
derung auf die deutschen Sozialsysteme
sollten nach Ansicht der AfD-Fraktion wis-
senschaftlich evaluiert werden. Ein entspre-
chender Antrag der Fraktion (20/7665)
stand am Freitag nach Redaktionsschluss
auf der Tagesordnung des Bundestages und
sollte zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse, allen voran den Ausschuss für Ar-
beit und Soziales, überwiesen werden.
Damit die Sozialsysteme stabil bleiben,
kommt es laut AfD „auf die richtige Zu-
wanderung“ an. Der Beitrag von Migration
zur gesetzlichen Kranken-, Renten- sowie
Arbeitslosenversicherung solle daher nach
dänischem Vorbild erfasst werden. Die dä-
nische Studie unterscheide zwischen ein-
heimischen Dänen, Zuwanderung aus
„westlichen Ländern“, Zuwanderern aus
„sonstigen nicht-westlichen Ländern“ und
Zuwanderung aus den sogenannten MEN-
APT-Ländern (Naher Osten, Nordafrika,
Pakistan und Türkei), heißt es in dem An-
trag der AfD-Fraktion.
In einer Antwort (20/8270) auf eine Kleine
Anfrage (20/8091) der CDU/CSU-Fraktion
zum selben Thema hatte die Bundesregie-
rung Ende September konstatiert, dass sich
die Folgen der Zuwanderung für die Sozial-
systeme nicht mit Zahlen beziffern ließen.
Sie erklärte unter anderem, dass es keine
Zu- und Fortzugsstatistik gebe, mit der der
Zuwanderungsgrund aufgeschlüsselt werde,
verwies aber allgemein auf den tendenziell
verjüngenden Effekt der Zuwanderung auf
die Sozialsysteme. Zuwanderung wirke sich
regelmäßig verjüngend auf die Bevölke-
rungsstruktur aus, mit entsprechenden Fol-
gen für die Sozialsysteme. che T

Bund soll
mehr zahlen
MIGRATION Länder und Kommunen drän-
gen weiter auf dauerhaft höhere Bundes-
mittel für die flüchtlingsbezogenen Kosten.
Zuletzt rechneten auch die SPD-geführten
Bundesländer der SPD-geführten Bundesre-
gierung vor, dass die bisher in Aussicht ge-
stellten Zahlungen zu gering ausfallen
– und sie mehr Unterstützung erwarten.
Bisher will die Bundesregierung die Länder
im Rahmen der vertikalen Verteilung des
Umsatzsteueraufkommens in diesem Jahr
unterm Strich mit 3,4 Milliarden Euro bei
den flüchtlingsbezogenen Kosten entlasten.
Für die Jahre ab 2024 will der Bund jeweils
900 Millionen Euro zur Verfügung stellen.
Das geht aus dem Entwurf des Pauschalent-
lastungsgesetzes (20/8296) hervor, der am
Donnerstag im Bundestag ohne Aussprache
nach zweiter und dritter Lesung verabschie-
det wurde. Mit dem Gesetz will die Bundes-
regierung unter anderem die Beschlüsse der
Ministerpräsidenten der Länder und des
Bundeskanzlers vom 2. November 2022
und vom 10. Mai 2023 umsetzen. Neben
den Koalitionsfraktionen von SPD, Bündnis
90/Die Grünen und FDP stimmte auch Die
Linke für das Gesetz. Union und AfD vo-
tierten dagegen
Ein weiterer Punkt des Gesetzentwurfs ist
die Auflösung des sogenannten Mauerfonds
zum 31. Januar 2024. In diesem wurden die
Erlöse aus der Veräußerung von Mauer- und
früheren innerdeutschen Grenzgrundstü-
cken verwahrt. „Der Zweck des Fonds ist
nach 27 Jahren weitestgehend erfüllt“,
schreibt die Bundesregierung. Künftige Er-
löse sollen den entsprechenden Bundeslän-
dern zur Verfügung gestellt werden. cha T

Der Reform erster Teil
NACHRICHTENDIENSTE Stärkere Eigensicherung geplant

Die Bundesregierung will die Eigensiche-
rung der drei Nachrichtendienste des Bun-
des stärken und das Nachrichtendienst-
recht „auf der Grundlage jüngerer Verfas-
sungsrechtsprechung“ umfassend reformie-
ren. Dies geht aus ihrem Gesetzentwurf
„zum ersten Teil der Reform des Nachrich-
tendienstrechts“ (20/8626) hervor, über
den der Bundestag am Donnerstag erst-
mals debattierte. Damit sollen die Rege-
lungen zur Übermittlung nachrichten-
dienstlich gewonnener Informationen an
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts
angepasst werden.
Da diese Regelungen nur noch bis Ende
dieses Jahres anwendbar sind, sei diese An-
passung besonders dringlich, schreibt die
Bundesregierung in der Vorlage. Angesichts
jüngerer Innentäterfälle bei den deutschen
Nachrichtendiensten gelte dies gleicherma-
ßen für eine wirksame Eigensicherung, die
ebenso einbezogen sei. In einem zweiten
Teil der Reform solle dann im kommenden
Jahr „das Nachrichtendienstrecht insge-
samt zukunftsfest ausgestaltet werden“.
Wie die Bundesregierung in der Begrün-
dung ausführt, setzt der Gesetzentwurf die
Vorgaben um, die das Bundesverfassungs-
gericht zu den Übermittlungsbefugnissen
des Bundesverfassungsschutzgesetzes in
seinem Beschluss vom 28. September 2022
(1 BvR 2354/13) getroffen hat. „Vor dem

Hintergrund der mit dem russischen An-
griffskrieg auf die Ukraine verschärften in-
ternationalen Lage ist im Übrigen beson-
ders vordringlich, die Eigensicherung des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV)
und des Militärischen Abschirmdienstes
(MAD) speziell gegenüber Ausforschungs-
operationen anderer Nachrichtendienste
zu stärken, insbesondere gegenüber Innen-
tätern“, heißt es in der Begründung weiter.
Auch das Gesetz über den Bundesnachrich-
tendienst (BND) soll nach dem Willen der
Bundesregierung geändert werden. In ei-
nem Gesetzentwurf (20/8627), den das
Parlament ebenfalls in erster Lesung be-
handelte, sieht sie vor, auch die Übermitt-
lungsvorschriften des BND-Gesetzes sowie
des Artikel-10-Gesetzes an die Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts anzupassen.
Als Maßnahme der Eigensicherung sollen
laut Vorlage zudem zusätzliche Vorschrif-
ten zum Schutz von Verschlusssachen
durch Kontrollen präzise für den BND ge-
setzlich geregelt werden.
In der Debatte äußerten sowohl Vertreter
der Opposition als auch der Koalitions-
fraktionen deutliche Kritik an den Vorla-
gen. Diese beantworteten entscheidende
Fragen völlig unzureichend, sagte etwa der
Vorsitzende des Parlamentarischen Kon-
trollgremiums, Konstantin von Notz (Grü-
ne). sto T

Bewegung im Dauerstreit
ZUWANDERUNG Georgien und Moldau sollen als sichere Herkunftsstaaten eingestuft werden

N
ach den Landtagswahlen
in Bayern und Hessen
vom vergangenen Sonn-
tag (Seite 7) zeichnet sich
beim Dauerstreit um die
deutsche Migrationspoli-

tik Bewegung ab. Am Freitagabend wollte
sich Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) mit
dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz (MPK), Hes-
sens Regierungschef Boris
Rhein (CDU), und dessen
niedersächsischem Amts-
kollegen Stephan Weil als
Vertreter der SPD-geführ-
ten Länder sowie mit
CDU/CSU-Fraktionschef
Friedrich Merz (CDU) zu
einem Spitzengespräch zur
Asylpolitik treffen. Direkt
davor war dies Top-Thema
der zweitägigen MPK-Bera-
tungen dieser Woche.
Bereits am Mittwoch hatte
Vizekanzler Robert Habeck (Grüne) er-
leichterte Arbeitsmöglichkeiten für Flücht-
linge angekündigt, während Bundesinnen-
ministerin Nancy Faeser (SPD) einen seit
längerem diskutierten Gesetzentwurf „zur
Verbesserung der Rückführung“ präsentier-
te. Einen Tag danach beriet der Bundestag
in zwei aufeinander folgenden Plenarde-
batten über die Migrationspolitik. Zu-

nächst ging es dabei um die Forderung
nach Bezahlkarten für Flüchtlinge zur Stär-
kung des Sachleistungsprinzips (Beitrag
unten), danach stand in erster Lesung der
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur
Einstufung von Georgien und der Republik
Moldau als asylrechtlich sichere Herkunfts-
staaten (20/8629) auf der Tagesordnung.
Wie die Bundesregierung darin darlegt, be-

trug die Anerkennungsquo-
te bei Asylantragstellern aus
Georgien und Moldau im
Jahr 2022 jeweils rund
0,1 Prozent. Durch die Ein-
stufung dieser Länder als si-
chere Herkunftsstaaten wür-
den Asylverfahren ihrer
Staatsangehörigen schneller
bearbeitet. Im Anschluss an
eine negative Entscheidung
über den Asylantrag könne
ihr Aufenthalt in Deutsch-
land schneller beendet wer-
den. Die Bundesrepublik

werde dadurch als Zielland für aus nicht
asylrelevanten Motiven gestellte Asylanträ-
ge weniger attraktiv. Der Individualan-
spruch auf Einzelfallprüfung für Asylan-
tragsteller aus Georgien und der Republik
Moldau bleibe dadurch unberührt.
Bei Staaten, die als sicher bestimmt wer-
den, wird gesetzlich davon ausgegangen,
dass dort generell keine staatliche Verfol-

gung zu befürchten ist und der jeweilige
Staat grundsätzlich vor nichtstaatlicher Ver-
folgung schützen kann, wie die Bundesre-
gierung in der Begründung ausführt. Die
Bestimmung als sicherer Herkunftsstaat
habe für das Asylverfahren zunächst die
Folge, „dass vermutet wird, dass in diesem
Staat keine Verfolgungsgefahr vorliegt“. Es
gelte jedoch auch für Asylverfahren aus si-
cheren Herkunftsstaaten, dass der Antrag-
stellende angehört wird und ihm Gelegen-
heit gegeben werden muss, individuelle
Gründe vorzubringen, die gegen die ver-
mutete Verfolgungssicherheit sprechen.
Ein Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion
mit gleicher Zielrichtung (20/7251) vom
Juni 2023 stand nicht auf der Tagesord-
nung des Plenums, nachdem am Vortag im
Innenausschuss die abschließende Bera-
tung der Vorlage mit den Stimmen der Ko-
alitionsmehrheit vertagt wurde. An dieser
Mehrheit plus den Stimmen der Linksfrak-
tion scheiterte auch ein Plenarantrag der
Unionsfraktion auf sofortige Sachentschei-
dung über die Regierungsvorlage.

Debatte In der Aussprache verwies der
Parlamentarische Innen-Staatssekretär
Mahmut Özdemir (SPD) darauf, dass mehr
als zehn Prozent aller abgelehnten Asylan-
träge von Menschen aus Georgien und
Moldau gestellt würden. Er betonte zu-
gleich, dass die Gesamtzahl der nach

Deutschland Geflüchteten eine Größen-
ordnung erreicht habe, „die eine Unter-
bringung zunehmend schwierig bis un-
möglich macht“. Helge Lindh (SPD) hob
hervor, dass die Koalition den Gesetzent-
wurf auch im Zusammenhang mit Migrati-
onsabkommen sehe, die „Rückführung re-
gulieren“, aber auch legale Einwanderungs-
wege ermöglichten.
Alexander Throm (CDU) nannte die Ein-
stufung der beiden Staaten einen kleinen,

aber wichtigen Schritt. Dieser sei überfällig,
aber gehe nicht weit genug. Vielmehr
müssten auch Indien sowie die Maghreb-
Staaten Algerien, Marokko und Tunesien
als sichere Herkunftsstaaten eingestuft wer-
den. Dies werde von den Grünen blockiert.
Wie Throm wertete Christian Wirth (AfD)
die Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten
als „wichtigen, kleinen Schritt“. Darüber hi-
naus brauche man aber sichere Grenzen,
Abschiebung und die „Festung Europa“.
Stephan Thomae (FDP) plädierte ebenfalls
dafür, auch die Maghreb-Staaten und wei-
tere Länder zu sicheren Herkunftsstaaten
zu erklären. Zugleich warb er für ein „Zu-
sammenstehen“ von Koalition und Union
beim Bemühen, irreguläre Migration in
den Griff zu bekommen.
Filiz Polat (Grüne) betonte demgegenüber,
dass in den Maghreb-Staaten „Lesben,
Schwulen, trans-, inter-, bisexuellen und
queeren Personen mehrjährige Haftstra-
fen“ drohten, wenn sie sich outen. Beim
Thema sichere Herkunftsstaaten brauche es
daher eine sorgfältige Beratung mit Über-
weisung in die Fachausschüsse.
Clara Bünger (Linke) beklagte, dass sich
die Situation queerer Menschen in
Georgien deutlich verschlechtert habe und
in Moldau Roma systematisch diskrimi-
niert würden. Auch lehne ihre Fraktion das
Konzept der sicheren Herkunftsstaaten ge-
nerell ab. Helmut Stoltenberg T

Flüchtlinge am Mittwoch in der hessischen Erstaufnahmeeinrichtung in Gießen. Länder und Kommunen klagen über erschöpfte Kapazitäten bei der Unterbringung von Asylbewerbern. © picture-alliance/dpa/Boris Roessler

»Die Zahl der
Geflüchteten
macht eine

Unterbringung
zunehmend
unmöglich.«
Mahmut Özdemir (SPD)

> STICHWORT

Ankunft und Rückführungspläne

> Asylanträge Im September 2023 wur-
den in Deutschland 27.889 Asylerstan-
träge gestellt, 0,5 Prozent mehr als in
August. Von Januar bis September 2023
waren es damit 233.744 Erstanträge.
Davon betrafen 17.732 in Deutschland
geborene Kinder unter einem Jahr.

> Abschiebung Der Gesetzentwurf des
Bundesinnenministeriums „zur Verbes-
serung der Rückführung“ sieht vor, die
Höchstdauer des Ausreisegewahrsams
von derzeit zehn auf 28 Tage zu verlän-
gern. Auch soll unter anderem die Aus-
weisung von Schleusern forciert werden.

Im Bereich des Möglichen
LEISTUNGEN FÜR ASYLBEWERBER Die Union fordert eine Bezahlkarte, die FDP empfiehlt einen Blick ins Gesetz

Es hätte eine Standarddebatte über einen
Antrag einer Oppositionsfraktion sein kön-
nen. Aber angesichts steigender Flücht-
lingszahlen und schlechter Wahlergebnisse
für die Ampel-Parteien in den Bundeslän-
dern, nicht zuletzt wegen der Unzufrieden-
heit vieler mit dem Migrations-Manage-
ment (Text Seite 7), war in das Thema
plötzlich viel Bewegung gekommen: Es
ging am Donnerstagabend im Bundestag
nämlich um einen Antrag (20/8729) der
CDU/CSU-Fraktion, in dem sie fordert,
Asylbewerbern die Leistungen für den tägli-
chen Bedarf nicht mehr als Geld-, sondern
als Sachleistung auszuzahlen und eine Be-
zahlkarte einzuführen.
Dies hatten im Lauf der Woche immer
mehr Bundesländer, auch SPD-regierte,
ebenfalls gefordert, in der Hoffnung, da-
durch Fluchtanreize zu senken. Es wäre ei-
ne Abkehr von der bisherigen Praxis im
System des Asylbewerberleistungsgesetzes
(AsylbLG), aber am Ende der Woche sah es
ganz so aus, als stünde sie kurz bevor. Frei-
tagabend (nach Redaktionsschluss) hatte
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) zu ei-
nem Treffen mit der Unionsspitze und Ver-
tretern der Länder geladen, um beim The-
ma Migration Lösungen zu finden.
In ihrem Antrag fordert die Unionsfraktion
von der Bundesregierung, dass die Bezahl-
karte von allen Bundesländern gleicherma-

ßen verwendet wird. Sie soll dabei tech-
nisch ausschließlich für Zahlungen inner-
halb Deutschlands verwendet werden kön-
nen. „Der Einsatzbereich muss auch darü-
ber hinaus innerhalb Deutschlands einge-
schränkt werden können, insbesondere,
um den Einsatz auf die notwendigen Be-
darfe des täglichen Lebens zu beschrän-
ken“, schreiben die Abgeordneten. Für die
Nutzung von bestimmten Unternehmen,

wie beispielsweise Glückspielanbieter, solle
sie gesperrt werden. Bargeldabhebungen
mit der Bezahlkarte sollen bis maximal
50 Euro pro Monat möglich sein.

Sache der Länder Angesichts von 300.000
erwarteten Asylanträgen in diesem Jahr
und einer Million Ukraine-Flüchtlinge im
Land sei „die Integrationsgrenze erreicht,
und die gesellschaftliche Akzeptanz

schwindet“, sagte Stephan Stracke (CSU).
Deshalb wolle seine Fraktion einen
„Deutschlandpakt“ zum Stopp der irregu-
lären Migration. Nötig sei nun „ein großer
Wurf statt Trippelschritte“. Rasha Nasr
(SPD) kritisierte die Union für ihre Sym-
bolpolitik: „Ihr Grundfehler ist, zu be-
haupten, Menschen kämen allein wegen
der Geldleistungen nach Deutschland.“
Die Entscheidung für ein bestimmtes Land
sei aber viel komplexer. Stephanie Aeffner
(Grüne) betonte: „Das soziokulturelle Exis-
tenzminimum darf nicht aus migrations-
politischen Erwägungen gekürzt werden.
Der Vorschlag der Union bringt uns über-
haupt nicht weiter.“ Jens Teutrine (FDP)
verwies auf das AsylbLG, das längst die
Möglichkeit für ein Sachleistungsprinzip
biete. Dies müssten aber die Bundesländer
umsetzen. „Dann krempeln Sie doch die
Ärmel hoch“, forderte er mit Hinweis auf
die unionsgeführten Bundesländer.
Gerrit Huy (AfD) nannte die Forderung
der Union vernünftig. Sie komme aber
sehr spät, die AfD habe dies schon vor ei-
nem Jahr gefordert und werde dem Antrag
der Union deshalb zustimmen. Gökay Ak-
bulut (Die Linke) nannte die Vorschläge
der Union „zutiefst demütigend und dis-
kriminierend“. Sie warf Union, AfD und
FDP einen „Wettbewerb zur Entrechtung
von Geflüchteten“ vor. che T

Die Unionsfraktion möchte die Leistungen für Asylsuchende nicht kürzen, aber künftig
als Sachleistungen ausgeben lassen. © picture-alliance/dpa
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In English, please!
JUSTIZ »Commercial Courts« sollen Standort stärken

Wirtschaftsstreitigkeiten sollen vor Gericht
künftig komplett in englischer Sprache ge-
führt werden können. Zudem sollen die
Länder für bedeutende Verfahren dieser Art
eigene Spruchkörper, sogenannte Commer-
cial Courts, einrichten können. Die Bundes-
regierung erhofft sich davon eine Stärkung
des Wirtschafts- und Justizstandortes
Deutschland. Den dazu vorgelegten Ent-
wurf eines „Justizstandort-Stärkungsgeset-
zes“ (20/8649) debattierte der Bundestag in
der Nacht zum Freitag in erster Lesung und
überwies ihn an die Ausschüsse.
Nach Auffassung der Bundesregierung „bie-
tet die ordentliche Gerichtsbarkeit in
Deutschland insgesamt nur eingeschränkt
zeitgemäße Verfahrensmöglichkeiten“ für
Wirtschaftsstreitigkeiten globaler Unterneh-
men. Die Folge: Verfahren werden in ande-
ren Ländern vor Gerichten geführt oder vor
privaten Schiedsgerichten. Um dem entge-
genzuwirken, solle den Streitparteien ein
„attraktives Gesamtpaket für das Verfahren“
angeboten werden. Dazu gehört laut Ent-
wurf auch, dass Revisionsverfahren vor dem
Bundesgerichtshof gegen Entscheidungen

der Commercial Courts grundsätzlich auch
in englischer Sprache geführt werden kön-
nen. Ferner soll es Regelungen geben, die
dem Schutz von in den Verfahren relevan-
ten Geschäftsgeheimnissen dienen, etwa die
Möglichkeit zum Ausschluss der Öffentlich-
keit.

Langjährige Forderung Mit der Vorlage
nimmt die Bundesregierung eine langjähri-
ge Forderung des Bundesrates auf. Die Län-
derkammer hatte dazu in dieser Wahlperi-
ode erneut einen Entwurf (20/1549) einge-
bracht. Die Union hatte ebenfalls einen in
diese Richtung gehenden Antrag (20/4334)
vorgelegt. In der Anhörung zu den Vorlagen
stellten diverse Sachverständige klar, dass
auch im materiellen Recht, konkret im
AGB-Recht, Änderungsbedarf besteht. Die
Anwendung der entsprechenden Regelun-
gen im Bürgerlichen Gesetzbuch sowie die
strenge Auslegung des Bundesgerichtshofes
führten dazu, dass internationale Unterneh-
men gegebenenfalls andere Rechtsordnun-
gen für ihre Verträge wählten, lautete der Te-
nor seinerzeit. scr T

Nicht überzeugt
RECHT Keine Mehrheit für Neuregelung der Zustimmungsfiktion

Die CDU/CSU-Fraktion hat mit einem Ge-
setzentwurf (20/7347) und einem Antrag
(20/4888) zur Neuregelung der Geschäfts-
beziehungen im Bankenverkehr keine
Mehrheit gefunden. Mit den Vorlagen, die
am Donnerstagabend abschließend beraten
wurden, reagierte die Union auf das soge-
nannte Postbank-Urteil des Bundesgerichts-
hofes. Das Gericht hatte Ende April 2021
die bisherige Praxis, Änderungen der Allge-
meinen Geschäftsbedingungen über eine
sogenannte Zustimmungsfiktion zu ermög-
lichen, für rechtswidrig erklärt. Heißt: Wer
auf Änderungen nicht reagiert, stimmt zu.
Wie die Fraktion ausführt, habe das BGH-
Urteil „im praktischen Kundenverkehr vie-
lerlei Folgen und Reaktionen hervorgeru-
fen, die sich allesamt als negativ für beide
Seiten als auch als unpraktisch erwiesen ha-
ben“. So würden regelmäßig vorzunehmen-
de vertragliche Anpassungen ohne Zustim-
mungsfiktionsklausel deutlich erschwert.

Änderungsbedarf Die Redner der Koalition
lehnten den Vorschlag in der Debatte ein-
hellig ab, Unterschiede zeigten sich indes in

der Frage, ob es eine gesetzgeberische Lö-
sung benötige. Thorsten Lieb (FDP) kriti-
sierte an den Unionsvorschlägen, dass sich
diese nur auf den Bankenverkehr bezögen.
Dabei habe das Urteil Auswirkungen auf al-
le Dauerschuldverhältnisse, etwa auch Tele-
fon- oder Internetverträge. Eine allgemeine-
re Regelung sei angezeigt. Für die SPD-Frak-
tion hob Luiza Licina-Bode die verbraucher-
schützende Wirkung des Urteils hervor. Der
Unionsvorschlag würde diese unterhöhlen
Es sei unklar, ob es einer neuen gesetzlichen
Regelung bedürfe, so die Sozialdemokratin.
Lukas Benner (Bündnis 90/Die Grünen)
warf der Union vor, einfach zur alten
Rechtslage zurückkehren zu wollen. Wie
Lieb betonte auch Benner, der Vorschlag
greife zu kurz.
Für die Union warb Axel Müller für den Vor-
schlag der Fraktion. Der Koalition warf der
Christdemokrat Untätigkeit vor. Unterstüt-
zung bekam die Union von der AfD. Es wä-
re wichtig gewesen, „wieder für eine recht-
lich sichere Fiktion bei nicht wesentlichen
AGB-Änderungen zu sorgen“, sagte Tobias
Matthias Peterka. scr TF

ür Bundeskanzler Olaf Scholz
und seine Partei, die SPD, ist
„bezahlbares Wohnen die sozia-
le Frage unserer Zeit“. Im Koali-
tionsvertrag hat die Ampelregie-
rung nicht nur den „Bau von

400.000 neuen Wohnungen pro Jahr“ fest-
gehalten, sondern auch „die Verlängerung
der Mietpreisbremse“. Doch zwei Jahre
nach Amtsantritt der Bundesregierung feh-
len deutschlandweit fast eine Million Woh-
nungen. Menschen mit kleinem Einkom-
men geben im Durchschnitt bereits
40 Prozent ihrer Mittel für Wohnkosten
aus, bei allen anderen Einkommensgrup-
pen liegt diese Zahl mittlerweile bei 30
Prozent. Auch der jüngste Versuch, die ver-
fahrene Lage zu verbessern, das Treffen des
„Bündnisses für bezahlbaren Wohnraum“,
zu dem Bundesbauministerin Klara Gey-
witz (SPD) gemeinsam mit Bundeskanzler
Olaf Scholz Ende September eingeladen
hatte, brachte keine neuen Impulse.
Die Fraktion Die Linke fordert die Bundes-
regierung nun dazu auf, diesen Entwick-
lungen mit einem Gesetzentwurf für ein
„wirksames, soziales Mietrecht und einen
starken Mieterschutz“ (20/8569) entgegen-
zutreten und den Mietwucherparagraphen
im Wirtschaftsstrafgesetz zu verschärfen.
Der Bundestag debattierte am Donnerstag
in erster Lesung über den Vorschlag. Um
mehr Stabilität in den Mietmarkt zu be-
kommen, fordert Die Linke einen bundes-
weiten Mietenstopp für sechs Jahre. Paral-
lel dazu solle es Moratorien zu bestehen-
den Mietverhältnissen geben sowie bei

Neuvermietungen. Bei neuen Verträgen
sollten Indexmieten verboten werden, be-
stehende Indexmietverträge sollten in nor-
male Mietverträge mit ortsüblichen Ver-
gleichsmieten umgewandelt werden kön-
nen. Außerdem verlangt Die Linke eine Re-
form der Mietspiegelberechnung sowie ei-
ne Verschärfung der Mietpreisbremse. Das
Vermieten von möbliertem Wohnraum sol-
le reguliert werden. Während Kettenmiet-
verhältnisse zu verbieten seien, sollten
Mieter ein Recht auf Wohnungstausch be-
kommen. Schließlich sollen umlegbare Be-
triebskosten begrenzt werden, unter ande-
rem durch Wegfall der Umlage für die
Grundsteuer, fordert Die Linke.

Hitzige Debatte In der Debatte kritisierte
Caren Lay (Die Linke) vor allem die Mie-
tenpolitik der Wohnungskonzerne Von-
ovia und LED. Diese Vermieter würden al-
les dafür tun, damit Mieten immer teurer
würden. „Erst vor wenigen Tagen hat die
LED angekündigt, die Mieten in ihren
170.000 Wohnungen deutlich anzuhe-
ben“, sagte Lay. Nicht nur in Großstädten,
sondern auch in kleineren Städten wie
Weiden in der Oberpfalz und in Worms
seien Mietsteigerungen von zwölf Prozent
zu verzeichnen, in Hof und Flensburg eine
Mietsteigerung von zehn Prozent in nur ei-
nem Jahr. „Das Bisschen, das zum Thema
Mieterschutz im Koalitionsvertrag steht, ist
bis heute nicht umgesetzt“, beklagte Lay.
Dafür bekam sie Unterstützung von Canan
Bayram (Grüne). Sie forderte ihre Ampel-
Kollegen von der FDP auf, endlich die Ge-

setze für mehr Mieterschutz in den Bun-
destag einzubringen. Längst lägen Referen-
tenentwürfe beim Bundesjustizministeri-
um und bräuchten nur diskutiert und be-
schlossen werden. An Bundesjustizminister
Marco Buschmann (FDP) gewandt, forder-
te Bayram die schnelle Einbringung des
Entwurfes für ein überarbeitetes Mietrecht:
„Sie haben es letztes Jahr bis Weihnachten
versprochen, bescheren Sie uns dieses Ge-
schenk zu Weihnachten 2023.“
Sonja Eichwede (SPD) verteidigte hingegen
die Ergebnisse des Wohngipfels. Sie verwies
darauf, dass die Mieten nicht weiter steigen
dürften und es ein starkes Mietrecht dafür

brauche. Jedoch reiche eine Verschärfung
des Mietrechts nicht aus, „wir müssen bau-
en, um eine weitere Verschärfung der Lage
auf dem Wohnungsmarkt zu verhindern“,
sagte Eichwede. Sie sei sicher, dass die im
Koalitionsvertrag vereinbarte Mietrechtsre-
form „sehr bald“ kommen werde.
„Mit dem Antrag der Linken entsteht keine
einzige neue Wohnung“, kritisierte Jan-
Marco Luczak (CDU). Derzeit würden sich
über 40.000 Menschen auf rund 280 Woh-
nungen bewerben, das sei ein Beispiel da-
für, dass es nicht zu wenig Regulierung auf
dem Wohnungsmarkt gebe, „sondern
schlicht zu wenige Wohnungen“. Würden
die Vorschläge der Linken umgesetzt, zö-
gen sich weitere Investoren zurück, weil sei
Enteignungen und weiteren Mietendeckel
befürchteten.
Auch Thorsten Lieb (FDP) kritisierte den
Linken-Antrag scharf und sprach von „ei-
ner Geisterfahrt“. Das Vorhaben der Linken
hätte „Enteignungen“ und „Entwertungen“
zur Folge. Die Vertragsfreiheit im Mietrecht
würde „abgeschafft, und das macht meine
Fraktion definitiv nicht mit“, sagte Lieb.
Thomas Seitz (AfD) warf den Linken vor,
den Wohnraummangel „auf eine Mieten-
krise“ zu reduzieren. Der Antrag fordere
„die komplette Verstaatlichung des Woh-
nungssektors“. Mit solchen Vorschlägen un-
terstreiche die Linksfraktion, „dass die SED
bei Ihnen weiterlebt“, sagte Seitz.
Der Antrag wurde zur Beratung mit Feder-
führung beim Rechtsausschuss statt beim
Bau-Ausschuss überwiesen, wie es Die Lin-
ke eigentlich wollte. Nina Jeglinski

Mieterprotest: Die Kosten für das Wohnen steigen seit Jahren rasant an, mittlerweile nicht nur in Großstädten wie in Berlin, sondern deutschlandweit. © picture-alliance/Jochen Eckel

Mieter in Not
WOHNRAUMMANGEL Steigende Mieten, sinkendes
Angebot: Das Thema bezahlbares Wohnen ist längst in
der Mittelschicht angekommen. Die Linksfraktion legt
Vorschläge zur Reform des Mietrechts vor
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Land der Mieter

> Wohnbestand In Deutschland gibt es
rund 43,4 Millionen Wohnungen,
295.300 wurden im Jahr 2022 neu ge-
baut.

> Mieter Laut Statistischem Bundesamt
leben 53,3 Prozent oder 20 Millionen
Haushalte hierzulande zur Miete, so vie-
le, wie in keinem anderen EU-Land. Der
EU-Durchschnitt liegt bei 30,9 Prozent.

> Überbelegung Rund 8,6 Millionen
Menschen in Deutschland lebten 2021 in
überbelegten Wohnungen. Das waren
10,5 Prozent der Bevölkerung.

Wann kommt die Stechuhr für alle?
ARBEIT Die Bundesregierung muss die Arbeitszeiterfassung für alle Beschäftigten gesetzlich regeln. Eine Anhörung des Ausschusses für Arbeit und Soziales steckte die Fronten ab

Wer dachte, das Stempeln sei vorbei, ist
spätestens am 14. Mai 2019 eines Besseren
belehrt worden. An dem Tag entschied der
Europäische Gerichtshof (EuGH) in einem
Urteil, dass Arbeitgeber verpflichtet sind,
die Arbeitszeit ihrer Beschäftigten genau zu
erfassen. Das hat weitreichende Folgen, vor
allem für kleinere Firmen, die kein System
zur Arbeitszeiterfassung haben. Eine ge-
setzliche Regelung dazu steht in Deutsch-
land noch aus, genau deshalb setzten die
Oppositionsfraktionen CDU/CSU und Die
Linke das Thema auf die Tagesordnung ei-
ner öffentlichen Anhörung des Ausschusses
für Arbeit und Soziales am Montag dieser
Woche.
Grundlage der Debatte dort bildeten An-
träge der Unionsfraktion (20/6909) und
der Fraktion Die Linke (20/1852). Die
Union verlangt unter anderem, ein neues
Gesetz müsse flexible Modelle zur Arbeits-
zeiterfassung enthalten und Vertrauensar-
beitszeit zulassen. Außerdem sollen die Ar-

beitgeber entscheiden, wie sie die Arbeits-
zeit erfassen. Die Union kritisiert, dass ein
im April 2023 bekannt gewordener Refe-
rentenentwurf zur Arbeitszeiterfassung aus
dem Bundesarbeitsministerium (BMAS)
das Ende für die selbstbestimmte Vertrau-
ensarbeitszeit bedeuten und „sowohl die
Beschäftigten als auch die Arbeitgeber mit
überflüssiger Bürokratie gängeln“ würde.
Die Linke verlangt dagegen die tagesge-
naue Aufzeichnung von Arbeitszeit und
Ruhepausen und kritisiert, dass das Urteil
zur Auslegung der europäischen Arbeits-
zeitrichtlinie immer noch nicht in nationa-
le Gesetzgebung umgesetzt sei.
In der Anhörung betonte unter anderem
Isabel Eder vom Deutschen Gewerkschafts-
bund (DGB), die Vertrauensarbeitszeit sei
in der Vergangenheit nur „pervertiert“ an-
gewendet worden, im Übrigen gebe es be-
reits jetzt genügend Flexibilisierungsmög-
lichkeiten. Der DGB plädierte für die Bei-
behaltung des Achtstundentages, der von

erheblicher Bedeutung für den Arbeits-
und Gesundheitsschutz sei. Unterstützt
wurde diese Position von Nils Backhaus
von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin, der darauf hinwies,
dass 80 Prozent der Beschäftigten ihre Ar-
beitszeit bereits erfassten. Diese verfügten
über mehr zeitliche Spielräume als jene,
die dies nicht tun.

Skepsis einiger Branchen Dagegen unter-
strich Roland Wolf von der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände
(BDA), das Bundesarbeitsgericht (BAG) ha-
be die Vertrauensarbeitszeit bestätigt. Nach
seiner Interpretation des EuGH-Urteils
muss der Arbeitgeber nur ermöglichen,
dass die Arbeitszeit erfasst werden kann. Er
sei aber nicht verpflichtet, diese selbst zu
erfassen. Oliver Zander vom Gesamtver-
band der Arbeitgeberverbände der Elektro-
und Metall-Industrie (Gesamtmetall) wies
darauf hin, dass mehrere Berufsgruppen

deutlich gemacht hätten, nicht in die Ar-
beitszeiterfassung einbezogen werden zu
wollen: Richter, Wissenschaftler, Anwalts-
kanzleien und Lehrer. Auch die Arbeitneh-

mer mit Vertrauensarbeitszeit wollten aus-
genommen werden. In der Vertrauensar-
beitszeit gebe es einen guten Ausgleich,
sagte Zander mit Blick auf die Forderung
der Linken nach „minutengenauer“ Auf-
zeichnung der Arbeitszeit.
Unterschiedliche Sichtweisen gab es auch
bei den Jura-Professoren. Gregor Thüsing
von der Universität Bonn sprach sich für
tarifliche Öffnungsklauseln aus. Der EU-
Gesetzgeber gehe von einer Wochen-
Höchstarbeitszeit von 48 Stunden aus,
kombiniert mit Ruhezeiten sei dies ein ge-
nügender Schutz. Die Regierung sollte sich
daran orientieren, „mehr Freiheit“ zu wa-
gen.
Christiane Brors von der Universität Ol-
denburg sagte, auf Dauer länger als acht
Stunden pro Tag zu arbeiten, sei ungesund.
Mobiles Arbeiten führe zur Entgrenzung
von Arbeit und Freizeit. Die Zunahme von
psychischen Erkrankungen zeige, dass ein
modernes Arbeitsrecht Begrenzungen brau-

che. Gebraucht werde auch eine manipula-
tionssichere Arbeitszeiterfassung. Aus ihrer
Sicht wird es auf eine taggenaue Aufzeich-
nungspflicht, die zu Kontrollzwecken auch
digital sein sollte, hinauslaufen.
In Deutschland sind Unternehmen bisher
nicht gesetzlich dazu verpflichtet, die ge-
nauen Arbeitszeiten ihrer Arbeitnehmer zu
dokumentieren. Doch es gibt Ausnahmen
für bestimmte Berufsgruppen oder Bran-
chen. So müssen geringfügig Beschäftigte
nach dem Mindestlohngesetz ihre Arbeits-
zeiten aufzeichnen. Auch im Baugewerbe
oder in der Gastronomie werden bereits
Arbeitszeiten erfasst, um Schwarzarbeit zu
verhindern. Darüber hinaus muss die Ar-
beitszeit an Sonn- und Feiertagen oder bei
Überstunden erfasst werden. Wann aus
dem Referentenentwurf des BMAS ein kon-
kreter Gesetzentwurf wird und damit für
alle Beschäftigten in Deutschland die Ar-
beitszeit erfasst werden muss, ist derzeit
noch unklar. Claudia Heine T

Der EuGH entschied 2019: Ein Gesetz zur
Arbeitszeiterfassung muss her.
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Kostenfalle Strom
SOZIALES Anträge zu Änderungen beim Bürgergeld

Zwei Anträge der Fraktion Die Linke zu
Änderungen beim Bürgergeld hat der Bun-
destag am späten Donnerstagabend zur
weiteren Beratung an die Ausschüsse über-
wiesen.
In einem Antrag (20/8723) fordern die Ab-
geordneten die Anpassung der Strombe-
darfe im Bürgergeld und in der Grundsi-
cherung im Alter. Strom gehöre zu einem
lebenswürdigen Leben dazu, der Betrag,
der dafür im Regelsatz angesetzt ist, sei je-
doch viel zu niedrig schreibt die Fraktion
und verweist auf die drastisch gestiegenen
Energiepreise. „Diese Existenznöte und die
Energiearmut müssen abgestellt werden.
Dafür müssen die Stromkosten in realisti-
scher Höhe übernommen werden – orien-
tiert am mittleren Verbrauch und mit Blick
auf den Einzelfall.“
Die Linke verlangt konkret, dass die Strom-
kosten bis zu einer „Nicht-Prüfungsgrenze“
in voller Höhe übernommen werden. Die-
se Nicht-Prüfungsgrenze soll einem Ver-
brauch der Obergrenze der Stufe E des
Stromspiegels entsprechen, sodass die un-
teren 70 Prozent aller Haushalte erfasst

würden. Die bisherigen Pauschalen sollen
im Gegenzug aus den Regelbedarfen he-
rausgenommen werden. Außerdem fordern
die Abgeordneten, dass Stromschulden in
voller Höhe auf Darlehensbasis übernom-
men werden und eine schnelle Schuldner-
beratung angeboten wird.

Anpassung an Inflation In einem zweiten
Antrag (20/7641) fordert die Fraktion die
Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf
zur Reform der Grundsicherung für Arbeit-
suchende (SGB II) sowie der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung
(SGB XII) vorzulegen, der eine Anpassung
der Regelbedarfe anhand des regelbedarfs-
relevanten Verbraucherpreisindexes vor-
sieht. Zudem soll es nach Willen der Lin-
ken für 2023 eine Sonderzahlung geben,
mit der der inflationsbedingte Kaufkraft-
verlust zwischen 2021 und 2023 ausgegli-
chen wird. In Zukunft solle eine neue ge-
setzliche Sonderzahlung zu Beginn eines
Jahres den inflationsbedingten Kaufkraft-
verlust des Vorjahres ausgleichen, heißt es
in dem Antrag. che T
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Netz für Demokratie
POLITISCHE STIFTUNGEN Koalition und Union legen Fördergesetz vor. Protest der AfD

B
ildungsarbeit, Information
und Politikberatung – das
sind die zentralen Arbeitsfel-
der der deutschen politischen
Stiftungen. In Bildungsstätten
halten sie Seminare ab, Publi-

kationen umfassen alle Politikbereiche.
Zudem gibt es Stipendien für Studierende.
Auch rund um den Globus sind politische
Stiftungen aktiv und haben ein weltweites
Netz für Demokratie errich-
tet. Jetzt soll die Finanzie-
rung der Stiftungen auf ei-
ne gesetzliche Grundlage
gestellt werden.

Weltweit aktiv Selbst in
den entferntesten Ländern
sind die Stiftungen präsent.
Zwei Beispiele: In Singapur
etwa wurde auf Initiative
der CDU-nahen Konrad-
Adenauer Stiftung ein
asienweites Journalisten-
Netzwerk (Asia News Net-
work, ANN) ins Leben gerufen. In Südafri-
ka versucht die SPD-nahe Friedrich-Ebert-
Stiftung einen Beitrag zum demokrati-
schen Transformationsprozess zu leisten,
indem sie zu Themen wie gute Regierungs-
führung, Geschlechtergleichheit und Ent-
wicklung arbeitet.
Das alles kostet Geld – viel Geld sogar. Die
Mittel für die politischen Stiftungen kom-
men überwiegend aus dem Bundeshaus-
halt, zusammengerechnet rund 700 Millio-

nen Euro im Jahr. Über viele Jahre wurden
sich die Fraktionen bei den jährlichen
Haushaltsberatungen schnell über die Mit-
telvergabe einig. Als die AfD 2017 in den
Bundestag einzog, war es mit der fraktions-
übergreifenden Gemeinsamkeit vorbei.
2018 forderte die AfD erstmals öffentliche
Mittel für die ihr nahestehende Desiderius-
Erasmus-Stiftung, was jedoch von den an-
deren Fraktionen abgelehnt wurde – wie in

den Folgejahren. Schließ-
lich klagte die AfD vor dem
Bundesverfassungsgericht
gegen den Ausschluss ihrer
Stiftung von der Förderung
im Jahr 2019. Das Verfas-
sungsgericht entschied am
22. Februar 2023 (Akten-
zeichen: 2 BvE 3/19), der
Bundestag habe durch den
Erlass des Haushaltsgeset-
zes 2019 die AfD „in ihrem
Recht auf Chancengleich-
heit im politischen Wettbe-
werb“ verletzt, „soweit die-

ses die Ausreichung von Globalzuschüssen
zur gesellschaftspolitischen und demokra-
tischen Bildungsarbeit für politische Stif-
tungen ermöglicht, ohne dass dem ein ge-
sondertes Parteiengesetz zugrunde liegt“.
Das Urteil wollen die Koalitionsfraktionen
SPD, Grüne und FDP sowie die Union jetzt
mit einem gemeinsamen Gesetzentwurf
(20/8726) umsetzen, der am Freitag im
Bundestag in erster Lesung beraten und an
den federführenden Innenausschuss über-

wiesen wurde. In der Debatte erklärte Jo-
hannes Fechner (SPD), in diesen heraus-
fordernden Zeiten sei es wichtiger denn je,
dass man eine politische Bildungsarbeit
habe, die finanziell gut ausgestattet sei. Es
würden jetzt „klare und präzise Regelun-
gen“ geschaffen, und die wichtigste Rege-
lung sei, dass es kein Geld für Verfassungs-
feinde geben werde.
Ebenso wie Fechner erklärte Ansgar Heve-
ling (CDU), es entspreche den Vorgaben
des Urteils, dass das Eintreten für die frei-
heitlich demokratische Grundordnung zur
Voraussetzung für die Förderung gemacht
werde. Konstantin von Notz (Grüne) er-
gänzte, das Gesetz sei ein „starkes Zeichen
gegen die Anfeindungen gegen unsere De-
mokratie“.
Stephan Thomae (FDP) betonte, es könne
nur gefördert werden, wer sich aktiv jeder-
zeit für die freiheitliche demokratische
Grundordnung und für die Völkerverstän-
digung einsetze. Clara Bünger (Linke) un-
terstützte den Entwurf von Koalition und
Union: „Es darf kein Geld für Feinde der
Demokratie und Menschenwürde geben.“
Peter Boehringer (AfD) kritisierte die sei-
ner Ansicht nach überhöhte Förderung der
Stiftungen, die zudem intransparent sei.
Der Gesetzentwurf sei ein „dreistes Lehr-
stück von Machtmissbrauch und Vettern-
wirtschaft“ und verhöhne das Verfassungs-
gericht.
Der Gesetzentwurf von Koalition und Uni-
on sieht für eine Förderung unter anderem
vor, dass die Abgeordneten der einer politi-

schen Stiftung jeweils nahestehenden Par-
tei in der mindestens dritten aufeinander-
folgenden Legislaturperiode in Fraktions-
stärke in den Bundestag eingezogen sind.
Wenn die Förderung bereits seit zwei Legis-
laturperioden gewährt wurde, soll es un-
schädlich sein, wenn die nahestehende
Partei für die Dauer einer Legislaturperiode
nicht im Bundestag vertreten ist.
Zu den weiteren Voraussetzungen gehört
unter anderem, dass die Stiftung für die
freiheitliche demokratische Grundordnung
sowie für den Gedanken der Völkerverstän-
digung aktiv eintritt. Zudem wird eine ver-
fassungsfeindliche Prägung der politischen
Grundströmung, die der Stiftung zuzuord-
nen ist, als Ausschlussgrund genannt. Eine

Ausrichtung gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung wird auch dann
angenommen, wenn die politische Stiftung
durch das Bundesamt für Verfassungs-
schutz als Verdachtsfall oder als gesichert
extremistisch eingestuft wird.
Ebenfalls überwiesen wurde ein Gesetzent-
wurf der AfD-Fraktion (20/8737), der eine
starke Kürzung der Zuweisungen an die
Stiftungen vorsieht. Stiftungen sollen sich
demnach in ein Register beim Bundestag
eingetragen lassen. Ein Anspruch auf Geld-
leistungen der Stiftungen aus dem Bundes-
haushalt soll entstehen, wenn die der Stif-
tung nahestehende Partei zweimal in Folge
in Fraktionsstärke in den Bundestag einge-
zogen ist. Hans-Jürgen Leersch T

Zu den geförderten Stiftungen gehört auch die Rosa-Luxemburg-Stiftung, deren Zentrale sich am Berliner Ostbahnhof befindet. © picture-alliance/dpa/ZB/Jens Kalaene

»Es darf
kein Geld
für die

Feinde der
Demokratie
geben.«
Claudia Bünger

(Linke)
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Politische Stiftungen in Deutschland

> Geförderte Stiftungen Aus dem Bundeshaushalt gefördert werden derzeit folgende par-
teinahe Stiftungen: Friedrich-Ebert-Stiftung (FES, SPD-nah), Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS,
CDU-nah), Hanns-Seidel-Stiftung (HSS, CSU-nah), Friedrich-Naumann-Stiftung (FNS, FDP-
nah), Heinrich-Böll-Stiftung (HBS, Grünen-nah) und die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS, Lin-
ke-nah)

> Förderung Die Gesamthöhe der Förderung der politischen Stiftung durch den Bund liegt
im Jahr 2023 bei rund 697 Millionen Euro. Damit leisten sie gesellschaftliche und demokra-
tische Bildungsarbeit. Ihre Angebote stehen jeder Bürgerin und jedem Bürger offen.

> Nicht gefördert Die der AfD nahestehende Desiderius-Erasmus-Stiftung erhält bisher kei-
ne Mittel aus dem Bundeshaushalt.

Ampel-Parteien unter Druck
WAHL IN BAYERN UND HESSEN Das schlechte Abschneiden der Ampel-Parteien und das gute der AfD haben in Berlin die Diskussionen über Migration beschleunigt

Falls die FDP so etwas wie eine Schulden-
bremse für ihre eigene Parteikasse hat: Die
Entscheidung, in ihrer Bundeszentrale kei-
ne Wahlparty nach den Landtagswahlen in
Bayern und Hessen anzusetzen, war wohl
aus ihrer Sicht besser: wegen der dadurch
nicht entstandenen Bilder von enttäusch-
ten Gesichtern, die noch dazu viel Geld ge-
kostet hätten. Krachen lassen konnte es da-
gegen die AfD, die seitdem von Regie-
rungsbeteiligungen träumt, ob auf Landes-
oder Bundesebene. Dass die eigentliche
Wahlsiegerin die Union gewesen ist, geriet
wegen der Höhenflüge oder Abstürze von
anderen Parteien fast aus dem Blick. Und
damit sind nicht die mauen Werte der So-
zialdemokraten in Bayern gemeint, denn
Bayern wählt schon immer konservativ.
Die Farbenlehre der künftigen Landesregie-
rungen in Bayern und Hessen dürfte sich
nach diesem 8. Oktober vermutlich gar
nicht ändern. Die alten werden auch die
neuen Ministerpräsidenten sein: Markus
Söder (CSU) und Boris Rhein (CDU). Und
während in Bayern alles auf eine Fortset-
zung der Zweier-Koalition mit den Freien
Wählern hinausläuft, traf sich in Hessen
die CDU zuerst mit ihrem seit zehn Jahren
gut vertrauten Koalitionspartner, den Grü-
nen, offenbar zu guten Gesprächen, hält
sich aber andere Optionen noch offen.

Bleibt also alles beim Alten? Mitnichten.
Denn auf den Rängen hinter der Union
wurde die Farbenlehre der Balkendiagram-
me mit den Ergebnissen der Parteien or-
dentlich geschüttelt, allein dadurch, dass
die AfD erstmals in einem westdeutschen
Bundesland zweitstärkste (Hessen) bezie-
hungsweise drittstärkste Kraft (Bayern)
wurde. Die FDP setzte die Reihe ihrer Nie-
derlagen bei Landtagswahlen fort, flog aus
dem Landtag in München raus und schaff-
te es in Wiesbaden nur ganz knapp ins Par-

lament (Zahlen siehe Grafiken). Die SPD
hatte sich in Bayern besseres erhofft, muss-
te aber in Hessen, einem einstigen Stamm-
land der Partei, eine viel dickere Kröte
schlucken. Beide Ergebnisse sind für die
Kanzlerpartei historisch schlecht. Die Lin-
ke darf sich fürs erste von dem Gedanken
verabschieden, gesamtdeutsch zu punkten
– ein Gedanke, an den sich die AfD gerade
erst gewöhnt. Man sei keine ostdeutsche
Regionalpartei für Frustwähler mehr, stellte
deshalb Parteichefin Alice Weidel nach der
Wahl fest. Das wird so nach und nach auch
der Konkurrenz klar – mit entsprechenden
Reaktionen und Folgen für die Bundesebe-
ne. Auch die Grünen wurden abgestraft.
Wenn man aber bedenkt, wie sehr der un-
selige „Heizungsstreit“ und andere Streite-
reien mit der FDP ihre Umfragewerte und
die ihres Aushängeschildes, Wirtschaftsmi-
nister Robert Habeck, nach unten drück-
ten, sind sie noch mit einem blauen Auge
davon gekommen.

Vertrauen und Orientierung Statt Feier-
stimmung war zum Wochenbeginn also
eher Katerstimmung bei den drei Ampel-
Parteien angesagt. „Wir haben eine Verun-
sicherung in der Gesellschaft“, stellte der
Grünen-Vorsitzende Omid Nouripour fest
und appellierte an die Ampel, Vertrauen

zurückzugewinnen. SPD-Generalsekretär
Kevin Kühnert erklärte: „Wir sollten die
Signale alle miteinander in der Ampel-Ko-
alition erkennen: In diesem Wahlergebnis
liegt auch eine Botschaft für uns“, sagte
Kühnert. Man müsse erkennen, dass „die
allgemeine Stimmungslage den Menschen
aufs Gemüt drückt und dass mehr Orien-
tierung erforderlich ist“. Die SPD stellte
gleichzeitig klar, dass der Stuhl von Bun-
desinnenministerin Nancy Faeser, die als
Spitzenkandidatin in Hessen angetreten
war, keinesfalls wackelt. Bei der FDP wird
sich zeigen, ob sie, wie nach den anderen
Wahlniederlagen das Konzept, eine Art
Opposition innerhalb der Regierung sein
zu wollen, weiter verfolgt. Parteichef Chris-
tian Lindner kündigte auf jeden Fall an:
„Wir müssen die Regierungsarbeit kritisch
reflektieren.“
Wie sehr die Wahlen eine Zäsur bedeute-
ten, zeigte sich allein an der Dynamik, die
in dieser Woche beim Thema Migration
und Flüchtlinge entstand: Bereits Dienstag-
abend vereinbarten Bundeskanzler Olaf
Scholz, Vizekanzler Habeck und Finanzmi-
nister Lindner in einem zunächst geheim
gehaltenen Treffen im Kanzleramt, ver-
schiedene Maßnahmen zur Begrenzung il-
legaler Migration schnell auf den Weg zu
bringen. Unter anderem schnellere und

leichtere Abschiebungen Ausreisepflichti-
ger hatte Ministerin Faeser zwar schon im
Sommer vorgeschlagen, nach Kritik von
den Grünen passierte dann aber erstmal
nichts. Auch die Kommunen schlagen
schon seit einem Jahr Alarm, dass sie am
Ende ihrer Aufnahmekapazitäten sind.
Richtig voran kamen die unzähligen Ver-
handlungsrunden zwischen Bund und
Ländern aber nicht. Bis zum 8. Oktober.
Denn spätestens an diesem Tag bestätigten
es noch einmal diverse Umfragen: Die Un-

zufriedenheit vieler Wähler (nicht nur je-
ner der AfD) mit dem Management der
steigenden Migration durch die Bundesre-
gierung war wahlentscheidend. Wollen die
Ampel-Parteien das Ruder für die nächste
Bundestagswahl 2025 rumreißen, dann
müssen sie auf diesem Feld anders agieren
als bisher, auch wenn dies für nicht wenige
in den Parteien einen Abschied von bishe-
rigen Grundsätzen bedeutet.
Auf der Ministerpräsidentenkonferenz am
Donnerstag und Freitag wurden die Forde-
rungen von Ländern und Kommunen nach
einer dauerhaften Finanzierung der Asyl-
kosten durch den Bund noch einmal er-
neuert. Auch sieht es so aus, als stünde die
Einführung einer Bezahlkarte und damit
der Umstieg auf das Sachleistungsprinzip
für Asylbewerber kurz bevor. Die Unions-
fraktion fordert dies ebenfalls (Seite 5).
Für Freitagabend (nach Redaktionsschluss)
hatte Scholz die Union und die Bundeslän-
der zu einem Gespräch ins Kanzleramt ge-
beten. Zusammen mit Friedrich Merz so-
wie den Ministerpräsidenten-Vertreter Bo-
ris Rhein (CDU) und Stephan Weil (SPD)
sollte es um das Ausloten gemeinsamer
Handlungsoptionen in der Migrationspoli-
tik gehen. Nach Ansicht vieler Beobachter
handelt es sich wieder einmal um eine Wo-
che der Zeitenwende. Claudia Heine T

KURZ NOTIERT

Union will die Digitalisierung
von Formerfordernissen

Die CDU/CSU-Fraktion fordert, die „Digita-
lisierung von Formerfordernissen“ voranzu-
treiben und damit Bürokratie abzubauen.
In einem Antrag der Fraktion (20/8728), der
am Freitag erstmals beraten wurde, ver-
weist die Fraktion darauf, dass viele Geset-
ze besondere Formvorschriften vorsähen.
Zwar gelte im Privatrecht grundsätzlich die
Formfreiheit. „Jedoch enthalten sowohl
das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) als auch
andere Gesetze gewisse Regelungen, die
eine Ausnahme der Formfreiheit bilden und
eine bestimmte Form vorschreiben“, heißt
es weiter. Die Union schlägt in dem Antrag
nun insbesondere vor, bestimmte Schrift-
formerfordernisse abzubauen und stattdes-
sen durch die Textform zu ersetzen. scr T

Fragerechte landen
erneut in Karlsruhe

Die CDU/CSU-Fraktion strengt vor dem
Bundesverfassungsgericht ein weiteres Or-
ganstreitverfahren gegen die Bundesregie-
rung an. Konkret bemängeln die Abgeord-
neten die Nicht-Beantwortung einer parla-
mentarischen Anfrage der Fraktion zur Er-
arbeitung von Gesetzentwürfen durch das
Bundesinnenministerium (BMI). Laut Me-
dienberichten hatte das BMI der Union mit-
geteilt, dass die Beantwortung der Anfrage
„mit zumutbarem Aufwand auch in Anbe-
tracht der gewährten Fristverlängerung oh-
ne Gefährdung der fristgerechten Erledi-
gung der Fachaufgaben in den befassten
Arbeitseinheiten“ nicht möglich sei. Die Be-
antwortung von Anfragen ist in der Vergan-
genheit häufiger Gegenstand von Organ-
streitigkeiten in Karlsruhe gewesen. scr T

Vorlagen zumDeutsch-
Schweizerischen Polizeivertrag

Zwei Vorlagen zum Deutsch-Schweizeri-
schen Polizeivertrag hat der Bundestag am
Donnerstag ohne Aussprache an die Aus-
schüsse überwiesen. Der Entwurf eines Ge-
setzes „zu dem Vertrag vom 5. April 2022
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft über die grenzüberschreitende poli-
zeiliche und justizielle Zusammenarbeit“
(20/8671) wurde zur weiteren Beratung an
den Ausschuss für Inneres und Heimat
überwiesen. Mit dem Vertrag wird das Ziel
verfolgt, die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit im Polizei- und Zollbereich fort-
zuentwickeln und zu erweitern, wie die
Bundesregierung in der Vorlage ausführt.
Der Gesetzentwurf sieht die Zustimmung
von Bundestag und Bundesrat zu dem Poli-
zeivertrag vor. An den federführenden
Rechtsausschuss überwiesen wurde ein
Gesetzentwurf zur Umsetzung konkreter
Inhalte des Vertrages (20/8650). Vorgese-
hen ist, dafür ein neues Stammgesetz, das
Deutsch-Schweizerische-Polizeivertrag-Um-
setzungsgesetz – DECHPolVtrUG, zu erlas-
sen. scr/sto T

Immunität von Stephan
Protschka (AfD) aufgehoben

Ohne Aussprache hat der Bundestag am
Donnerstag einer Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität
und Geschäftsordnung (20/8790) zuge-
stimmt. Damit genehmigte das Parlament
die Durchführung eines Strafverfahrens ge-
gen den bayerischen AfD-Abgeordneten
Stephan Protschka und hob dessen Immu-
nität auf. Gegen die Beschlussempfehlung
stimmte lediglich die AfD-Fraktion. vom T
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Er brachte Ruhe für Weimar
RUDOLF HILFERDING Der langjährige Reichstagsabgeordnete und SPD-Vordenker spielte eine entscheidende Rolle bei der Rentenmark

1933 konnte er noch knapp entkommen.
Doch Anfang 1941 schnappten ihn die na-
tionalsozialistischen Schergen dann doch.
War er gescheitert? Sein Lebenswerk, die
ökonomische Stabilisierung der ersten frei-
en deutschen Republik, war bereits acht
Jahre zuvor von den Nazis zerstört worden.
Die Nazis, sobald sie an der Macht waren,
gönnten ihm keinen Tag des Überlebens,
ihm, dem sozialistischen Streiter für den
Parlamentarismus in Deutschland. „Rudolf
Hilferding war einer der fleißigsten und
loyalsten Diener der Republik“, schreibt
William Smaldone in seiner Arbeit „Rudolf
Hilferding. Tragödie eines deutschen Sozi-
aldemokraten“ über den langjährigen SPD-
Reichstagsabgeordneten, der zweimal kurz-
zeitig auch Reichsfinanzminister war.

Hyperinflation Hilferding hatte erhebli-
chen Anteil daran, dass die Weimarer Re-
publik sich zumindest für einige Jahre sta-
bilisierte, insbesondere, dass die Hyperin-
flation 1923/24 überwunden wurde, in-
dem 1923 mit der Rentenmark eine stabile
Währung folgte. Dank Hilferdings Vorar-
beiten wurde die Rentenmark zum Erfolg,
wenngleich er ursprünglich eine andere
Vorstellung für eine Währungsreform hatte.
Die Grundidee der Rentenmark geht zu-
rück auf den rechtsnationalen DNVP-Poli-
tiker Karl Helfferich, einem Gegner der
Weimarer Republik.
Die Mordanschläge auf die liberalen Politi-
kern Matthias Erzberger (1921) und Wal-
ther Rathenau (1922) erschütterten die Re-
publik, zerstörten Vertrauen in den jungen
Staat und gefährdeten seine Existenz. In
Helfferichs Hetze lag aus Sicht liberaler
Zeitgenossen die geistige Urheberschaft für
die politischen Morde. Trotzdem übt er
noch 1923 erheblichen Einfluss auf die

neue Koalition unter Reichskanzler Gustav
Stresemann aus, der Hilferding als Finanz-
minister: angehörte. Hilferding trat ein
schweres Erbe an. Die Staatseinnahmen la-
gen monatlich bei 169 Trillionen Mark,
die Ausgaben bei 405 Trillionen. Allein die
Ausgaben für den Ruhrkampf betrugen
240 Trillionen Mark, insbesondere für den
Generalstreik. Mit diesem Mittel wollte die
Reichsregierung Franzosen und Belgier von
der Besetzung des Ruhrgebiets abbringen.

Restriktiver Haushälter Hilferding, der
1910 mit „Finanzkapital“ noch ein sozialis-
tisches Standardwerk vorgelegt hatte, war
nun überzeugt, dass Demokratie und Re-
publik nur eine Zukunft hätten, wenn er
die Haushaltslage mit einer restriktiven Fi-
nanzpolitik in den Griff bekäme. Als Mi-
nister setzte er folglich auf Ausgabenkür-

zungen und Steuererhöhungen. „Tief kon-
servative Ansichten“ bescheinigt ihm Ge-
rald D. Feldman im Buch „The Great Dis-
order“ von 1993.
Stefanie Middendorf, Geschichts-Professo-
rin an der Universität Jena, erklärt: „Helffe-
rich und die DNVP diskreditierten die re-
publikanische Steuerpolitik und ihre Ver-
treter radikal, was desaströse Folgen für
den Staatshaushalt hatte und zur politi-
schen Gewalt anstachelte. Für Hilferding
und die SPD stellten stabile Finanzen hin-
gegen ein tragendes Prinzip demokrati-
scher Staatlichkeit dar.“
Hilferdings Konzept im Kampf gegen die
Hyperinflation sah eine neue goldgestützte
Mark vor. Wenn die Reichsbank nicht be-
liebig viel Geld in Umlauf bringen konnte,
sondern nur so viel, wie ihre Goldbestände
zuließen, dann würde wieder Stabilität ein-
kehren und die Inflation verschwinden, so
der Gedanke. Der Plan stieß aber auf Ab-
lehnung bei deutschnationalen Kräften.
„Hilferdings Plan wurde im Kabinett abge-
lehnt, aber die von Helfferich und anderen
unterstützte Alternative trägt seine Hand-
schrift“, erklärt Hilferding-Biograf Smaldo-
ne, der heute als Professor das historische
Department der Willamette University im
US-Bundesstaat Oregon leitet. Hilferding,
wenige Tage vor Einführung der Renten-
mark aus dem Kabinett entlassen, unter-
stütze weiter Hans Luther, seinen Nachfol-
ger als Finanzminister.

Für Freihandel und Sozialpolitik Das
neue Geld war nicht an Roggen gebunden,
wie Helfferich es wollte, sondern an
Grund, Boden und Industrieanlagen. Die
deutsche Wirtschaft war beteiligt, aber der
Primat lag beim Staat. Die Stabilisierung
gelang. Es folgten die Goldenen 20er Jahre.

Als wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD
unterstützte Hilferding in den Jahren der
Republik Freihandelspolitik, bilaterale
Handelsabkommen, Steuer- und Haus-
haltsreformen sowie die Sozialgesetzge-
bung. Auf dem Kieler Parteitag 1927 legte
er die Basis, dass sich die Arbeiterbewe-
gung programmatisch vom revolutionären
Marxismus abwandte hin zu einer demo-
kratischen Reform von Wirtschaft und Ge-
sellschaft. „Wir kennen
den Weg, wir kennen das
Ziel! Unsere Aussichten
sind gut“, rief er seinen
Parteigenossen zu.
1928 wurde Hilferding
abermals Reichsfinanz-
minister unter Kanzler
Hermann Müller. Dort
traf Hilferding jedoch
abermals auf einen erbit-
terten Gegner, der weit
rechts stand: Hjalmar
Schacht, damals Präsi-
dent der Reichsbank, spä-
ter im Kabinett von Adolf Hitler Reichs-
wirtschaftsminister.
Schacht forderte von Kanzler Müller drasti-
sche Maßnahmen und das Regieren über
sogenannte Notstandsparagraphen am ge-
wählten Parlament vorbei. Hilferding be-
zeichnete diesen Vorschlag als eine „Kata-
strophenpolitik“. Hätte die Rechte 1928
nicht seine Steuererhöhungen verhindert,
so argumentierte er, wäre der Haushalt
1928 ausgeglichen gewesen.
Doch auch diesmal unterlag Hilferding
den Attacken von rechts. Im Dezember
1929 musste er als Finanzminister aus dem
Kabinett ausscheiden. Wissend, wie sehr
die Weimarer Republik zu diesem Zeit-
punkt durch Attacken von Deutschnatio-

nalen und Nationalsozialisten in Gefahr
war, arbeitete er dennoch weiter für die
Stabilität der Regierung. Den Austritt der
SPD aus der Reichsregierung am 27. März
1930 hielt er für falsch.

Unterstützer Brünings Die SPD solle wei-
ter die Minderheitsregierung Heinrich Brü-
nings stützen und so verhindern, dass Na-
tionalisten und Faschisten die Macht an

sich rissen und die Republik
zerstörten. Hilferding pflegte
enge Kontakte zu Brüning.
Smaldone schreibt: „Hilfer-
ding war davon überzeugt,
dass, wenn die Nazis die
Macht erst einmal in Händen
hielten, sie sie nicht mehr ab-
geben würden, und er wies
eindringlich darauf hin, dass
außerparlamentarische Aktio-
nen zu ihrer Ablösung, wie
etwa der Generalstreik, wenig
Chancen auf Erfolg hätten,
wenn so viele Arbeiter ar-

beitslos seien oder unter dem Einfluss der
unzuverlässigen KPD stünden.“
Hilferding wollte kein Blutvergießen riskie-
ren. Ihn selbst warnte im März 1933 Ex-
Kanzler Brüning, dass die Nazis Teile der
SPD-Führung nach Verabschiedung eines
Ermächtigungsgesetzes am 23. März 1933
verhaften wollten. Kurz nach der Abstim-
mung im Reichstag floh Hilferding aus
Berlin, gerade noch rechtzeitig. Am Tag
nach seiner Abreise stürmte der national-
sozialistische Schlägertrupp der SA seine
Wohnung. Für einige Jahre konnte er flie-
hen. Doch am 14. Juni 1940 lieferte ihn
das französische Vichy-Regime den Nazis
aus. In SS-Haft starb Hilferding am 11. Feb-
ruar 1941. bal T

Rudolf Hilferding um das Jahr 1914
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»Wir kennen
den Weg, wir
kennen das
Ziel! Unsere
Aussichten
sind gut.«

Rudolf Hilferding (SPD),
im Jahr 1927

W
er im Oktober
1923 einen Korb
voll Bargeld verlor,
musste den Korb,
nicht das Geld, vor
Dieben retten. Es

war die Zeit der Hyperinflation im Deut-
schen Reich. Die junge Weimarer Republik
steckte noch in den Kinderschuhen. Die
Abdankung des Kaisers und die Niederlage
im Ersten Weltkrieg lagen gerade einmal
fünf Jahre zurück. Rechte nationalistische
Kräfte nutzten die ökonomischen Schwie-
rigkeiten, um Parlamentarismus und De-
mokratie anzugreifen.
Im Oktober 1923 kostete ein Ei unfassbare
1,9 Milliarden Mark. Drei Jahre zuvor, im
Jahr 1920; hatte der Preis noch bei
75 Pfennig gelegen. Faktisch erlebten die
Deutschen in den Jahren 1922 und 1923
den kompletten Zusammenbruch des
Geldsystems. „Die Mark war ihrer klassi-
schen Geldfunktionen weitgehend be-
raubt“, fassen Mark Spoerer und Jochen
Streb in ihrem Buch „Neue deutsche Wirt-
schaftsgeschichte des 20. Jahrhunderts“ die
Situation zusammen. Die Wertaufbewah-
rungsfunktion war nicht mehr vorhanden,
stündlich verlor die Währung an Wert. Da-
mit war sie auch als Recheneinheit nur be-
grenzt nutzbar. „Spätestens dann, als sich
die Landwirte weigerten, ihre Ernte gegen
wertlos gewordenen Banknoten einzutau-
schen, wurde die Mark auch ihrer Aufgabe
als Zahlungsmittel nicht mehr gerecht“,
schreiben Spoerer und Streb. Bargeld war
zu diesem Zeitpunkt allenfalls noch körbe-
weise nutzbar.

Deutsche Angst seit 1923 Diese Phase ex-
orbitanter Preissteigerungen 1923 hat sich
tief ins kollektive Gedächtnis der Deut-
schen eingebrannt. Bis heute gelten die
Deutschen im Vergleich zu anderen Natio-
nen als besonders empfänglich für Inflati-
onssorgen. Unter diesen Vorzeichen stan-
den folglich die verschiedenen Währungs-
reformen, die Deutschland im 20. Jahr-
hundert erlebte: die Einführung der
D-Mark 1948 in Westdeutschland, die
deutsch-deutsche Währungsunion 1990,
die europäische Währungsunion 1999.
Doch zu Beginn des Jahrhunderts der Welt-
kriege stand eine Währungsreform, die der
jungen deutschen Demokratie bis zur
Weltwirtschaftskrise 1929 Stabilität brach-
te, politische wie ökonomische: die Ein-
führung der Rentenmark.
Es war eine mutige politische Reform, mit
der die Währungskrise 1923 gelöst wurde.
Was aber war überhaupt deren Ursache?
Warum stiegen die Preise 1923 so stark?
Bis heute machen Wirtschaftshistoriker un-
terschiedliche Ursachen aus. Da ist zu-
nächst die Last des Ersten Weltkriegs. Das
Kaiserreich hatte seine Ausgaben für Rüs-
tung und Soldaten 1914 bis 1918 komplett
über Staatsschulden finanziert. Einen Teil
davon kaufte die Zentralbank des Reichs,
indem sie schlicht neues Geld bereitstellte.
Als 1919 die neue deutsche demokratische
Reichsverfassung beschlossen wurde, waren
Güter des täglichen Bedarfs zehnmal teurer
als vor Beginn des Ersten Weltkriegs .

Reparationen und Generalstreiks Wa-
rum aber stiegen die Preise weiter so dras-
tisch an, sogar immer schneller bis 1923?
Der Wirtschaftshistoriker Albrecht Ritschl
verweist bei der Ursachenforschung zu-

nächst darauf, dass die Siegerstaaten von
1918 den Reparationskonflikt mit Deutsch-
land verschärften. 1921 beschlossen sie in
London, dass das Deutsche Reich 132 Mil-
liarden Goldmark als Ausgleich für Kriegs-
schäden an andere Staaten zu zahlen habe.
Der britische Ökonom John Maynard Key-
nes war damals der Meinung, Deutschland
könne maximal ein Drittel dieses Betrags
leisten. 1922 wurde den Deutschen er-
laubt, einen Teil der Pflichten in Sachleis-
tungen zu liefern. Als auch das nicht ge-
schah, marschierten französische Truppen
ins Ruhrgebiet ein.
Die deutsche Regierung rief darauf hin den
passiven Widerstand im Ruhrgebiet aus:
Generalstreik! Zugleich unterstützte sie die
Streikenden mit ungeheuren finanziellen
Mitteln. Das Geld dafür druckte die Reichs-
bank. Das heizte die Inflation an. Der
Großhandelspreisindex machte Anfang

1923 einen Sprung über die Marke von
100.000 und schnellte bis zum Oktober
1923 auf den enormen Wert von
709.000.000.000. Das deutsche Geld war
nichts mehr wert.
1923 drohte im Deutschen Reich ein Hun-
gerwinter. Die Bauern zögerten, ihre durch-
aus vollen Scheunen zu leeren. Wer heute
verkauft, ist dumm, denn morgen be-
kommt er schon das Vielfache für seine
Ware, so das Kalkül. Diesen Teufelskreis zu
durchschlagen, war die entscheidende Auf-
gabe der Reichsregierung unter Führung
des gemäßigt nationalliberalen Reichs-
kanzlers Gustav Stresemann.
Am 13. Oktober 1923 gewährte ihr das de-
mokratisch gewählte Parlament mit einem
sogenannten Ermächtigungsgesetz die Voll-
macht, „die Maßnahmen zu treffen, welche
sie auf finanziellem, wirtschaftlichem und
sozialem Gebiete erforderlich und dringlich

erachtet“. Zwei Tage später wurde die Deut-
sche Rentenbank errichtet und mir ihr kam
eine neue Währung. Die alte Papiermark
hatte ausgedient. Mit der Rentenmark woll-
te die Reichsregierung ein funktionierendes
und stabiles Geldsystem schaffen.

Umtausch 1 Billion zu 1 Es folgte einen
Monat später die Ausgabe erster auf Ren-
tenmark lautender Banknoten. Das neue
Geld war gedeckt, konnte also nicht belie-
big vermehrt werden. Es war gebunden an
die Menge landwirtschaftlich genutzter
Grundstücke sowie an Anlagen von Unter-
nehmen in Industrie, Gewerbe, Handel
und Bankwirtschaft. Es galt also ein festes
Verhältnis zwischen diesen Realgütern und
der Menge an Rentenmark. Als Umtausch-
verhältnis zur alten Währung galt 1 Billion
Papier-Mark für einen Rentenbankschein
im Wert von 1 Rentenmark.

Der im März 2023 verstorbene ehemalige
Direktor des Volkswirtschaftlichen Instituts
der Universität Hannover, Friedrich Gei-
gant, schrieb dazu im Jahr 2004: „Man
suggerierte damit inneren Wert und Wert-
beständigkeit des so ausstaffierten neuen
Geldes.“ Viele Deutsche erinnerten sich
wehmütig an die vermeintlich gute Zeit des
Kaiserreichs. Dort galt die Bindung an die
Goldmark. „Und das Volk, das durch er-
bärmliche Jahre gegangen war, wollte ver-
zweifelt daran glauben, dass wieder bessere
Zeiten heraufzögen“ schreibt Geigant.

Glaube und »fauler Zauber« Die Deut-
schen glaubten also 1923 bereitwillig, dass
die formale Bindung ihres neuen Geldes
an Grund und Boden Stabilität bringen
würde. Geigant bezeichnet dies als „faulen
Zauber“, aber dennoch: die Hyperinflation
fand so ein Ende. Man sprach vom „Wun-
der der Rentenmark“. Boden ist knapp,
nicht beliebig vermehrbar. Auch Geld muss
knapp sein, damit es seinen Wert behält.
Das hatten die Deutschen begriffen.
Für den Erfolg entscheidend war aber noch
etwas anderes: Der Staat senkte seine Ausga-
ben, es gelang eine Verständigung mit
Frankreich. Am 30. August 1924 folgte ein
weiterer Schritt, die Einführung einer neuen
Reichsmark. Ihr Tauschverhältnis zur Ren-
tenmark betrug 1 zu 1. Die Weimarer Repu-
blik hatte wirtschaftliche Stabilität gewon-
nen, die junge Demokratie war zunächst ge-
festigt, trotz dauernder Angriffe von rechts.
Obwohl die neue Reichsmark 1924 zum
gesetzlichen Zahlungsmittel in Deutsch-
land wurde, blieb auch die Rentenmark in
Umlauf, überdauerte die Reichsmark sogar
und erlebte eine weitere Währungsreform.
Nachdem die Nazizeit und der Zweite
Weltkrieg abermals mit einem verwüsteten
Geldsystem geendet hatten, folgte in West-
deutschland 1948 erneut eine Währungsre-
form. Es kam die D-Mark.
Sie wurde zur Ikone der neuen Bundesre-
publik. „Erst mit diesem Tag erlosch die
Haftung der Deutschen Rentenbank und
der landwirtschaftlichen Grundschulden
für die nun wirklich museal gewordenen
Geldzeichen“, erklärt Geigant. Am 26. Juli
1956 schließlich trat das Bundesgesetz
über die Liquidation der Deutschen Ren-
tenbank in Kraft. Jedoch dauerte es noch-
mals 22 Jahre, ehe am 26. Oktober 1978
die Deutsche Rentenbank liquidiert wurde.

»Kommt die D-Mark, bleiben wir« Die
deutsch-deutsche Währungsunion 1990 er-
lebte die Rentenbank nicht mehr, auch
nicht die Euro-Einführung 1999. Im Be-
wusstsein der Deutschen verschwand sie,
anders als die Hyperinflation von 1923,
die immer noch im Bewusstsein der Deut-
schen vorhanden ist. Dass diese durch die
Rentenmark überwunden wurde, wissen
heute die Wenigsten.
Für hartes Geld steht im kollektiven Be-
wusstsein eine andere Währung. „Kommt
die D-Mark, bleiben wir, kommt sie nicht,
gehen wir zu ihr“, riefen Ostdeutsche in
den Wendejahren 1989/90. Für die euro-
päische Währungsunion musste Kanzler
Kohl den Deutschen versprechen, dass der
Euro so hart werde wie die D-Mark.
Jedoch stöhnen 100 Jahre nach der Renten-
mark viele Deutsche abermals über erhöh-
te Inflationszahlen. Aber immerhin: Körbe
voller Bargeld, wie 1923, muss 2023 nie-
mand schleppen: Stephan Balling T

Wertlos, aber nützlich: Nach Einführung der Rentenmark dienten die alten Geldbündel nur noch als Spielzeug. © picture alliance/akg-images

Stabiles Geld
RENTENMARK Die Einführung einer neuen Währung
beendete die Hyperinflation von 1923. Bis heute ist den

Deutschen die Ordnung des Geldsystems besonders wichtig

PROTAGONISTEN 1923-1933

Gustav Stresemann:
Kanzler, Außenminister

Ein nur kurzes Le-
ben und eine sehr
kurze Zeit als
Reichskanzler wa-
ren Gustav Strese-
mann beschieden.
Im Alter von 51
Jahren verstarb er
1929. 1918 hatte

er die Deutsche Volkspartei (DVP) gegrün-
det, die das parlamentarische System zu-
nächst ablehnte. Mit der schwarz-weiß-ro-
ten Fahne kämpfte sie anfangs gegen die
Republik, beteiligte sich aber ab 1920
trotzdem an einer Reichsregierung. Mit
Stresemann wurde dann 1923 ein DVP-Po-
litiker Reichskanzler. Er führte eine Große
Koalition mit dem Zentrum, der liberalen
Deutschen Demokratischen Partei (DDP)
und den Sozialdemokraten. Aus Protest ver-
ließen Teile des rechten Flügels die DVP
und wechselten zur völkisch-nationalen
DNVP. Unter Stresemanns Kanzlerschaft
vom 13. August bis 23. November 1923
fällt die wirtschaftliche Stabilisierung
Deutschlands mit der Rentenmark und dem
Ende des Ruhrkampfs. Als Außenminister
bis 1929 führt er Deutschland unter ande-
rem zurück in den Völkerbund..

Hans Luther:
Kanzler, Finanzminister

„Politiker ohne
Partei“ über-
schrieb Hans Lu-
ther seine 1960
veröffentlichten
Memoiren. Der
Oberbürgermeis-
ter der Stadt Es-
sen kam 1922 ins

Kabinett des parteilosen Kanzlers Wilhelm
Cuno, der eine Regierung aus Vertretern
der Wirtschaft und Experten führte. Er über-
nimmt das Ressort Landwirtschaft und Er-
nährung. Im Kabinett Stresemann folgt er
1923 er Rudolf Hilferding als Finanzminis-
ter. 1925 wird er für gut ein Jahr Reichs-
kanzler. 1930 tritt der Parteilose der DVP
bei. Während der Nazizeit ist er von 1933
bis 1937 Botschafter des Deutschen Reichs
in den USA. Von 1952 bis 1955 ist er Vor-
sitzender eines Sachverständigenaus-
schusses für die Neugliederung der Bun-
desrepublik. Er stirbt 1962.

Hjalmar Schacht
Reichsbankpräsident,Minister

Eine umstrittene,
aber prägende Fi-
gur der Zwischen-
kriegszeit ist Hjal-
mar Schacht, ge-
boren am 22. Ja-
nuar 1877. Er
gründet 1918 die
linksliberale DDP

mit. Im November 1923 macht Kanzler
Stresemann ihn zum Reichswährungskom-
missar, im Dezember 1923 dann zum Präsi-
denten der Reichsbank. Schacht koordiniert
die Einführung der Rentenmark. Die folgen-
de Stabilisierung der Währung verbucht er
als seinen Erfolg und inszeniert sich als
„Retter der Mark“. 1926 wechselt ins La-
ger der Nationalisten. Aus Protest gegen
den Young-Plan tritt er 1930 als Reichs-
bankpräsident zurück, da ihm die damit
vereinbarte Reduzierung der deutschen Re-
parationszahlungen nicht ausreicht. In der
Folge tauscht er sich mit Hermann Göring
(1930) und Adolf Hitler (1931) aus und tritt
1931 der Harzburger Front bei, einem na-
tionalistischen Bündnis zur Bekämpfung
der Weimarer Republik. 1931 drängt er
Reichskanzler Brüning, die Nationalsozia-
listen ins Kabinett zu holen, 1932 Reichs-
präsident Hindenburg, Hitler zum Kanzler
zu machen. 1933 wird er erneut Reichs-
bankpräsident, 1934 Wirtschaftsminister.
1937 tritt er aufgrund der nationalsozialis-
tischen Schuldenpolitik als Wirtschaftsmi-
nister zurück, bleibt aber Minister ohne Ge-
schäftsbereich. 1937 wird er nach Protes-
ten gegen Hitlers schuldenfinanzierte Rüs-
tungspolitik als Reichsbankpräsident ent-
lassen. 1944 kommt er ins KZ, überlebt und
stirbt 1970.

Karl Helfferich
DNVP-Politiker

Während des Ers-
ten Weltkriegs
wendet sich der
1872 geborene
Karl Helfferich als
liberaler Vize-
kanzler noch ge-
gen den uneinge-
schränkten

U-Boot-Krieg. Doch nach 1918 schließt er
sich der völkisch-antisemitischen Deutsch-
nationalen Volkspartei (DNVP) an und
wird radikaler Gegner der Weimarer De-
mokratie., verfasst unter anderem die
Streitschrift „Fort mit Erzberger“. Mit Kon-
zepten für eine Währung auf Sachwertba-
sis liefert Helfferich die Grundlage für die
Rentenmark. Er stirbt 1924 bei einem Ei-
senbahnunglück. balT
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Unendliche Möglichkeiten
RAUMFAHRTSTRATEGIE Die Bundesregierung will die Rolle Deutschlands im All ausbauen

V
ielleicht hat Bundeskanzler
Olaf Scholz (SPD) neben
seinen zahlreichen Ver-
pflichtungen als Regie-
rungschef bald noch ein
weiteres Aufgabengebiet:

den Weltraum. Nach Willen der SPD-Frak-
tion im Bundestag könnte es im Bundes-
kanzleramt perspektivisch eine Stabsstelle
Koordinierung der deutschen Weltraumpo-
litik geben. Das schreiben
zumindest einige Abgeord-
nete in einem Positionspa-
pier zur Rolle Deutschlands
im Weltraum.
Der steigenden Bedeutung
neuer Themenfelder wie
New Space, Mikrosatelliten
und dem Schutz vor Welt-
raumschrott (siehe Text
rechts) hat die Bundesregie-
rung nun in einer neuen
Raumfahrtstrategie Rech-
nung getragen.

Raus aus der Nische Die
Raumfahrt habe seit Verabschiedung der
vorherigen Raumfahrtstrategie vor 13 Jah-
ren einen fulminanten Wandel erlebt, sagte
Anna Christmann (Bündnis 90/Die Grü-
nen), Koordinatorin der Bundesregierung
für die Deutsche Luft- und Raumfahrt, in
der Debatte zur Unterrichtung (20/8550)
zur Strategie am Mittwoch. „Die Raumfahrt

ist kommerzialisiert worden, trägt heute
zur Wertschöpfung bei und leistet auch zur
Industrialisierung einen enormen Beitrag“,
so Christmann. „Sie ist raus aus der Nische
und wirklich elementar für Klimaschutz,
für Digitalisierung, für unsere Sicherheit.“
Raumfahrt sei nun kritische Infrastruktur.
Mit der Strategie würden wichtige Schwer-
punkte gesetzt, allen voran in der Frage der
Wertschöpfung und der Kommerzialisie-

rung, so Christmann. „Wir
setzen einen Schwerpunkt
auf den ganzen New-Space-
Sektor, wo wir unsere Start-
ups, aber auch unseren star-
ken Mittelstand unterstüt-
zen“, erläuterte die Grüne.
Wie das gelingen soll, be-
schrieb ihr Koalitionspart-
ner Reinhard Houben von
der FDP-Fraktion: Bei der
Raumfahrt gehe es gleicher-
maßen um „Hightech, In-
novation, dynamische Pro-
zesse, Weltklasse-Mittel-

ständler und um wirtschaftliche Impulse“.
Die Ampel haben deshalb die Ausschrei-
bungsmodelle so dargestellt, dass sie flexib-
ler und wettbewerbsorientierter ausgestaltet
seien, erläutert Houben: „Wir gehen weg
vom rein staatlich-planwirtschaftlichen
Modell, wie es zum Teil in der europäi-
schen Raumfahrt betrieben wird.“ Auf die
europäische Raumfahrt ging auch Chantal

Kopf (Bündnis 90/Die Grünen) ein. „Als
Europäerinnen und Europäer wollen wir
aktive Player mit eigenem Zugang zum All
sein, und dafür braucht es eine enge euro-
päische Zusammenarbeit und auch den
Wettbewerb um die besten Technologien.“
Um in diesem zu bestehen, sei auch die
Nachwuchsförderung ein wichtiger Bau-
stein der Strategie, so Kopf.

Große Wertschöpfung Dass in der nun
vorliegenden Strategie „eine ganze Reihe
von Punkten aus unserem Papier Eingang
gefunden haben“, freute den SPD-Abgeord-
neten Sebastian Roloff. Bei der Raumfahrt
handele es sich um ein Wirtschaftsfeld vor
einem „unvorstellbaren Aufwuchs“, sagte
Roloff und zitiert Zahlen einer Unterneh-
mensberatung, laut derer bis zum Jahr
2030 eine Billion Euro Wertschöpfung glo-
bal in der Raumfahrt stattfinden werde.
„Investitionen in die Raumfahrt sind gut
angelegt“, so der Sozialdemokrat, „denn je-
der investierte Euro schafft die vierfache di-
rekte und die neunfache indirekte Wert-
schöpfung.“
Auch wenn aus den Reihen der Oppositi-
onsfraktionen keine Zweifel an der Notwen-
digkeit der Raumfahrtstrategie laut wurden,
gab es doch Kritik an einigen Punkten. So
vermisste die CDU/CSU-Fraktion zum ei-
nen ein klares Bekenntnis zu deutschen As-
tronauten. Es sei „bedauerlich“, sagte der
Christdemokrat Klaus-Peter Willsch, dass

dieses Bekenntnis in der Zusammenarbeit
mit den amerikanischen Partnern bei der
Artemis-Mission fehle. „Das ist eine Leer-
stelle in dieser Strategie; da bleibt man et-
was ratlos zurück.“ Willsch forderte zudem
eine „Zeitenwende“ in der Weltraumpolitik.
So fehle ein konkreter Plan zum Schutz der
kritischen Infrastruktur im All.
Christmann hatte zuvor gesagt, dass für Si-
cherheit und Souveränität zwar „starke
deutsche Aktivitäten“ wich-
tig seien, aber auch das En-
gagement Deutschlands in
der europäischen Welt-
raumagentur ESA, bei der
Deutschland weiterhin
stärkster Zahler sei: „Auch
in schwierigen haushalteri-
schen Zeiten“, so Christ-
mann. Mit der Investition
in die neue Satellitenkon-
stellation für Europa, Iris2,
mache man sich unabhän-
giger von anderen Satelli-
tenkonstellationen.

Kritik am Rotstift Es werde am falschen
Ende gespart, befand hingegen Klaus Ernst
(Die Linke) beim Thema Investitionen. „Sie
legen bei dem Thema eher den Rotstift an“,
sagte er in Richtung der Regierungsfraktio-
nen. Wenn es darum gehe, die Raumfahrts-
trategie im eigenen Land umzusetzen,
brauche man Geld. Dafür, dass man zeit-

gleich zur Beratung der Strategie zur Kennt-
nis nehmen müsse, dass die Mittel in die-
sem wichtigen Bereich gekürzt würden, ha-
be er kein Verständnis, so Ernst.
Als einen „riesigen Kosmos an Anwen-
dungsmöglichkeiten“ bezeichnete der
AfD-Abgeordnete Malte Kaufmann das
Thema Raumfahrt. Es eröffneten sich dort
Geschäftschancen für technologieorien-
tierte, innovative deutsche Unternehmen.

Kaufmann forderte, die
Bundesregierung möge
sich ein Beispiel am US-
amerikanischen Unterneh-
mer Elon Musk nehmen.
„Der ist mit seinem Raum-
fahrtkonzern SpaceX bin-
nen weniger Jahre zum
weltgrößten Raumfahrtun-
ternehmen und Satelliten-
betreiber aufgestiegen“,
sagte der Abgeordnete. Fast
5.000 funktionierende Sa-
telliten habe Musk bislang
ins All gebracht; warum es

ein Unternehmen wie SpaceX nicht in
Deutschland gebe? „Weil bei uns die Rah-
menbedingungen nicht stimmen: zu hohe
Energiekosten, viel zu viele Steuern und
Abgaben und viel zu viel Bürokratie“´,
sagte Kaufmann.
Im Anschluss an die Debatte wurde die Un-
terrichtung an den Wirtschaftsausschuss
überwiesen. Elena Müller T

Genauer Blick aufs Wetter: Die European Organisation for the Exploitation of Meteorological Satellites (EUMETSAT) mit Sitz in Darmstadt betreibt die Wettersatelliten der ESA. © picture alliance/dpa/Sebastian Gollnow

»Raumfahrt
ist elementar

für den
Klimaschutz
und unsere
Sicherheit.«

Anna Christmann (Grüne),
Raumfahrtkoordinatorin

»Warum ent-
stehen Firmen

wie Elon
Musks SpaceX

nicht in
Deutschland?«

Malte Kaufmann
(AfD)

Wirtschaft,
Windparks und
Weltraummüll
RAUMFAHRTSTRATEGIE Nicht unendlich,
aber ziemlich umfassend ist der Bereich,
den die neue Raumfahrtstrategie abdecken
soll. Die Bundesregierung hat neun Hand-
lungsfelder skizziert: die europäische und
internationale Zusammenarbeit; Raum-
fahrt als Wachstumsmarkt; Klimawandel,
Ressourcen- und Umweltschutz; Digitali-
sierung; Sicherheit, strategische Hand-
lungsfähigkeit und globale Stabilität; nach-
haltige und sichere Nutzung des Welt-
raums; Weltraumforschung; internationale
Weltraumexploration sowie Raumfahrt im
Dialog und Gewinnung von Talenten. Ein
kleiner Auszug:

New Space Hinter diesem Begriff versam-
meln sich Unternehmen, die im direkten
oder mittelbaren Zusammenhang mit der
Raumfahrt zu tun haben, bei der Entwick-
lung und Fertigung oder der Bereitstellung
von Daten. Bei den Unternehmen kann es
sich um Start-ups, spezialisierte Raum-
fahrt- oder klassische Industrieunterneh-
men oder Firmen aus der Digitalwirtschaft
handeln. Die Bundesregierung will diesen
Wirtschaftszweig gezielt fördern, um
Deutschland auf dem Raumfahrtmarkt
wettbewerbsfähig zu halten.

Klimaschutz Mit Hilfe von Fernerkun-
dungsdaten in hoher räumlicher und zeit-
licher Auflösung können etwa Waldökosys-
teme, die Nutzung von Land oder die Ver-
siegelung von Böden überwacht werden. So
kann zum Beispiel genau ermittelt werden,
wie viel Dünge- und Pflanzenschutzmittel
auf einer Fläche benötigt wird, um diese
dann entsprechend präzise auszubringen.
Mit Hilfe von Satellitenaufnahmen können
zudem Standorte für Solar- und Windkraft-
anlagen gezielter ausgewählt werden. Die
Raumfahrt kommt also auch im Bereich
der Energiewende zum Einsatz. Nach An-
gaben der Bundesregierung hat sich die
Zahl der im Weltraum aktiven Erdbeob-
achtungssatelliten seit 2010 mehr als ver-
vierfacht.

Katastrophenschutz Satellitendaten kön-
nen zum einen zur Katastrophenvorhersa-
ge beitragen, etwa durch die Beobachtung
von waldbrandgefährdeten Gebieten. Im
Fall von Naturkatastrophen wie Tsunamis
oder Öllecks können mit Hilfe der Daten
Verläufe berechnet und die Katastrophen-
hilfe gezielt eingesetzt werden. In Deutsch-
land gibt es seit 2004 das Zentrum für Sa-
tellitengestützte Kriseninformation (ZKI)
mit Sitz in Oberpfaffenhofen.

Sicherheit Wie wichtig die Raumfahrt für
die Sicherheit in Deutschland ist, macht
die Bundesregierung in der Raumfahrtstra-
tegie deutlich: „Die zivile und militärische
Handlungsfähigkeit Deutschlands ist von
unserer Weltrauminfrastruktur und den
durch sie ermöglichten Daten, Diensten
und Produkten abhängig“, heißt es da. Es
geht dabei unter anderem um den Schutz
von Daten vor Spionage und Sabotage
oder die Stabilität der Satellitenkommuni-
kation und -navigation. Aber auch um die
Beobachtung der Zunahme und Bewegung
des immer weiter anwachsenden Welt-
raumschrotts, der durch Kollisionen zur
Gefahr für die Funktionstüchtigkeit von Sa-
telliten werden kann. emu T

Sprung an die Weltspitze erwünscht
FORSCHUNG Bundesregierung will Innovationsagentur mehr Freiheiten zugestehen

Das Penicillin und die Eisenbahn, das Inter-
net oder der Corona-Impfstoff – bahnbre-
chende Erfindungen wie diese werden
Sprunginnovationen genannt und beeinflus-
sen das Leben aller Menschen nachhaltig. Sie
lösen komplexe Probleme und verändern
ganze Märkte. Damit aus revolutionären Ide-
en erfolgreiche Sprunginnovationen werden,
brauchen Forscher und Entwicklerinnen die
richtigen Rahmenbedingungen. In Deutsch-
land werden vielversprechende Innovationen
seit 2019 von der Bundesagentur für Sprung-
innovationen (SPRIND) gefördert. So soll die
Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik er-
halten, Arbeitsplätze und Wohlstand gesi-
chert werden. Mit einem neuen Gesetz (20/
8677) will die Regierung die Rahmenbedin-
gungen für die SPRIND nun verbessern.
Der als SPRIND-Freiheitsgesetz betitelte Vor-
stoß der Bundesregierung sieht vor, dass die
Agentur zukünftig ohne den Bund als Zwi-
scheninstanz selbstständiger agieren soll und
die für sie vorgesehenen Haushaltsmittel des
Bundes selbst verwalten darf. Auch eine Ein-
schränkung des Besserstellungsverbotes ist ge-
plant. Bisher ist durch das Verbot festge-
schrieben, dass die Agentur ihre Mitarbeiter
nicht besser vergüten darf als Angestellte im
öffentlichen Dienst. Um Fachpersonal zu ge-
winnen, brauche es jedoch marktgerechte
Gehälter, argumentiert die Bundesregierung.

Ministerin will mehr »Spielraum« Bun-
desforschungsministerin Bettina Stark-Wat-
zinger (FDP) betonte in der Debatte zur ers-
ten Lesung des Entwurfes am Donnerstag,
dass bahnbrechende Innovationen der

Schlüssel seien, um die Herausforderungen
der Zukunft zu meistern. Die SPRIND brau-
che mehr „Spielraum“, um solche Innovatio-
nen zu fördern. Thomas Jarzombek (CDU)
entgegnete daraufhin, dass es hierzulande be-
reits ein exzellentes Wissenschaftssystem ge-
be, Deutschland müsse nur mehr daraus ma-
chen. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung
fehlten dem Abgeordneten konkrete Ziele der
SPRIND. Michael Kaufmann (AfD) bemän-
gelte, dass die seit Juli 2023 laufende Evalua-
tion der SPRIND zu spät in Auftrag gegeben
wurde. Ein Vorher-Nachher-Vergleich, an
dem die Wirkung des Freiheitsgesetzes über-
prüft werden könne, sei nun nicht mehr
möglich.
Kritik am Gesetzentwurf der Bundesregierung
kam ebenfalls von Petra Sitte (Die Linke). Bei
dem Freiheitsgesetz gehe es darum, dass sich

die SPRIND als Bundesagentur nicht an die
Regeln halten solle, die für andere gelten. In-
dem der Bund in Innovationen investiere, die
scheitern könnten, würden Steuergelder zum
„Wagniskapital“, mahnte Sitte.
Stephan Seiter (FDP) erwiderte, dass nicht
der Staat Entscheider über die Steuergelder
sei, sondern die Experten, der Aufsichtsrat
sowie die Fach- und Rechtsaufsicht der
SPRIND. Die bisherigen Erfolge der Agen-
tur hob Holger Mann (SPD) hervor. Nach
nicht einmal drei Jahren seien bereits über
1300 Einreichungen bewertet und über
100 validiert worden. Anna Christmann
(Bündnis 90/Die Grünen) erklärte, dass die
SPRIND bisher kein agiles Unternehmen
sei, dass Erfindungen auch vermarkten
könne. Mit dem neuen Gesetz werde das
geändert. Carolin Hasse T

> STICHWORT

SPRIND - Bundesagentur für Sprunginnovationen

> Agentur Die Bundesagentur für Sprunginnovationen mit Sitz in Leipzig arbeitet im Auftrag
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung und des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie. Direktor ist Rafael Laguna de la Vera. Als Vorbild der Agentur gilt die
US-amerikanische Forschungsbehörde Defense Advanced Research Projects Agency (Darpa).

> Budget Für die bisher geplante zehnjährige Laufzeit der Agentur wird mit einem Gesamt-
budget von rund einer Milliarde Euro gerechnet.

> Projekte Ungefähr zwei Prozent der eingereichten Projekte erhalten Unterstützung der
SPRIND. Darunter eine Mikroplastik-Filteranlage, eine Höhenwindenergieanlage oder ein
potenzielles Alzheimer-Medikament.

Potenziale und Risiken generativer KI
CHATGPT Ampel hält am risikobasierten Ansatz für die KI-Verordnung fest

Die auf EU-Ebene stattfindende Regulie-
rung Künstlicher Intelligenz (KI) biegt in
die Zielgerade ein. Noch in diesem Jahr
soll die Europäische KI-Verordnung vorlie-
gen. Union und AfD warnen nun vor einer
Überreglementierung, die ihrer Ansicht
nach am Ende Start-ups sowie kleinen und
mittelständischen Unternehmen schaden
und lediglich internationalen Tech-Riesen
nutzen könnte. Während der Debatte zu
Anträgen der Union (20/7583) und der
AfD (20/7578) sprach Ronja Kemmer
(CDU) von einer enttäuschenden Bilanz
der Bundesregierung bei den Verhandlun-
gen der KI-Verordnung. Es brauche für
Schlüsseltechnologien einen Rahmen, „der
diese nicht verhindert, sondern genug Frei-
räume bietet“. Viele namhafte KI-Akteure
in Deutschland und Europa hätten schon
angekündigt, den Standort zu verlassen,
„wenn die KI-Verordnung überzieht“, sagte
Kemmer.
Barbara Benkstein (AfD) warnte ebenfalls
vor einem „überkomplizierten Rechtsrah-
men“, der am Ende nur China und den
USA nutze. Gleichwohl stelle sich ihr die
Frage, „warum die Union ihre Vorstellun-
gen zur KI nicht umgesetzt hat, als sie die
Möglichkeit dazu hatte“.
Petra Sitte (Linke) kritisierte den Verord-
nungsentwurf, weil er Schlupflöcher für
große Tech-Konzerne schaffe, um Grund-
rechte einzuschränken. „Das ist vollkom-
men inakzeptabel“, befand sie.
Die Koalitionsfraktionen verteidigten
ebenso wie die Bundesregierung den ge-
wählten risikobasierten Ansatz. Generative

KI, die verschiedene Formen von Inhalten
selbst erzeugen kann, bringe Vorteile, bein-
halte aber auch erhebliche Risiken, wie et-
wa die der Falsch- und Desinformation,
der Diskriminierung und Marginalisierung
und der Verbreitung sensibler persönlicher
Informationen, sagte Parsa Marvi (SPD). Es
gehe darum, die Potenziale zu fördern,
gleichzeitig aber auch einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit KI zu finden.
Tabea Rößner (Grüne) betonte, ein Innova-
tionen förderndes Umfeld schaffen zu wol-
len. „Dazu gehört auch ein gesetzlicher
Rahmen, der Rechtssicherheit schafft“, füg-
te sie hinzu. Forderungen nach Deregulie-
rung nannte sie „anachronistisch“.
Maximilian Funke-Kaiser (FDP) warf der
Union vor, die Entwicklungen verpasst zu

haben. In den von ihr mitgestalteten KI-
Strategien habe die generative KI noch
nicht einmal Erwähnung gefunden. „Wir
korrigieren diesen Fehler und gestalten die
Technologie aktiv mit“, sagte er.
Einigkeit demonstrierte die Bundesregie-
rung. Sowohl Digital-Staatssekretär Micha-
el Theurer (FDP) als auch Wirtschafts-
Staatssekretärin Franziska Brantner (Grü-
ne) verteidigten den risikobasierten Ansatz.
„Wir wollen einen Rechtsrahmen schaffen,
wo vertrauenswürdige KI-Systeme entwi-
ckelt werden, aber Auswüchse und Risiken
auch gesetzlich geahndet werden können“,
sagte Theurer. Brantner betonte, gerade um
der KI ganz viel zu ermöglichen, müsse der
risikobasierte Ansatz vorangebracht wer-
den. Götz Hausding T

Die neue EU-Verordnung will KI-Systeme wie ChatGPT regulieren. © picture alliance| C. Ohde
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»Das konterkariert den Kampf der EZB«
STEUERPOLITIK Finanzwissenschaftlerin kritisiert höhere Abschreibung auf Immobilien – Lob für globale Mindeststeuer

Frau Professorin Langenmayr, wie be-
werten Sie das Wachstumschancengesetz?
Eine große Steuerreform ist politisch der-
zeit nicht umsetzbar. Es ist aus wissen-
schaftlicher Sicht auch nicht ganz klar, wel-
che Folgen eine umfangreiche schuldenfi-
nanzierte Senkung der Unternehmenssteu-
ern angesichts der immer noch grassieren-
den Inflation hätte. Deshalb ist es sinnvoll,
den Fokus auf gezielte Maßnahmen zu le-
gen, etwa die Verrechnung von Verlusten
mit Gewinnen zu verbessern. Das funktio-
niert ohne allzu große Einnahmeausfälle.
Kritischer sind die verbesserten Abschrei-
bungen auf Wohnimmobilien zu sehen.

Inwiefern?
Die höheren Abschreibungen machen es
attraktiver, jetzt zu bauen. Die Baubranche
ist aber der entscheidende Kanal, über den
die Europäische Zentralbank (EZB) mittels
höherer Zinsen die Inflation senken kann.
Die steuerliche Förderung von Wohnge-
bäuden konterkariert also den Kampf der
EZB für stabile Preise.

Aber die Wohnungsnot kann die Poli-
tik nicht kalt lassen.
Es ist zweifelhaft, ob bessere Abschrei-
bungsmöglichkeiten dazu führen, dass die
Wohnungen entstehen, die gebraucht wer-
den. Wenn man Wohnungsnot bekämpfen
will, ist es zielgerichteter, den sozialen
Wohnungsbau in den Städten zu fördern.
Das ist für den Staatssäckel auch billiger.

Und natürlich gilt auch hier: weniger Büro-
kratie!

Macht die globale Mindeststeuer die
Welt gerechter?
Grundsätzlich ist es ein enormer Fort-
schritt, dass sich so viele Länder auf einen
Konsens geeinigt haben. Selbst Länder, die
bisher als Steueroasen galten, ziehen mit.
Alle Unternehmen mit mehr als 750 Mil-
lionen Euro Umsatz müssen künftig min-
destens 15 Prozent an Steuern auf ihre Ge-
winne zahlen. Davon geht doch eine opti-
mistische Botschaft aus: Internationaler
Konsens ist möglich, selbst in global
schwierigen Zeiten. Diesen Geist benötigen
wir auch auf anderen Feldern, etwa der Be-
preisung von CO2 im Kampf gegen die

Erderwärmung. Auch da ist ein Konsens
der Völkergemeinschaft nötig. Trotzdem
hat die globale Mindeststeuer Schwächen.

Welche?
Sie dient nun fast nur noch dazu, soge-
nannte Briefkastenfirmen im Ausland tro-
cken zu legen, die großen Unternehmen da-
zu dienen, Steuern in Ländern wie Deutsch-
land zu vermeiden. Unternehmen können
ihre Gewinne bilanztechnisch nun also
nicht mehr so einfach in Steueroasen verla-
gern, dem wird ein Riegel vorgeschoben.
Wenn sie aber in einem Niedrigsteuerland
eine Fabrik aufbauen, dann kann dieses
Land weiter deutlich weniger als die globale
Mindeststeuer von 15 Prozent verlangen,
theoretisch sogar null Prozent. Denn Ge-
winne in Höhe von anfangs zehn Prozent
der Lohnsumme und acht Prozent der ma-
teriellen Vermögensgegenstände sind von
der Mindeststeuer ausgenommen. Diese
Ausnahme sieht der letzte OECD-Kompro-
miss vor, mit dem die ursprüngliche Idee
der globalen Mindeststeuer aufgeweicht
wurde. Die EU hat diese Ausnahmen in ihre
Richtlinie übernommen, und Deutschland
setzt dies nun in nationales Recht um.

Welche Folgen wird das haben?
Der Standortwettbewerb um Realinvestitio-
nen wird stärker. Unternehmen werden
sich noch stärker fragen, wo sie mit Blick
auf die Steuerlast am besten neue Fabriken
oder Dienstleistungszentren aufbauen.

Wie hätte die EU das verhindern kön-
nen?
Das wäre nur in den internationalen Ver-
handlungen möglich gewesen. Aber man-
che Länder wollten das nicht, zum Beispiel
das EU-Mitgliedsland Irland. Für die Iren
ist ihre Unternehmenssteuer von 12,5 Pro-
zent ein Standortfaktor.

Welchen steuerpolitischen Ratschlag
geben Sie der Politik, um Unternehmen
im Land zu halten?
Unternehmen mit einem Jahresumsatz von
mehr als 750 Millionen Euro müssen künf-
tig die globale Mindeststeuer zahlen. Für
sie sollten andere Regelungen, die wir bis-
her im nationalen Steuerrecht hatten, ent-
fallen, insbesondere die sogenannte Hin-
zurechnungsbesteuerung. Nach dieser
müssen Unternehmen in Deutschland bei-
spielsweise ausländische Zinseinkünfte
nachversteuern, wenn diese im Ausland
nicht adäquat besteuert werden. Das gilt
auch für andere sogenannte passive Ein-
nahmen. Deren Besteuerung regelt aber
künftig die globale Mindeststeuer. Unter-
nehmen sollten hier keine zwei Meldun-
gen mehr abgeben müssen. Solche Entbü-
rokratisierungsmaßnahmen kosten den
Fiskus so gut wie nichts, senken aber bei
den Unternehmen massiv den Erfüllungs-
aufwand.

Das Gespräch führte
Stephan Balling
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138 Länder kooperieren
STEUERFAIRNESS Globale Mindeststeuer soll kommen

Ein historischer Steuermoment sei das, da-
rin ist sich die regierende Ampel-Koalition
mit der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag
einig gewesen. Für die Bundesregierung
verwies die parlamentarische Staatssekretä-
rin Katja Hessel (FDP) auf den geschichtli-
chen Moment, für die größte Oppositions-
partei Fritz Güntzler (CDU). 138 Staaten
hätten sich darauf geeinigt,
große international agieren-
de Konzerne einer globalen
Mindestbesteuerung zu un-
terwerfen. „Es gab noch nie
eine derart breite interna-
tionale Verständigung zu
Fragen des materiellen
Steuerrechts“, erklärte Hes-
sel in ihrer Rede zur ersten
Lesung des Gesetzentwurfs
(20/8668), mit dem
Deutschland die EU-Richt-
linie zur Gewährleistung ei-
ner globalen Mindestbe-
steuerung umsetzen will.
Basis der Richtlinie ist wiederum ein Kon-
zept der Industrieländerorganisation
OECD. Hessel sagte: „Dies gilt global. Dies
gilt sowohl in Kanada, wie auch zum Bei-
spiel bei uns in Erfurt.“ Die globale Min-
deststeuer von 15 Prozent setze steuer-
schädlichem Systemwettbewerb ein Ende.
Der CDU-Abgeordnete Güntzler sagte: „Es
geht um ein Mehr an Steuergerechtigkeit,
aber auch um eine Förderung von Wettbe-
werbsgerechtigkeit.“ Die Unionsfraktion

habe das Anliegen von Anfang an unter-
stützt, gerade auch mit Blick auf den deut-
schen Mittelstand und dessen Wettbe-
werbsfähigkeit. Gleichwohl ging Güntzler
auch darauf ein, dass das neue Gesetz sehr
umfangreich und komplex sei. Umso wich-
tiger für ihn, dass Vereinfachungen an an-
derer Stelle erhalten bleiben.

Katharina Beck (Bündnis
90/Die Grünen) verwies
darauf, dass das Gros der
Unternehmen in Deutsch-
land fair Steuern zahle, nur
wenige Großunternehmen
täten das nicht. „Warum
lassen wir das zu?“
Für die SPD-Fraktion rech-
nete Parsa Marvi vor, dass
den Staaten weltweit durch
Steuerflucht und Steuerver-
meidung jährlich 650 Mil-
liarden Euro entgingen.
„Eine effektiv angelegte, in-
ternationale Steuerflucht-

bekämpfung ist ein hartes Brett“, sagte
Marvi.
Albrecht Glaser (AfD) kritisierte den Um-
fang des Gesetzentwurfs, „eine neue zu-
sätzliche Steuer für Großunternehmen mit
96 Paragraphen auf 285 Seiten“. Janine
Wissler (Die Linke) erklärte unter Verweis
auf den Online-Riesen Amazon: „Die teu-
ersten Flüchtlinge, das sind die Steuer-
flüchtlinge.“ Für Die Linke ist der Satz von
15 Prozent zu niedrig. bal T

»Dies gilt
global. Dies
gilt sowohl in
Kanada wie
auch bei uns
in Erfurt.«
Katja Hessel (FDP)

Neue Regeln für
Anti-Geldwäscheeinheit
FINANZKONTROLLE Union kritisiert »Freifahrtschein «

Der Finanzfluss zu Terrororganisation und
die Quellen für Geldwäsche sollen sukzes-
sive trockengelegt werden. Hierzu hat die
Ampel-Koalition nun parlamentarische
Schritte vollzogen und das Bundeskabinett
einen weiteren Gesetzentwurf beschlossen.
Der Bundestag billigte am Donnerstag-
abend mit den Stimmen von SPD, Bündnis
90/Die Grünen und FDP ein Gesetz (20/
8294), das neue Regeln für die Finanzauf-
sichtsbehörde Financial Intelligence Unit
(FIU) vorsieht. Kern ist ein risikobasierter
Ansatz für die FIU. „Das Ziel ist die effi-
zientere Filterung und Auswahl der Mel-
dungen, die im Rahmen des gesetzlichen
Auftrags der Zentralstelle einer vertieften
Analyse zugeführt und auf die Bedürfnisse
der Adressaten der Analyseberichte abge-
stimmt werden können“, steht dazu im
Gesetzentwurf. Was das konkret für den Ar-
beitsalltag der FIU bedeutet, ist umstritten.
Details will die Bundesregierung nicht
nennen, zumindest nicht öffentlich. Krimi-
nelle sollen nicht vorgewarnt werden.

Kontrollgremium beschlossen Wie aber
soll der Bundestag seiner Funktion als Kon-
trollorgan der Exekutive nachkommen, also
der Bundesregierung und ihrer nachgelager-
ten Behörden wie der FIU, wenn das Finanz-
ministerium keine Informationen preisgibt?
Dazu haben die Ampel-Fraktionen am Ende
des Gesetzgebungsverfahren eine wesentliche
Änderung initiiert: Mit dem Gesetz wurde die
Installation eines neuen, geheim tagenden
parlamentarischen Gremiums beschlossen,
dem die Bundesregierung regelmäßig berich-
ten muss.
Die Unionsfraktion begrüßte diese Ände-
rung, ebenso die Fraktion Die Linke. Die
AfD-Fraktion lehnte sie ab, da nicht sicher-
gestellt sei, dass künftig alle Fraktionen in
dem Gremium vertreten sein würden. Am
Ende lehnten jedoch auch CDU/CSU und
Die Linke den Gesetzentwurf insgesamt ab.
Dass es bei den Beratungen im Finanzaus-
schuss bereits zu harten Diskussionen ge-
kommen war, machte Markus Herbrand
für die FDP-Fraktion in der Debatte im Ple-

num deutlich. „Wir haben die angeregten
Debatten im Ausschuss schon hinter uns“,
sagte er zu Beginn seiner Rede. Er verwies
auch darauf, dass die föderale Ordnung
Deutschlands „besonders anfällig“ für
Geldwäsche sei.
Strittig bei der FIU-Reform ist unter ande-
rem, inwieweit die FIU auf den Datenpool
der Polizeibehörden der Länder und ande-
rer Aufsichtsbehörden zugreifen kann. Die
Kolition forderte die Bundesregierung im
Ausschuss auf, über das Bundeskriminal-
amt (BKA) auf die Länder einzuwirken, ei-
nen Datenabgleich über den polizeilichen
Informationsverbund zu ermöglichen. Die
Fraktionen von AfD und Die Linke erklär-
ten, dies reiche nicht aus.
Auch bei der CDU/CSU-Fraktion stößt das
Gesetz auf strikte Ablehnung. „Heute be-
schließt die Ampel den Freifahrtschein für
die deutsche Antigeldwäscheeinheit FIU“,
kritisierte Matthias Hauer. Er sagte weiter:
„Der Antigeldwäscheeinheit werden mit
dem Gesetz alle Freiheiten gegeben, bei
Hinweisen auf Geldwäsche, auf Terroris-
musfinanzierung einfach wegzuschauen.“

Kritik schon in Anhörung Ähnliche Kritik
hatte in der öffentlichen Anhörung zum
Gesetzentwurf auch die Polizeigewerk-
schaft geübt, war dabei jedoch mit der
BDZ Deutsche Zoll- und Finanzgewerk-
schaft aneinandergeraten. „Den risikoba-
sierten Ansatz halten wir für angebracht“,
hatte deren Vorsitzender Thomas Liebel er-
klärt, der auf Vorschlag der SPD-Fraktion
geladen war. Liebel verwies unter anderem
auf die risikobasierte Arbeitsweise der all-
gemeinen Zolltätigkeit. Nicht jeder Contai-
ner, der nach Deutschland eingeführt wer-
de, könne kontrolliert werden.
Für die Ampel-Regierung ist der Kampf ge-
gen Geldwäsche mit der FIU-Reform nicht
zu Ende. Das Bundeskabinett hat bereits
einen weiteren Gesetzentwurf beschlossen.
So soll ein neues Bundesamt zur Bekämp-
fung von Finanzkriminalität (BBF) geschaf-
fen werden, in dem auch die FIU künftig
angesiedelt sein soll. Stephan BallingT

Sorge um Kreditgarantien
NEUE SEKTORLEITLINIEN Union fordert Einführungsstopp

Mit Exportkreditgarantien sichert der Bund
im Ausland tätige Unternehmen gegen po-
litische und wirtschaftliche Unwägbarkei-
ten ab. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Klimaschutz erarbeitet derzeit
neue Sektorleitlinien für die Vergabe.
Die Unionsfraktion fürchtet jedoch, dass
die neuen Leitlinien zu einer Unterschei-
dung in „„gute und in weniger gute, in ge-
wünschte und weniger gewünschte Wirt-
schaftstätigkeit“ deutscher Unternehmen
im Ausland führen werden. In einem An-
trag (20/8727) fordern die Abgeordneten,
die klimapolitischen Sektorleitlinien in ih-
rer jetzigen Form nicht in Kraft zu setzen.
Die Regierung lege damit der deutschen
Exportwirtschaft neue Steine in den Weg,
sagte Stefan Rouenhoff (CDU) für die Uni-
onsfraktion in der Debatte. Es drohten
Produktionsverlagerungen ins Ausland,
wenn die internationale Nachfrage nicht
mehr aus Deutschland bedient würde.

Markus Töns (SPD) widersprach: Wenn
man die Unternehmen, die Technologien
entwickeln, die die Transformation för-
dern, unterstütze, werde man die Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands sogar stärken.
„Es geht hierbei nicht um ein Export- oder
Herstellungsverbot“, betonte Maik Außen-
dorf (Bündnis 90/Die Grünen). Es werde
keine staatliche Unterstützung mehr für
den Sektor der fossilen Energie geben.
Für die FDP-Fraktion sagte Reinhard Hou-
ben, er sehe noch Nachbesserungsbedarf
bei dem Vorschlag: „ Ich bin froh, dass wir
das Papier nochmal in die Werkstatt zu-
rückschicken.“ Malte Kaufmann (AfD) for-
derte ebenfalls, die geplanten „Verschär-
fungen“ nicht in Kraft zu setzen . Alexan-
der Ulrich (Die Linke) befand, die Intenti-
on der Union sei „richtig“, aber es würden
keine Lösungen mitgeliefert.
Der Antrag wurde an den federführenden
Wirtschaftsausschuss überwiesen. emu T

B
undesfinanzminister Christi-
an Lindner (CDU) musste die
schlechten Nachrichten aus
Marrakesch dem Deutschen
Bundestag nicht persönlich
überbringen. Er weilte am

Freitag noch beim Jahrestreffen des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) in Ma-
rokko. Den Regierungsentwurf des Wachs-
tumschancengesetzes (20/8628) brachte
die parlamentarische Staatssekretärin Katja
Hessel (FDP) ins Parlament ein. Sie malte
ein durchaus trübes Bild. „Unser Land
steht am Scheideweg, ob Wachstum oder
Stagnation, ob Spitzengruppe oder Mittel-
maß“, sagte sie. Deutschland müsse pro-
duktiver, innovativer und wettbewerbsfähi-
ger werden. Nur mit Reformen werde sich
wieder Wachstum einstellen.
Dass es für Deutschland in diesem Jahr kei-
ne Chance auf Wachstum gibt, hatte zuvor
der IWF beim Herbsttreffen in Marokko
klargemacht. Die Bundesrepublik steckt in
der Rezession, das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) dürfte laut IWF 2023 um 0,4 Prozent
schrumpfen. 2024 erwartet der IWF für
Deutschland dann auch nur magere 0,9
Prozent Wachstum, deutlich weniger als
die Bundesregierung mit 1,3 Prozent.
Kann es der Ampel-Koalition mit dem Ge-
setz gelingen, das konjunkturpolitische
Steuer herumzureißen und die Wachstums-
dynamik der deutschen Wirtschaft wieder
deutlich zu erhöhen? Die Oppositionspar-
teien ließen kaum ein gutes Haar an dem
sieben Milliarden Euro schweren Entlas-
tungspaket für die deutsche Wirtschaft.
Doch auch Redner der Regierungsfraktio-
nen kündigten Änderungen an.
Ein wesentlicher Kritikpunkt der Oppositi-
on: Das Gesetz sei viel zu kleinteilig und
detailliert. Von einem „Sammelsurium“
sprach Matthias W. Birkwald für die Frakti-
on Die Linke. Mit dem Gesetz sollten
22 verschiedene Gesetze und Verordnun-
gen geändert werden, „die nichts miteinan-
der zu tun“ hätten. Birkwald: „Das ist hier
nicht seriös zu debattieren. Darum lehnen
wir Linke solche Omnibusgesetze ab.“

Rentenbesteuerung Birkwald fokussierte
sich auf einen Aspekt, die Frage der Doppel-
besteuerung der Renten, eine Folge des 2005
begonnen Umstiegs der Besteuerung der Ren-
ten auf eine nachgelagerte Besteuerung. Soll
heißen: Künftig sollen Rentenbeiträge aus
nicht versteuertem Einkommen bezahlt wer-
den, dafür Renten besteuert werden. Der Um-
stellungsprozess ist bis 2025 angesetzt. Auch
Redner anderer Fraktionen gingen auf diesen
Aspekt ein. Sascha Müller sagte für Bündnis
90/Die Grünen jedoch: „So einfach, wie Kol-
lege Birkenwald sich das vorstellt, ist es leider
nicht.“ Nötig sei mehr Beratungszeit, man
müsse auch die Risiken für die öffentlichen
Haushalte im Blick haben. „Ich fürchte, wir
werden noch öfter über das Thema reden
müssen“, so Müller.
Frauke Heiligenstadt erklärte für die SPD-
Fraktion: „In jedem Fall werden wir die
Doppelsteuerung der Renten angehen. Mit
diesem Gesetz machen wir den ersten
Schritt.“ Die Ampel-Regierung werde weite-
re Schritte folgen lassen.
Im Wachstumschancengesetz will die Am-
pel vor allem Investitionsanreize setzen.
Staatssekretärin Hessel nannte vier Punkte:
Die Liquiditätslage von Unternehmen soll
durch erweiterte Regelungen zur Verrech-
nung von Gewinnen und Verlusten über
mehrere Jahre besser werden. Für Unterneh-
men soll es zweitens eine Investitionsprämie
geben für Klimaschutz in Höhe von 15 Pro-
zent für neue bewegliche Anlagegüter, das
nütze im Vergleich zu höheren steuerlichen
Abschreibungsmöglichkeiten vor allem jun-
gen Unternehmen, die noch wenig oder kei-

ne Gewinne erwirtschaften. Unternehmen
sollen drittens Ausgaben für Forschung
und Entwicklung in höherem Maß steuer-
lich absetzen können. Bei Bauinvestitionen
schließlich sollen die Abschreibungsmög-
lichkeiten auf sechs Prozent jährlich für
neue Wohngebäude steigen.

»Hyperbürokratisch und zu mickrig« Für
die CDU/CSU-Fraktion forderte Mathias
Middelberg (CDU) in seiner Antwort auf
Hessel, die Ampel-Koalition müsse „das
Ruder rumreißen, und zwar radikal“. Zwar
enthalte der Gesetzentwurf richtige Anrei-
ze, bleibe aber zu oft auf halber Strecke lie-
gen. „Ihre Investitionsprämie ist hyperbü-
rokratisch und vom Volumen her völlig
mickrig“, warf er der Regierung vor. Das
Entlastungsvolumen insgesamt sei zu nied-
rig. Er verwies auf Subventionen für einzel-
ne Fabriken zur Herstellung von Compu-
terchips, die zehn oder fünf Milliarden
Euro erhielten, und fragte: „Jetzt wollen Sie
uns vorrechnen, dass sieben Milliarden
Euro Entlastung für die gesamte deutsche
Volkswirtschaft einen Wachstumsschub

auslösen? Das kann Ihnen doch keiner
glauben.“ Middelbergs Fraktionskollege
Fritz Güntzler (CDU) sagte: „Wir brauchen
jetzt nicht das Klein-Klein dieses WC-Ge-
setzes. Wir brauchen eine große Unterneh-
menssteuerreform.“
Veränderungsbereitschaft signalisierte unter
anderem Bernhard Daldrup (SPD). Bei der
Investitionsprämie sei „Luft nach oben“.
Auch Katharina Beck (Grüne) sprach sich
für eine höhere Investitionsprämie aus: „Da
arbeiten wird daran, das kann noch größer
werden.“. Auch die Forschungsprämie lasse
sich möglicherweise noch ausweiten. Beck
verwies aber auch auf die Haushaltslage.
Wenn die Union mehr Entlastung wolle, als
die im Entwurf für das Wachstumschancen-
gesetz vorgesehenen sieben Milliarden
Euro, dann passe das nicht zu Forderungen
nach einer schwarzen Null im Haushalt.
„Ich bin gespannt, wie wir zusammen viel-
leicht nochmal irgendwann seriös über Fi-
nanzpolitik sprechen können“, sagte sie in
Richtung der Opposition.
Dort hatte auch Jörn König für die AfD-
Fraktion ein höheres Volumen gefordert. Er

verwies auf den Inflation Reduction Act
(IRA) der USA. „Wie es richtig geht, zeigen
die Amerikaner“, sagte er, und erklärte,
Deutschland sei die einzige Industrienati-
on weltweit, die schrumpfe.
Tatsächlich prognostiziert der IWF für die
USA im laufenden Jahr ein robustes Wirt-
schaftswachstum von 2,1 Prozent und für
2024 von 1,5 Prozent. Allerdings erwartet
er dort auch eine Neuverschuldung von
8,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
2023 und 7,4 Prozent 2024. In Deutsch-
land liegen die Zahlen mit 2,9 Prozent und
1,7 Prozent deutlich niedriger. Für deut-
sche Unternehmen sind die Anreize des
IRA gleichwohl vielfach anziehend. „Deut-
sche Unternehmen gehen nach Amerika,
um zu überleben“, mahnte König.
In den USA stehen im kommenden Jahr
Präsidentschaftswahlen an. Joe Biden wirbt
mit seinem Konzept von „Bidenomics“. Vor
30 Jahren soll der damals wahlkämpfende
Bill Clinton zum Wahlausgang gesagt ha-
ben: „It´s the economy, stupid!“ Den Satz
kennt sicher auch der FDP-Vorsitzende
Lindner. Stephan Balling T

Finanzminister Lindner bei seiner Ankunft beim IWF-Treffen in Marrakesch © picture-alliance/dpa/Christophe Gateau

Anreiz-Gesetz
WACHSTUMSCHANCEN Die Ampel-Koalition will mit



Kommunen in der Pflicht
HEIZEN Bundestag berät über Wärmeplanungsgesetz

Mit dem Gesetzentwurf für die kommunale
Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung
der Wärmenetze liegt dem Bundestag nun
die Ergänzung des bereits verabschiedeten
Gebäudeenergiegesetzes (20/6875) vor. Mit
dem Gesetz (20/8654) von Bundesbaumi-
nisterin Klara Geywitz (SPD) und Wirt-
schafts- und Klimaminister Robert Habeck
(Grüne) soll die Wärmeplanung flächende-
ckend für die Bundesländer und für 11.000
Kommunen zur Pflicht werden: Großstädte
ab 100.000 Einwohnern müssen dann spä-
testens ab Juli 2026 eine solche Planung
vorlegen, kleinere Städte und Gemeinden
ab Juli 2028. Für Kommunen mit weniger
als 10.000 Einwohnern sollen lockerere Vor-
gaben gelten, kleine benachbarte Gemein-
degebiete dürfen dabei zusammenarbeiten.
Mit dem Vorhaben sollen Unternehmen
und Privatleute Gewissheit über die künftige
Wärmeversorgung vor Ort bekommen.

Klimaneutralität bis 2045 Die Fristen für
die Wärmeplanung wurden an die im Ge-
bäudeenergiegesetz (GEG) angepasst. Beide
Gesetze zum klimafreundlichen Heizen
sind eng aneinander gekoppelt. Erst wenn
eine kommunale Wärmeplanung vorliegt,
sollen Haus- und Wohnungseigentümer ver-
pflichtet werden, mit mindestens 65 Pro-
zent erneuerbaren Energien zu heizen,

wenn die genutzte Heizung ihre Funktions-
fähigkeit aufgibt. Ausnahme sind Neubau-
gebiete; dort gilt die Pflicht bereits ab 2024.
Festgeschrieben ist dabei auch das Ziel, dass
der Anteil an Wärme aus erneuerbaren
Energien und Abwärme 2030 im bundes-
weiten Mittel 50 Prozent betragen soll. Bis
2045 soll Klimaneutralität erreicht sein. Da-
mit die Kommunen schnell starten können,
fördere der Bund die Erstellung von Wärme-
plänen mit 500 Millionen Euro. Ein eventu-
eller auf den Bund entfallender Mehrbedarf
an Sach- und Personalmitteln sowie Plan-
stellen und Stellen sei „im jeweiligen Ein-
zelplan beziehungsweise Sondervermögen
auszugleichen“, heißt es in dem Gesetz.
Ergänzend zum Wärmeplanungsgesetz gibt
es Änderungen im Baugesetzbuch, um die
bauplanungsrechtliche Umsetzung der Wär-
meplanung zu unterstützen. Für die Erstel-
lung der Wärmepläne dürfen Daten bei Sta-
tistikämtern, aus dem Gebäuderegister, aus
Grundbüchern oder Liegenschaftskatastern
und sonstigen öffentlichen Datenbanken
oder Netzwerken erhoben werden.
Die erste Lesung des Entwurfs stand am
Freitag nach Redaktionsschluss auf der Ta-
gesordnung. Bereits am Montag soll eine
Anhörung im Bauausschuss stattfinden. Die
Bundesregierung will, dass das Gesetz am
1. Januar 2024 in Kraft tritt. nki T
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Die Zukunft des Briefes
POSTGESETZ Parlament regiert auf Beschäftigten-Protest

Nachdem am vergangenen Montag rund
30.000 Beschäftigte der Deutschen Post vor
dem Brandenburger Tor gegen die geplante
Novelle des Postgesetzes demonstriert hat-
ten, bekräftigten die Ampelfraktionen am
Mittwoch ihren Willen zur Reform des Ge-
setzes. In einer von der Fraktion Die Linke
beantragten Aktuellen Stunde sicherten die
Rednerinnen und Redner der Ampel den
Beschäftigten aber zu, ihre Sorgen vor Ar-
beitsplatzverlust und Mehrbelastung ernst
zu nehmen. Grund für den Protest der Be-
schäftigten ist eine Idee, die zur vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) geplanten Gesetzesnovelle
im Umlauf ist: Die Post soll künftig nicht
mehr jeden Tag, dafür aber „verlässlich“ zu-
gestellt werden.

Universaldienst ist unstrittig Für die
Linksfraktion sagte Pascal Meiser in der
Debatte den Beschäftigten der Post die vol-
le Unterstützung seiner Fraktion zu. Die
Ampelkoalition habe mit der Ankündi-
gung des Postmoderiniserungsgesetzes für
Verunsicherung gesorgt, die Beschäftigten
hätten deshalb Sorge und wehrten sich ge-
gen den drohenden Abbau tausender Ar-
beitsplätze, so Meiser. „Da ist kräftiges po-
litisches Umsteuern gefordert.“ Sebastian
Roloff (SPD) hatte die Proteste anders

wahrgenommen als sein Vorredner: „Die
Postbeschäftigten haben nicht gegen des
neue Gesetz demonstriert, sondern für eine
zukunftssichere Arbeit.“ Darin hätten sie
die Ampel an ihrer Seite, versprach Roloff
im Plenum.
Wilfried Oellers (CDU/CSU) sagte, es sei
unstrittig, dass der Universaldienst – also
eine Briefzustellung an sechs Tagen der
Woche – sichergestellt werden müsse. „Wir
müssen auch im ländlichen Raum eine Zu-
stellung an sechs Tagen gewährleisten, der
ländliche Raum darf nicht hinten runter-
fallen.“
„Ich kann Ihnen versichern, wir haben Sie
gesehen, wir haben Ihre Forderungen ge-
hört“, sagte Sandra Detzer (Bündnis 90/Die
Grünen) in Richtung der anwesenden Post-
beschäftigten auf der Besuchertribüne. Aber
eine Reform des Postgesetzes sei überfällig,
wenn auch schwierig. Dem stimmte Rein-
hard Houben (FDP) zu. Die Beschäftigten
der Post müssten keine Angst vor dem Ge-
setz haben. Die Ampel arbeite daran „neue
Lösungen zu finden ohne Verluste für die,
die zustellen und die, die empfangen.“
„Die Bundesregierung legt an den Univer-
saldienst die Axt an“, fürchtete Jürgen Pohl
(AfD). „Wir wissen noch nicht, welche Fol-
gen das haben wird.“ Seine Fraktion werde
für die Arbeitnehmer eintreten. emu T

Strittige CO2-Speicherung
CCU UND CCS Bundestag lehnt Unionsvorstoß ab

Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich für die
Speicherung und für die Nutzung von
Kohlendioxid (CO2) aus der Atmosphäre
ein. Über dahingehende parlamentarische
Initiativen der Fraktion hat der Bundestag
am Donnerstag abgestimmt: Der Gesetz-
entwurf „zu der Entschließung LP.3(4)
vom 30. Oktober 2009 über die Änderung
des Artikels 6 des Protokolls vom 7. No-
vember 1996 zum Übereinkommen über
die Verhütung der Meeresverschmutzung
durch das Einbringen von Abfällen und
sonstigen Stoffen von 1972“ (20/6177)
wurde mit den Stimmen aller Fraktionen
außer der Union ebenso abgelehnt wie de-
ren zwei Anträge zur CO2-Speicherung
(CCS) und -CO2-Nutzung (CCU) (20/
6178; 20/5350).

Carbon-Strategie Lisa Badum (Bündnis
90/Die Grünen) sagte in der Debatte, die
Ampelkoalition sei längst dabei, das zu
tun, was die Union vorschlage, nämlich ei-
nen nationalen Prozess anzustoßen: Der
heiße bei der Ampel Carbon-Management-
Strategie und befinde sich in der Fertigstel-
lung. Jens Spahn (CDU) warb für den Ge-
setzentwurf der Union, der vorsieht, die
Abscheidung und Speicherung von CO2
im Meeresuntergrund rechtlich zu ermögli-
chen. Wenn das Ziel der Politik sei, die At-

mosphäre CO2-frei zu bekommen, dann
verstehe er nicht, warum die Grünen auf
der Bremse stünden. Helmut Kleebank
(SPD) nannte die Unions-Vorlagen „unter-
komplex“ und unterstrich, der Fokus müs-
se auf der Vermeidung von Emissionen lie-
gen. Nur da, wo das nicht möglich sei, bei
„unvermeidbaren Rest-Emissionen“, kom-
me eine Speicherung oder - noch besser -
eine neue Nutzung im Rahmen einer
CO2-Rohstoffkreislaufwirtschaft in Frage.
AfD-Vertreter Andreas Bleck hielt der Uni-
on vor, die CO2-Speicherung sei „teuer,
energieintensiv und ineffizient“. Olaf in
der Beek (FDP) zeigte sich versöhnlicher:
„Sie haben Recht“, sagte der Ampelvertreter
in Richtung Union: „Das Momentum ist
da, es ist jetzt Zeit zu handeln“. Und: „Das
tun wir auch“. Selbstverständlich wolle
man im Umgang mit unvermeidbaren
Rest-Emissionen Techniken der Abschei-
dung nutzen, um das Klima zu schützen
und bis 2045 auf Netto-Null-Emissionen
kommen. Darüber herrsche fraktionsüber-
greifend Einigkeit in der Ampel.
Linken-Politiker Klaus Ernst machte deut-
lich, dass er es für „komplett falsch“ hielte,
wenn man die Vorschläge der Union pau-
schal ablehne. Er plädiere für einen Weg
der Mitte. Davon profitierten alle – vor al-
lem auch das Klima. mis T

KURZ NOTIERT

EU-Vorgaben zur
Abfallverbrennung umgesetzt
Der Bundestag hat am Donnerstag der
Verordnung der Bundesregierung „zur
Änderung der Verordnung über die Ver-
brennung und die Mitverbrennung von
Abfällen und zur Änderung der Chemi-
kalien-Verbotsverordnung“ (20/8106,
20/8267 Nr. 2.2) zugestimmt. Die Vorlage
zielt auf strengere Grenzwerte für Luft-
schadstoffe ab. Geändert werden sollen
zwei bestehende Verordnungen: die Ver-
ordnung über die Verbrennung und die
Mitverbrennung von Abfällen (17. Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes -17. BImSchV)
und die Chemikalien-Verbotsverordnung
(ChemVerbotsV). Für die Verordnung
stimmten die Koalitionsfraktionen. Die
Union und die AfD lehnten sie ab, die
Linksfraktion enthielt sich. sas T

Steuerberatungsrecht soll
geändert werden

Der Bundestag hat am Donnerstag den
Gesetzentwurf der Bundesregierung
„zur Neuregelung beschränkter und un-
entgeltlicher geschäftsmäßiger Hilfeleis-
tung in Steuersachen sowie zur Ände-
rung weiterer Vorschriften im Bereich
der steuerberatenden Berufe“ (20/8669)
erstmals beraten und im Anschluss zur
weiteren Beratung an den federführen-
den Finanzausschuss überwiesen. Mit
dem Gesetzentwurf soll im Steuerbera-
tungsgesetz neu geregelt werden, wer in
beschränktem Umfang zur Hilfeleistung
in Steuerangelegenheiten befugt ist. Die
Befugnis von Lohnsteuerhilfevereinen
soll gesondert geregelt werden. bal T

AfD-Fraktion fordert Ende
derWirtschaftstransformation

Das Ende der Transformation der deut-
schen Wirtschaft in eine sozial-ökologi-
sche Marktwirtschaft fordert die AfD-
Fraktion in einem Antrag (20/8741).Wei-
ter fordern die Abgeordneten, „keine
Strukturbrüche durch Technologieverbote
und aktive Industriepolitik herbeizufüh-
ren“. Gefordert wird zudem, weiteren
„Schaden“ von der Automobilindustrie
abzuwenden, indem alle gegen den Ver-
brenner-Pkw gerichteten „Markteingriffe
wie Technologieverbote und marktver-
zerrende Anreize“ unverzüglich beendet
werden. Der Antrag wurde am Donners-
tag zur weiteren Beratung in den Wirt-
schaftsausschuss überwiesen. emu T

Überbau: Unions-Antrag
für Überprüfung abgelehnt

Der Bundestag hat einen Antrag der Uni-
onsfraktion (20/5986) abgelehnt, in dem
diese die Bundesregierung auffordert,
darauf hinzuwirken, dass Wettbewerbs-
behörden die Überbauvorhaben in
Deutschland überprüfen. Alle Fraktionen
mit Ausnahme der Antragssteller votier-
ten gegen den Vorstoß. Die Abgeordne-
ten hatten darin unter anderem gefor-
dert, dass bei der Bundesnetzagentur ei-
ne Meldestelle eingerichtet wird. Laut
Antrag sollten Kommunen und Unter-
nehmen dort Fälle melden können, in
denen ein angekündigter Überbau eines
noch nicht im Bau befindlichen Glasfa-
sernetzes dazu geführt hat, dass letztlich
kein Anbieter im betreffenden Gebiet ein
Glasfasernetz errichtet hat. lbr T

Rückstand zur Halbzeit
NACHHALTIGKEIT Der Bundestag zieht eine ernüchternde Zwischenbilanz der Agenda 2030

A
ls der sächsische Ober-
berghauptmann Hans Carl
von Carlowitz vor mehr
als dreihundert Jahren den
Begriff der Nachhaltigkeit
prägte, kannte er noch kei-

ne Schuldenbremse, wusste nichts über Di-
gitalisierung und wohl auch nicht allzu
viel über das Thema Geschlechtergerechtig-
keit. Er stellte seinerzeit mit Blick auf die
Waldbewirtschaftung fest:
Es darf nur so viel Holz ge-
schlagen werden, wie
durch Aufforstung wieder
nachwächst, damit auch
späteren Generationen
Wald zur Verfügung steht.
Die Nachhaltigkeit wurde
fortan zum Leitbegriff der
Forstwirtschaft – und in-
zwischen auch der Politik.
17 Nachhaltigkeitsziele
enthält die 2015 von der
Weltgemeinschaft verab-
schiedete Agenda 2030.
Ziele, die höchst unterschiedlich sind.
17 Ziele, deren Erreichung bis 2030 ange-
sichts einer ernüchternden Halbzeitbilanz
immer unwahrscheinlicher wird, wie sich
bei der Debatte zur Nachhaltigkeit am
Donnerstag im Bundestag zeigte.
Doch Bange machen gilt nicht. Tessa Gan-
serer (Grüne) zog eine Analogie zum Fuß-
ball. Liegt man zur Halbzeit zurück, muss
man danach umso stärker kämpfen, um
den Sieg noch einzufahren. Und auch ihr

Parteifreund, Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Cem Özdemir, versuchte Zuversicht zu
verbreiten. Die aktuellen Krisen, die Kriege
und auch die Klimakrise seien schließlich
menschengemacht. „Also liegt es auch in
unserer Hand, etwas dagegen zu tun. Wir
müssen es nur gemeinsam anpacken“, sag-
te der Grünenpolitiker.
Die Bereitschaft anzupacken, gibt es in al-
len Fraktionen. Doch die Stoßrichtungen

sind höchst unterschied-
lich. Einig ist sich die Op-
position aber bei der Fest-
stellung, dass das Handeln
der Bundesregierung alles
andere als nachhaltig ist.
Dabei ging Steffen Bilger
(CDU) die Sache durchaus
staatstragend an. Vieles
beim Thema Nachhaltig-
keit sei „viel größer als die
Dauer einer Legislaturperi-
ode“, sagte er. „Die Politik
wird keine tragfähigen,
wirtschaftlich machbaren

und sozialverträgliche Antworten auf Ge-
nerationenaufgaben wie die Bekämpfung
von Armut und Hunger in der Welt oder
den Klimaschutz geben können, wenn je-
der nur auf den nächsten Wahltag schielt.“
Gleichwohl komme er nicht umhin, der
Regierung den Spiegel vorzuhalten, so Bil-
ger weiter. Weder beim Klimaschutz noch
bei den Staatsfinanzen oder den sozialen
Sicherungssystemen handle die Bundesre-
gierung nachhaltig, befand er.

Rainer Kraft (AfD) griff sich das Nachhal-
tigkeitsprinzip 5 der Deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie heraus, dass fordere, den
sozialen Zusammenhalt in einer offenen
Gesellschaft zu wahren und zu verbessern.
Der soziale Zusammenhalt in Deutschland
sehe derzeit aber so aus, dass sich tausende
Menschen in Deutschland über den hun-
dertfachen Mord an wehrlosen Zivilisten
ganz offen freuen. „Diese Menschen habe
Sie zu Hunderttausenden ins Land ge-
schleust, ohne Kontrolle und ohne Fest-
stellung der Identität“, sagte er an die an-
deren Fraktionen gewandt.

Hunger in der Welt Eine auf Profit und
grenzenlosem Wachstum aufgebaute Welt-
wirtschaftsordnung, die die vorhandenen
Ressourcen plündere, könne die Krisen un-
serer Zeit nicht lösen, sagte Bernd Riexin-
ger (Linke). Beleg dafür sei, dass der Hun-
ger in der Welt nicht besiegt werde. 735
Millionen Menschen auf der Welt litten
Hunger, sagte er. Eine Weltwirtschaftsord-
nung, die es trotz ausreichend vorhande-
ner Nahrungsmittel nicht schafft, „dass
kein Mensch hungern muss“, habe kein
moralisches Recht fortzubestehen, befand
Riexinger.
Vertreterinnen und Vertreter der Bundesre-
gierung stellten indes ihre Aktivitäten in
Sachen Nachhaltigkeit in den Vordergrund.
Umweltminister Steffi Lemke (Grüne) ver-
wies auf das von ihr ins Leben gerufene Ak-
tionsprogramm „Natürlicher Lebens-
schutz“. Mit vier Milliarden Euro würden

dadurch in den nächsten Jahren Auen re-
naturiert, alte Wälder geschützt und Moore
wieder vernässt, um einen Beitrag zum Kli-
maschutz zu leisten, kündigte sie an. Land-
wirtschaftsminister Özdemir machte auf
die Förderung des ökologischen Landbaus
aufmerksam, „weil er besonders ressour-
censchonend ist“. Sozial-Staatssekretärin
Kerstin Griese (SPD) betonte die Gleich-
wertigkeit der ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Dimension der Nach-
haltigkeit. Daher stelle die Regierung die
Weichen für eine Politik, die die Menschen
zur Teilhabe befähige und ihre Bedürfnisse
in den Mittelpunkt setze.

Ganz zentral für die Nachhaltigkeit ist laut
Carina Konrad (FDP), „dass die Bundesre-
gierung die Schuldenbremse einhält“.
Deutschland befinde sich in einer Krise,
sagte sie. „Unsere Wirtschaft wächst nicht
mehr.“ Wachstum sei aber nötig, um Wohl-
stand zu erhalten und um die Zukunft des
Landes für die nächsten Generationen zu
ebnen. Deshalb sei das Wachstumschan-
cengesetz „ein erster wichtiger Schritt, um
die Wirtschaft wieder zum Wachsen zu
bringen“, sagte die FDP-Abgeordnete.
Mache die internationale Gemeinschaft
weiter wie bisher, so die Staatssekretärin
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung, Bärbel Kofler (SPD), „werden
wir keines der 17 Nachhaltigkeitsziele er-
reichen“. Bei der anstehenden Aufholjagd
müsse es unter anderen darum gehen, Un-
gleichheiten zu bekämpfen, mehr Investi-
tionen zu tätigen und für Geschlechterge-
rechtigkeit zu sorgen.
„Beim Thema nachhaltige Entwicklung
spielen wir in der Champions League der
Politik“, sagte Tessa Ganserer. Es gelte nun,
zur zweiten Halbzeit auf das Spielfeld zu
gehen, die Kraftanstrengungen zu verstär-
ken und weiterhin auf Sieg zu spielen, for-
derte die Grünenabgeordnete.
Den von der Union als Beitrag zur Nach-
haltigkeit ins Spiel gebrachte Weiterbetrieb
der Kernkraftwerke lehnte Nina Scheer
(SPD) entschieden ab. „Es ist nicht nach-
haltig, auf Dauer den nachfolgenden Ge-
nerationen über Millionen Jahre Müll zu
hinterlassen“, sagte sie. Götz Hausding T

Hunger und Mangelernährung verstoßen gegen die Menschenwürde und sollen bis 2030 beseitigt sein. Doch die Erreichung des Ziels Nr. 2 der 17 UN-Nachhaltigkeitsziele ist in Gefahr. © picture-alliance/AP/Farah Abdi Warsameh

»Es liegt in
unserer Hand,
etwas gegen
Kriege und die
Klimakrise zu

tun.«
Cem Özdemir

(Grüne)

> STICHWORT

Nachhaltigkeitsprinzipien

> Nachhaltige Entwicklung als Leit-
prinzip konsequent in allen Bereichen
und bei allen Entscheidungen anwen-
den, global Verantwortung wahrneh-
men.

> Natürliche Lebensgrundlagen erhal-
ten, nachhaltiges Wirtschaften stärken.

> Sozialen Zusammenhalt in einer of-
fenen Gesellschaft wahren und verbes-
sern, Bildung und Wissenschaft und In-
novation als Treiber einer nachhaltigen
Entwicklung nutzen.
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Zur Ausgabe 39 vom 23. September
2023, „Dauerstreit um Migration“ auf
Seite 7:
Wie schon beim Ampel-Zoff das erste
Machtwort des Kanzlers zum AKW-Aus
essenziell wurde, kann Scholz wiederum
nur mit einem zweiten Machtwort den
Koalitions-Zoff der Migrations-Krise vom
Tisch wischen und den Weg freimachen
für die essenzielle Verschärfung des
europäischen Asyl-Rechts gegen den Wi-
derstand der Grünen. Unser Land und
das EU-Recht sind in der Tat wichtiger als
Parteiideologien: Prioritär ist eine wirk-
same Maßnahme gegen die explosionsar-
tige Zunahme der „illegalen Migration“.
Worten müssen jetzt Taten folgen.
Danke!

Ursula Reichert,

Hanau

Zur Ausgabe 40-41 vom 30. September
2023, zum Leserbrief von Maik Harms auf
Seite 12:
Wer die AfD als nicht fremdenfeindlich
bezeichnet, zeigt eindrucksvoll, wes Geis-
tes Kind er ist. Es ist gut, dass Das Parla-
ment auch solche Briefe abdruckt. Es
gibt also keine Hemmschwelle mehr.
Wer den Parteien, die die Bundesrepu-
blik Deutschland aufgebaut haben, „un-
demokratische und rechtswidrige Will-
kür der etablierten Altparteien“ vorwirft,
stellt sich außerhalb der grundgesetzlich
verankerten freiheitlich demokratischen
Grundordnung der Parteien in der Bun-
desrepublik Deutschland. Und deshalb
gehört Rechts eben nicht zur Demokra-
tie.

Gerhard Niemeyer,

Oberhausen

Zur Ausgabe 40-41 vom 30. September
2023, zur Beilage Informationen in leich-
ter Sprache „China“:
Diese China-Beilage wird bei vielen Le-
sern auf Kritik stoßen. Die Politik des
Landes wird unvollständig und realitäts-
fremd beschrieben, kein Wort zu der ag-
gressiven Außenpolitik, zu den Kriegs-
drohungen gegen Taiwan und zu den
eklatanten Verletzungen der Menschen-
rechte im Inneren. Der sehr allgemeine
Hinweis verharmlost die Lage und be-
schreibt nicht die Wahrheit. Dieses
Machwerk entspricht nicht den journalis-
tischen Sorgfaltspflichten. China steht in
der Rangliste der Pressefreiheit auf dem
vorletzten Platz (179 von 180), auch das
muss in dieser Beilage erwähnt werden.

Rotger Kindermann,

Neuss

Zur Ausgabe 40-41 vom 30. September
2023, „Eigene Stärke fördern“ auf Seite 2:
Deutschland ist nicht nur von China ab-
hängig. Würde China nur ein paar Tage
keine Waren mehr nach Deutschland lie-
fern, dann würden hier sämtliche Lichter
ausgeleuchtet haben. Früher, da nannte
man das Ganze noch Handel, heutzuta-
ge spricht man nur noch von Abhängig-
keiten!

Riggi Schwarz,

Büchenbach
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AUFGEKEHRT

Ruinen
und Rosinen

Das Talent, in Würde zu altern,
ist nicht jedem gegeben. Hei-
no hat es geschafft, die Fuß-
ball-Nationalmannschaft

und Clint Eastwood natürlich. Der Flug-
hafen Tempelhof gehört auch dazu:
Der prominente Altberliner ist klamm-
heimlich 100 geworden. Natürlich gab
es Glückwünsche und die üblichen poli-
tischen Fensterreden, wichtiger ist aber
die gelebte Realität in seiner blumigsten
Form, eine riesige Grillfläche mitten in
der Stadt, ein Central Park für Kiffer
und Kinder zwischen Heuballen und
Herbstlaub.
Über Jahre war der Flughafen ein Fens-
ter der Freiheit, eingerahmt von Sicher-
heitsgarantien der westlichen Alliierten.
In der Blockadezeit drohte die angebo-
rene Zuversicht der West-Berliner zu
verkümmern, dann kamen die Rosinen-
bomber, an kleinen Fallschirmen pur-
zelten auch Süßigkeiten zu Boden, im-
mer wie Weihnachten für die Trümmer-
kinder.
Wenn die Maschinen Jahre später in
Richtung Westen Vollgas gaben, gingen
die Einwohner im Tempelhofer Flieger-
viertel sicherheitshalber in Deckung.
Wer am Flughafen wohnte, musste min-
destens schwerhörig sein, besser taub,
lautete damals eine Weisheit.
Hinten an der Südlandebahn standen
seltsame Plainspotter und notierten
Flugbewegungen. Bürgermeister, Kanz-
ler und Präsidenten kamen und gingen,
während sich in Berlin das Flugwesen
trotzdem erstaunlich rege entwickelte.
Am Ende steht die Erkenntnis, es geht,
wenn es muss. Man sagt, die Nacht ist
am schwärzesten kurz vor der Dämme-
rung. Die Berliner sind aus ihren Trüm-
mern herausgewachsen und schauen in
diesen Tagen mit Krieg und Terror wie-
der erwartungsvoll in Richtung Ameri-
ka, wo ein gealterter Herr aus der Polit-
Liga der Ü80 vor schweren Entschei-
dungen steht. Claus Peter Kosfeld T

VOR 15 JAHREN...

Mehr Geld
für Bildung
22.10.2008: Bildungsgipfel in Dres-
den. Während Politik und Wirtschaft
heute bei jungen Menschen dafür wer-
ben, statt zu studieren eine Ausbildung
in einem handwerklichen Beruf zu ma-
chen, sorgte man sich 2008, dass wegen
der Studiengebühren Abiturienten auf

eine Hochschulausbildung verzichten.
Die Frage, ob Gebühren vielen Men-
schen den Zugang zu einem Studium
unmöglich machten, bestimmte die De-
batten im Vorfeld des Bildungsgipfels
am 22. Oktober 2008. Eine Einigung da-
rüber, die Studiengebühren, wie von der
SPD gefordert abzuschaffen, konnte bei
dem Treffen von Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) und den Ministerpräsi-
denten der Länder in Dresden nicht er-
zielt werden. Ansonsten einigte man
sich jedoch auf ambitionierte Ziele.
So wollten Bund und Länder ab 2015
jährlich bis zu 60 Milliarden Euro mehr
für Bildung und Forschung ausgeben.
Damit sollten die Mittel für den Bereich
auf zehn Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts steigen. Zum damaligen Zeitpunkt
wurden 6,2 Prozent in Bildung und 2,7
Prozent in Forschung investiert. Unter-
dessen meinte Bundesarbeitsminister
Olaf Scholz (SPD), eine der wichtigsten
Vereinbarungen sei „die Verpflichtung
der Länder, die Zahl der Schulabbrecher
zu halbieren“ – von acht auf vier Pro-
zent. 550.000 der damals rund drei Mil-
lionen Arbeitslosen hatten keinen Schul-
abschluss. Die Opposition wertete den
Gipfel als „Flop“ – so Linksfraktionschef
Gregor Gysi. 2015 kam eine Studie im
Auftrag des DGB zu einer „gemischten
Bilanz“: So blieben die Ausgaben für Bil-
dung hinter den Zielen zurück, eine Hal-
bierung der Zahl der Schulabbrecher
war „kaum zu erwarten“. Dafür nahmen
mehr Schüler eines Altersjahrgangs ein
Studium auf. Benjamin Stahl T

Angela Merkel hatte den Gipfel angesetzt
und eine „Bildungsrepublik“ gefordert.
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PANNENMELDER
Zur Ausgabe 40-41, „Strategische Bedeu-
tung“ auf Seite 10:
In dem Text wurde von Bundesverteidi-
gungsminister Oskar Pistorius berichtet,
gemeint ist Boris Pistorius (SPD).

Zur Ausgabe 40-41, „Parlamentarisches
Profil“ auf Seite 2:
Derya Türk-Nachbaur rückte nicht wie von
uns berichtet in den Gemeinderat Bad
Dürkheim, sondern Bad Dürrheim nach.
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PERSONALIA

>Roland Cantzler †
Bundestagsabgeordneter 1972, CSU
Am 24. September starb Roland Cantzler im
Alter von 92 Jahren. Der Sozialgerichtsprä-
sident aus Nürnberg, CSU-Mitglied seit
1957, rückte im Juni 1972 in den Bundestag
nach. Von 1972 bis 1996 war Cantzler
Stadtrat in Nürnberg.

>Josef Bugl †
Bundestagsabgeordneter 1980-1987,
CDU
Am 20. September starb Josef Bugl im Alter
von 90 Jahren. Der Physiker aus Mannheim
trat 1975 der CDU bei und war von 1976
bis 1988 Vorsitzender des dortigen Kreisver-
bands. Von 1976 bis 1980 gehörte er dem
Landtag von Baden-Württemberg an. Im
Bundestag wirkte Bugl im Forschungsaus-
schuss mit und war von 1985 bis 1987 Vor-
sitzender der Enquete-Kommission „Ein-
schätzung und Bewertung von Technikfol-
gen“.

>Berthold Wittich
Bundestagsabgeordneter 1987-1998,
SPD
Am 18. Oktober vollendet Berthold Wittich
sein 90. Lebensjahr. Der Konrektor aus Lud-
wigsau/Kreis Hersfeld-Rotenburg schloss
sich 1956 der SPD an, war Mitglied des Un-
terbezirksvorstands und engagierte sich ge-
werkschaftlich. Von 1977 bis 1989 gehörte
er dem Kreistag an. Wittich betätigte sich
im Landwirtschafts- sowie im Verkehrsaus-
schuss.

>Dietmar Schütz
Bundestagsabgeordneter 1987-2001,
SPD
Dietmar Schütz begeht am 21. Oktober sei-
nen 80. Geburtstag. Der Verwaltungsjurist
aus Oldenburg, SPD-Mitglied seit 1965, war
von 1985 bis 2001 dortiger Unterbezirks-
vorsitzender. Von 1981 bis 1987 amtierte er
als Stadtrat und von 2001 bis 2006 als
Oberbürgermeister Oldenburgs. Schütz
wirkte im Rechts-, im Umwelt- sowie im
Haushaltsausschuss mit. Er ist einer der
Wegbereiter des im Jahr 2000 verabschie-
deten „Erneuerbare-Energien-Gesetzes“.

>Wolfgang Thierse
Bundestagsabgeordneter 1990-2013,
SPD
Am 22. Oktober vollendet Wolfgang Thierse
sein 80. Lebensjahr. Der bis 1989 parteilose
Diplom-Kulturwissenschaftler aus Berlin
schloss sich im Oktober 1989 der Bürgerbe-
wegung „Neues Forum“ an. Im Januar
1990 trat er der Sozialdemokratischen Par-
tei in der DDR bei und amtierte von Juni bis
September 1990 als Vorsitzender. 1990 ge-
hörte er zudem der ersten frei gewählten
Volkskammer an. Von 1990 bis 2005 war
Thierse stellvertretender SPD-Vorsitzender,
saß bis 2009 im Bundesvorstand und leitete
von 1992 bis 2010 die Grundwertekommis-
sion. 1998 wählte ihn der Bundestag in der
Nachfolge Rita Süssmuths zu seinem Präsi-
denten. Das Amt behielt er bis 2005 und
war danach bis 2013 Vizepräsident.

>Joachim Günther
Bundestagsabgeordneter 1990-2013,
FDP
Joachim Günther wird am 22. Oktober 75
Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus Theu-
ma/Vogtlandkreis trat 1971 der LDPD in der
DDR bei. Seit 1990 ist er FDP-Mitglied. Von
1990 bis 1995 stand er an der Spitze des
Landesverbands Sachsen und gehörte zu-
gleich dem FDP-Präsidium an. Von 1991 bis
1998 war er Parlamentarischer Staatssekre-
tär beim Bundesbauminister. Günther enga-
gierte sich im Ausschuss für wirtschaftliche
Zusammenarbeit, im Verkehrs- sowie zuletzt
im Sportausschuss.

>Eckhart Lewering
Bundestagsabgeordneter 1998-2005,
SPD
Am 23. Oktober begeht Eckhart Lewering
seinen 80. Geburtstag. Der Geschäftsführer
aus Bad Kösen, SPD-Mitglied seit 1993 und
1994 Kreisverbandsvorsitzender, war Stadt-
rat und Mitglied des Kreistags. Lewering ar-
beitete im Bundestag im Gesundheitsaus-
schuss mit.

>Ulrike Mascher
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Ulrike Mascher vollendet am 24. Oktober
ihr 85. Lebensjahr. Die Versicherungsange-
stellte aus München schloss sich 1963 der
SPD an und war von 1995 bis 2007 stellver-
tretende bayerische Landesvorsitzende. Ma-
scher wirkte vorwiegend im Ausschuss für
Arbeit und Sozialordnung mit und stand
von 1994 bis 1998 an dessen Spitze. Von
1998 bis 2002 war sie Parlamentarische
Staatssekretärin beim Bundesarbeitsminis-
ter.

>Wolfgang Behrendt
Bundestagsabgeordneter 1994-2002,
SPD
Am 26. Oktober begeht Wolfgang Behrendt
seinen 85. Geburtstag. Der Diplom-Politolo-
ge aus Berlin trat 1959 der SPD bei und war
von 1985 bis 1994 Mitglied des Abgeordne-
tenhauses. Behrendt wirkte im Ausschuss
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit sowie im Auswärtigen Ausschuss mit.
Von 1995 bis 2003 gehörte er dem Europa-
rat und der WEU an und war von 1999 bis
2003 jeweils Vizepräsident. bmh T

ORTSTERMIN: SONDERAUSSTELLUNG ZUR QUADRIGA

Geheimnisse gelüftet
Sie ist wohl eine der meistfotografierten Frauen Berlins
und eine Ikone der deutschen Geschichte. Einen genauen
Blick auf ihr Gesicht zu erhaschen, gestaltet sich jedoch
schwierig – denn sie thront in über 26 Metern Höhe,
oben auf dem Brandenburger Tor. Doch nun kann man
in der Sonderausstellung „Die Geheimnisse der Quadriga.
Entstehung, Zerstörung, Wiedergeburt“ eine originalge-
treue Nachbildung der Siegesgöttin Viktoria mitsamt Tei-
len ihres Viergespanns genauer betrachten.
„Es ist wahrlich eine unglaublich verrückte Geschichte,
wie die Quadriga vom Brandenburger Tor hier in den
Bundestag kommt“, sagt die Abgeordnete Monika Grüt-
ters (CDU) in ihrer Eröffnungsrede zur Ausstellung am
Mittwochnachmittag. Und sie hat Recht – hat die Quadri-
ga doch eine bewegte Vergangenheit hinter sich.
1793 wurde die von Johann Gottfried Schadow entworfe-
ne Skulptur auf das Brandenburger Tor gesetzt, zwei Jahre
nach dessen Fertigstellung. Ursprünglich sollte die Dame
auf dem Wagen die Friedensgöttin Eirene darstellen und
nach dem Sieg der Preußen im Siebenjährigen Krieg den
Frieden zurück in die Stadt bringen. Als 1806 Napoleon
in Berlin einmarschierte, gefiel ihm die Quadriga so gut,

dass er sie nach Paris entführte. Erst mit der Niederlage
Frankreichs in der Völkerschlacht bei Leipzig kam das
Viergespann nach Berlin zurück. Die Berlinerinnen und
Berliner sprachen fortan von der „Retour-Kutsche“ und
aus der Friedensgöttin Eirene wurde die Siegesgöttin Vik-
toria. Nach der weitgehenden Zerstörung der Quadriga
im Zweiten Weltkrieg, wurde sie sowie das Brandenburger
Tor, gegen Ende der 1950er Jahre, inmitten des Kalten
Krieges, in Kooperation zwischen Ost- und Westberlin
restauriert.
Als in den Jahren 2015 und 2016 vergessene Gipsformen
der Skulptur an verschiedenen Orten in Berlin wiederent-
deckt wurden, war die Freude groß. Es handelte sich um
Modelle, die 1942 heimlich von den Nationalsozialisten
– in Voraussicht auf eine mögliche Zerstörung der Quadri-
ga – hergestellt und für die Nachbildung des kriegszerstör-
ten Denkmals genutzt wurden.
Dies sei die letzte Spur zur originalen von Schadow ent-
worfenen Figur, sagt Miguel Helfrich, Leiter der Gipsfor-
merei der Staatlichen Museen zu Berlin. „In den Model-
len sind sehr viele Informationen gespeichert, die in der
Quadriga auf dem Brandenburger Tor nicht mehr zu fin-

den sind.“ So könne anhand der Gipsabformungen nach-
vollzogen werden, wo die Figur in der Vergangenheit ver-
ändert, beschädigt oder repariert wurde. Heute stelle die
Rekonstruktion der Modelle außerdem sicher, dass auch
künftige Schäden sachgerecht ausgebessert werden kön-
nen.
Experten der Gipsformerei haben mehrere hundert der
wiederentdeckten Teile in den vergangenen zwei Jahren
in einer Schauwerkstatt im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus
des Bundestages zusammengesetzt. So können heute Mo-
delle der Siegesgöttin sowie mehrere Pferdetorsos und
Teile des Wagens betrachtet werden.
Helfrich sagt, dass viele, Touristen wie Berliner, bis heute
nichts von der bewegenden Vergangenheit der Quadriga
wissen. „Wenn man vor dem Brandenburger Tor steht,
dann denken die meisten Menschen, sie sehen das Origi-
nal. Aber da oben steht kein Original, sondern eine
Nachbildung“. Im Bundestag wird die Geschichte der
Quadriga nun einer breiten Öffentlichkeit zugänglich.
Noch bis zum 31. März 2024 ist die Ausstellung im Mau-
er-Mahnmal im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus für Besu-
cherinnen und Besucher geöffnet. Carolin Hasse T

Historische Gipsformen der Quadriga wurden in den vergangenen Jahren zusammengeführt und können nun im Bundestag besichtigt werden. © DBT/photothek/Sebastian Eggler
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Die Welt der Büchermenschen
GESCHICHTE DER BUCHMESSE Aus den bescheidenen Anfängen in der Paulskirche zur Messe der Superlative

E
s ist eine Messe der Superlati-
ve: Mehr als 7.400 Verlage und
andere Aussteller aus 104 Län-
dern der Welt präsentieren
vom 16. bis 20. Oktober 2019
sich und ihre Romane, Sach-

bücher, Comics, Lyrikbände, Zeitschriften
und Zeitungen, E-Books oder Hörbücher
auf den rund 172.000 Quadratmetern Aus-
stellungsfläche des Frank-
furter Messegeländes. Mehr
als 300.000 Besucher, so
viele wie seit 20 Jahren
nicht mehr, zieht das Spek-
takel mit seinen etwa 4.000
Lesungen, Podiumsdiskus-
sionen und anderen Veran-
staltungen an. Höhepunkte
bilden auch in diesem Jahr
die Verleihungen des Deut-
sche Buchpreises, des Deut-
schen Jugendliteraturprei-
ses und zum Abschluss der
Messe vor allem der Frie-
denspreis des Deutschen Buchhandels.
Mehr als 144.000 Fachbesucher – Verleger,
Buchhändler, Literaturagenten, Schriftstel-
ler, Bibliothekare, Wissenschaftler, Illustra-
toren, Übersetzer, Drucker, Verbände oder
Antiquare – kommen, um Geschäfte zu tä-
tigen, Kontakte zu knüpfen, sich zu infor-
mieren, rund 10.000 akkreditierte Journa-
listen berichten, bloggen oder streamen
von der Bücherschau. In den Messehallen
kommt es angesichts des Besucherandrangs
immer wieder zu Staus in den Gängen zwi-
schen den Ständen der Aussteller. Es lässt

sich in einem Satz zusammenfassen: Die
Main-Metropole ist Gastgeber der größten
Buchmesse der Welt – und dies nicht erst
seit 2019.
In den vergangenen 75 Jahren hat sich die
Frankfurter Buchmesse zum jährlichen
Treffpunkt der Freunde des gedruckten und
inzwischen auch digitalisierten Wortes ent-
wickelt. Aber nicht alle Büchermenschen

teilen die Begeisterung. Der
vor zehn Jahren in Frank-
furt verstorbene Literatur-
kritiker Marcel Reich-Rani-
cki urteilte einst in der ihm
eigenen bissigen Art: „Ich
gehe sehr ungern zur Buch-
messe nach Frankfurt. Der
Anblick der Hallen allein,
mit 100.000 Büchern – ein
abstoßender Anblick.“ Der
Trubel störe ihn seit 20 Jah-
ren, bekannte er im Jahr
2000, er würde nie dort
hingehen, „wenn man

mich nicht zwingen würde“. Dabei gehört
das Schaulaufen der prominenten Vertreter
aus der Literaturszene für viele Besucher zu
den Highlights.

Virtuelle Corona-Jahre Vielleicht hätte
der verehrte und gefürchtete Übervater der
deutschen Literaturkritik seinen Verriss des
Mega-Events doch ein Stück weit bedauert,
wenn er noch die Gelegenheit gehabt hät-
te, in den verwaisten Messehallen im
Herbst 2020. zu wandeln. Das Corona-Vi-
rus hat die Welt in den Lockdown ge-

schickt und die Frankfurter Buchmesse ver-
legte sich so wie alle Großveranstaltungen
weitestgehend in die digitale Welt.
Im Stadtgebiet fanden zwar Lesungen im
Rahmen eines „Bookfest City“ statt, doch
ansonsten spielte sich die Buchmesse
– auch der Handel – vor allem in der virtu-
ellen Welt ab. Kulturstaatsminister Monika
Grütters (CDU) schoss Fördergelder in Hö-
he von vier Millionen Euro aus dem „Neu-
start Kultur“-Programm für kostenfreie di-
gitale Streaming-Angebote während der
Messe zu. Immerhin rund 200.000 Men-
schen nutzen die digitalen Angebote.
Erst zwei Jahre später konnte die 74. Buch-
messe wieder als Präsenzveranstaltung ihre
Tore öffnen. Vom Niveau der Vor-Corona-
Jahre war man aber 2022 mit 4.000 Aus-
stellern und rund 180.000 Besuchern noch
deutlich entfernt.

Neustart 1949 Einen Neustart ganz ande-
rer Art musste 1949 nach
dem Zweiten Weltkrieg und
den Menschheitsverbrechen
des nationalsozialistischen
Deutschlands mit der ersten
Buchmesse in Frankfurt ab-
solviert werden, die auf eine
Initiative des Hessischen Ver-
leger- und Buchhändlerver-
bandes zurückgeht und auch
die Unterstützung der ameri-
kanischen Besatzungsmacht
fand. Die Verleger und Buch-
händler am Main wollten an
die Traditionen Frankfurts als
internationale Messestadt anknüpfen und
diese wiederbeleben.
Vor dem Zweiten Weltkrieg lag das wich-
tigste Zentrum des deutschen Buchhandels
allerdings in Leipzig, das Frankfurt im
17. Jahrhundert zunehmend den Rang als
Buchmesse-Stadt ablaufen konnte. Doch
Leipzig lag nun in der Sowjetischen Besat-
zungszone, aus der am 7. Oktober 1949
analog zur am 23. Mai gegründeten Bun-
desrepublik die DDR entstand.
Am 18. September war es schließlich so-
weit: 205 deutsche Verlage präsentierten
sich bis zum 23. September in der ge-
schichtsträchtigen Paulskirche zur ersten
Frankfurter Messe der Nachkriegszeit, die
etwa 14.000 Besucher anlockte. Für die
Verleger wird die Messe zum Erfolg: Aufträ-
ge in Höhe von schätzungsweise 2,6 Mil-
lionen D-Mark können in Frankfurt abge-
schlossen werden. Das „Börsenblatt“ ver-
meldet den „Auftakt zu einer neuen Phase
des deutschen Buchhandels“.
Positiv wirkte sich zudem aus, dass zeitlich
überschneidend zur Buchmesse in der
Paulskirche eine Ausstellung französischer

Verlage in den Römerhallen stattfand und
erste internationale Kontakte ermöglichte,
was sich bereits im kommenden Jahr aus-
zahlen soll.

Internationalisierung Der Erfolg der ers-
ten Frankfurter Buchmesse veranlasste
schließlich auch den Börsenverein des Deut-
schen Buchhandels im Oktober 1949, die
Messe organisatorisch zu übernehmen. Im
Jahr darauf stieg die Nachfrage nach Aus-
stellungsfläche vor allem von Verlagen aus
dem Ausland bereits dermaßen stark an,
dass die Messeleitung die Römerhallen an-
mietete. Deren Instandsetzung war zu Be-
ginn der zweiten Messe jedoch noch nicht
abgeschlossen. Sie waren noch unverputzt,
es fehlten die Fensterverglasung und sogar
das Dach. Der Witz von den „Rheuma-Hal-
len“ machte die Runde. Am Ende kamen
von den insgesamt 460 teilnehmenden Ver-
lagen 100 aus dem Ausland, 44 aus der

Schweiz, 30 aus Frank-
reich, 20 aus Österreich,
zwei aus Großbritannien,
je ein Verlag aus den Nie-
derlanden und Schweden.
Selbst aus den USA hatten
zwei Verlage den Weg
über den Atlantik nach
Frankfurt gefunden.
Trotz aller Widrigkeiten
bemühte „Die Zeit“ in ih-
rer Berichterstattung zum
Abschluss der zweiten
Messe bereits einen ers-
ten Superlativ: „Was Grö-

ße der Ausstellung und Zahl der Verleger
und den internationalen Charakter betrifft,
hat die Frankfurter Buchmesse in Europa
keine Parallele.“ Und drei Jahre später fass-
te der britische Verleger Sir Stanley Unwin
die sich abzeichnende Erfolgstory in seiner
Eröffnungsrede zur fünften Buchmesse in
einem Satz zusammen: „Ein Frankfurter
Phönix ist aufgestiegen aus der Leipziger
Asche.“ Mit seiner Bemerkung spielte er
darauf an, dass das Buchhändlerviertel in
Leipzig während eines verheerenden Bom-
benangriffs in der Nacht des 4. Dezember
1943 zerstört worden war.

Gastländer Zur Internationalisierung und
großen Beliebtheit der Frankfurter Buch-
messe trugen zweifelsohne auch die Gast-
länder beziehungsweise Gastregionen bei,
die sich dort seit 1988 – den Anfang macht
Italien – präsentieren können. Die Länder
und Regionen gestalten als sogenannte Eh-
rengäste einen eignenen Pavillon auf dem
Messegelände, in dem sie mit einem Rah-
menprogramm ihre Geschichte, Kultur und
Literatur dem Publikum näher bringen.

Im Jahr 1993 zogen die Verantwortlichen
der Messe dann die Konsequenz aus der
sich anbahnenden digitalen Revolution
und öffneten die 45. Frankfurter Buchmes-
se den elektronischen Medien. In einer ei-
genen Halle präsentieren 160 Aussteller
aus 14 Ländern Disketten, CDs und alles
rund um das Thema Electronic Publishing.
Ohne Murren und Diskussionen ging das
nicht ab: Noch war die Skepsis groß gegen-
über den neuen Medien und einmal mehr
wurde in der rund 500-jährigen Geschichte
des Buches auch sein Ende prophezeit. Da-

bei ist die Geschichte Frankfurts als Buch-
messe-Stadt eng verknüpft mit der ersten
großen Revolution in der Geschichte des
gedruckten beziehungsweise geschriebenen
Wortes. Bereits im 11. Jahrhundert wurden
in Frankfurt Handschriften verkauft – zu-
mindest an eine kleine reiche Oberschicht,
die des Lesens und der lateinischen Spra-
che mächtig war. Der Transport der wert-
vollen und gerollten Handschriften erfolg-
te noch in wasserdichten Fässern.

Gutenbergs Bibel Rund 32 Kilometer
Luftlinie entfernt von Frankfurt in Mainz
gelang um das Jahr 1450 schließlich ei-
nem gewissen Johannes Gensfleisch, ge-
nannt Gutenberg, die Erfindung des Buch-
drucks mit beweglichen Lettern. Das müh-
selige Kopieren hatte ein Ende, Guten-
bergs Buchdruck, den das Magazin „Time-
Life“ 1997 zur bedeutendsten Erfindung
des zweiten Jahrtausends wählte, löste eine
Medienrevolution aus. Das erste Buch, das
Gutenberg, in die Druckpresse schob, war
die Bibel, deren Siegeszug zum meistge-
druckten Buch der Welt somit begann. Die
ersten Probebögen stellte Gutenberg auf
dem Reichstag in Frankfurt im Oktober
1454 vor, wo sie Enea Silvio Piccolomini,
der spätere Papst Pius II., unter die Augen
kamen. Später berichtete er von einem
„bewunderswerten Mann“, der Blätter ei-
ner Bibel vorgestellt habe, die in „höchst
sauberer und korrekter Schrift ausgeführt“
waren so dass man sie „ohne Brille“ lesen
konnte. Ein erster früher Frankfurter Su-
perlativ. Alexander Weinlein T

Blick in die Messehalle 3.0 auf der Frankfurter Buchmesse im Jahr 2019. Mehr als 300.000 Besucher strömen zur weltgrößten Büchermesse. © picture-alliance/SvenSimon/Anke Waelischmiller

Plakat zur ersten Buchmesse 1949.
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»Ein
Frankfurter

Phönix ist auf-
gestiegen aus
der Leipziger

Asche.«
Sir Stanley Anwin

Buchmesse 1949: Ein Messebesucher an einem der einheitlichen Verlagsstände mit ei-
ner zwei Quadratmeter großen, schräggestellten Ausstellungsplatte, zwei Holzstühlen
und einem kleinen Ablagetisch. © picture-alliance/Richard Knol

Buchmesse 2022: König Felipe VI. und Königin Letizia beim Besuch des Pavillons des
Gastlandes Spanien zusammen mit Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier mit Ehe-
frau Elke Büdenbender. © picture-alliance/dpa/Sebastian Gollnow

»Der Anblick
der Hallen mit

100.000
Büchern, ein
abstoßender
Anblick.«

Marcel Reich-Ranicki
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»Das gehört zur DNA«

Herr Boos, als 1949 die erste Frank-
furter Buchmesse nach dem Zweiten
Weltkrieg wieder stattfand, waren 200
Verlage und 9.000 Besucher dabei. Heute
hat die Messe eine völlig andere Dimensi-
on: 2022 wurden 4.000 Aussteller ge-
zählt, 93.000 Fachbesucher und über
80.000 private Besucher. Was macht die
Frankfurter Buchmesse trotz aller Verän-
derungen unverwechselbar?
Die Frankfurter Buchmesse war und ist bei-
des: Literaturfestival und Fachmesse. Das
macht sie weltweit einzigartig. Eine weitere
Besonderheit: Seit der Wiederbelebung ih-
rer bis ins Mittelalter zurückreichenden
Tradition nach dem Krieg ist die Buchmes-
se auch international ausgerichtet. Bereits
1950 waren Verlage aus dem europäischen
Ausland und den USA unter den Ausstel-
lern. Was sich ebenfalls wie ein roter Faden
durch die 75 Jahre des Bestehens zieht, ist,
dass die Bücherschau neben ihrer Bedeu-
tung als Handelsplattform und Kulturer-
eignis auch immer eine politische Bühne
war. Dieser Dreiklang ist das Besondere der
Frankfurter Buchmesse.

In einem äußerst raren Akt hat die
Buchmesse Russland im vergangenen
Jahr aufgrund des völkerrechtswidrigen
Überfalls auf die Ukraine von der Schau
ausgeschlossen. Die Ukraine erfuhr als
„inoffizielles Gastland“ besondere Auf-
merksamkeit und Unterstützung. Wie ist
es in diesem Jahr?
Die Unterstützung setzen wir fort. Wir stel-
len wieder Flächen zur Verfügung und ha-
ben gemeinsam mit den ukrainischen Ver-
lagen und Autoren, zusammen auch mit
Kulturstaatsministerin Claudia Roth und
dem Goethe-Institut ein Programm entwi-
ckelt. Der russische Nationalstand bleibt
als staatliche Institution Russlands ausge-
schlossen.

Der Ausschluss bezieht sich dezidiert
nicht auf einzelne russische Verlage?
Nein. Privatwirtschaftliche Verlage könnten
sich theoretisch natürlich präsentieren.
Praktisch gibt es aber hohe Hürden. Zur
Frage, ob die Verleger ein Visum bekom-
men, kommt die Gefahr hinzu: Wer im Li-
teraturbetrieb in Russland arbeitet, steht
unter Beobachtung. Dennoch habe ich in
den vergangenen Monaten auf Messen im
Ausland durchaus russische Verleger getrof-
fen. Diese hatten mal englische, mal malte-
sische oder zyprische Pässe. Zur Buchmesse
werden bestimmt auch einige kommen
– wenn auch nur als private Besucher.

In der Vergangenheit gab es immer
wieder Ärger um die Präsenz rechter Ver-
lage auf der Buchmesse.
Ja, aber in diesem Jahr sind sie so gut wie
gar nicht mehr vertreten. Wir reden hier
von weniger als einer Hand voll Verlage.

Warum ist ein Ausschluss solcher Ver-
lage, wie im Fall Russlands, denn nicht
möglich?
Das hat kartellrechtliche Gründe. Die
Frankfurter Buchmesse hat als größte inter-

nationale Buchmesse eine Monopolstel-
lung. Damit ist sie verpflichtet, alle Verlage,
die nach deutschem Recht nicht verboten
sind, als Aussteller zuzulassen. Würden wir
jemandem, dessen Tun vom Gesetz ge-
deckt ist, das verwehren, könnte er klagen.
Das deckt sich auch mit unserem morali-
schen Anspruch, für Meinungs- und Publi-
kationsfreiheit einzutreten.

Kritiker sehen aber gerade durch die
Verbreitung von rechtsradikalem Gedan-
kengut Meinungsfreiheit und Demokra-
tie gefährdet.
Es steht jedem frei, Inhalte zu melden, die
er für rassistisch, antisemitisch, gewaltver-
herrlichend oder pornografisch hält. Wenn
Bücher oder andere Medien verboten sind
oder nicht an Jugendliche verkauft werden
dürfen, weil sie auf dem Index stehen, kön-
nen wir sie ausschließen.

Prüfen Sie, ob gegen einen Verlag
oder eine bestimmte Publikation etwas
vorliegt?
Wir sind in enger Abstimmung mit der zu-
ständigen Oberstaatsanwaltschaft. Zudem
verpflichten wir jeden Aussteller, keine ver-
botenen Inhalte zu zeigen. Aber wir schi-
cken niemanden durch die Gänge, um das
zu überprüfen. Bei Hunderttausenden von
Titeln ist das nicht möglich. Die Buchmes-
se ist keine Zensurbehörde, sondern eine
Plattform – eine Plattform für Meinungs-
austausch.

Es gab Stimmen, die forderten, die
Messe solle nicht den Verlagen, sondern
lieber der Auseinandersetzung eine Büh-
ne bieten.
Aber genau das tun wir doch seit Jahrzehn-
ten! Im Rahmen eines von uns kuratierten
Programms beschäftigen wir uns immer
wieder mit gesellschaftspolitisch relevan-
ten Themen. Wir haben sogar einen eige-
nen Raum dafür geschaffen: den Frankfurt
Pavilion, der direkt auf dem Messegelände
aufgestellt wird. Das ist unsere Bühne für
politische Debatten. Die gehören zur DNA
der Buchmesse.

Haben die Debatten in den vergange-
nen Jahren an Härte zugenommen ?
Nein, harte Debatten gab es auf der Buch-
messe von Anfang an. Schon 1950 kam es
zu Demonstrationen vor der Paulskirche.

1968 brauchte Franz-Josef Strauß aufgrund
von Krawallen Polizeischutz bei einer Sig-
nierstunde. Und die Verleihung des Frie-
denspreises an den damaligen senegalesi-
schen Staatspräsidenten Senghor löste Stra-
ßenschlachten aus. Es ging damals, glaube
ich, noch härter zur Sache als heute.

Seit 1988 stellt die Buchmesse jeweils
ein Gastland in den Mittelpunkt. Im Ju-
biläumsjahr ist das mit Slowenien ein
kleines und für seine Literatur hierzulan-
de eher unbekanntes Land. Was ist das
Besondere an seiner Literatur?
Eine Besonderheit ist, dass fast 20 Prozent
der Produktionen lyrische sind. In wel-
chem Land gibt es das noch? In Deutsch-
land haben Lyrikbände im Schnitt eine
Auflage von 800 Exemplaren. In Slowe-
nien mit seinen zwei Millionen Einwoh-
nern liegt sie bei 1.200 verkauften Bü-
chern! Eine weitere Besonderheit ist, dass
das Land über viele öffentliche Bibliothe-
ken verfügt – selbst kleine Städte haben
tolle Büchereien, die als Kulturort und
Treffpunkt funktionieren. Eine mögliche
Erklärung für beide Eigenarten: Der slowe-
nische Staat ist als Träger der Bibliotheken
auch der größte Buchkäufer. Und: Er sub-
ventioniert damit Verlage – auch die, die
Lyrik verlegen.

Wie beeinflusst die Geschichte Slowe-
niens, das Teil der K.-u.-k.-Monarchie
und Teil Jugoslawiens war, die Werke slo-
wenischer Autorinnen und Autoren?

Slowenien war lange ein Land mit wech-
selnden Herrschaften und ist bis heute ein
Durchgangsland. Schon immer zogen auch
Menschen zu und brachten ihre Geschich-
ten, ihre Kultur und Sprache mit. Die kul-
turelle Szene Sloweniens ist daher traditio-
nell mehrsprachig. Für slowenische Auto-
rinnen und Autoren ist die Vielfalt des Lan-
des identitätsstiftend. Das reflektieren ihre
Bücher.

Wie herausfordernd ist es für ein
Land, sich als Ehrengast auf der Frank-
furter Buchmesse zu präsentieren?
Sehr herausfordernd, denn es geht um weit
mehr als die Planung eines Events. Es
braucht einen Vorbereitungsprozess, der
mindestens drei Jahre vor dem Auftritt mit
der Vertragsunterzeichnung beginnt. Das
Land verpflichtet sich dabei, im Rahmen
eines großen Förderprogramms, Überset-
zungen ins Deutsche und in andere Spra-
chen zu finanzieren. Diese Titel müssen
anschließend an die Verlegerin oder den
Verleger gebracht werden. Es braucht also
viele Gespräche, viele Begegnungen. Das
allein ist schon organisatorisch aufwändig.
Schwierig bis schmerzhaft kann aber die
Beschäftigung mit der inhaltlichen Frage
sein ‚Wie wollen wir gesehen werden?‘. Wie
schief das gehen kann, zeigt der Fall Kata-
loniens, das sich 2007 als Sprach- und Kul-
turraum präsentieren wollte. Die Vorberei-
tung verschliss letztlich fünf Kulturminister
und endete in einer Diskussion um Natio-
nalismus in Europa. Ehrengast zu sein, ist

Chance und Risiko zugleich. Erfolgreich
ist, wem es gelingt, innovativ zu sein und
den kulturellen Wesenskern herauszuarbei-
ten.

Vor Corona zählte die Buchmesse
7.500 Aussteller und 300.000 Besucher.
Zuletzt war sie von solchen Zahlen weit
entfernt. Ist die Buchmesse ein „Opfer ih-
rer Digitalisierung“ geworden?
Nein, das glaube ich nicht. 2019 hatten wir
die höchsten Besucherzahlen unserer Ge-
schichte. Es war ein Schock, dass im Jahr
danach die Buchmesse überhaupt nur mit
digitalen Formaten stattfinden konnte.
Dass diese kein zweites Standbein und erst
recht kein Ersatz für persönliche Begegnun-
gen ist, war schnell klar. Aber unser digita-
les Fachprogramm etwa erhöht die Reich-
weite und fördert sogar die Veranstaltung
vor Ort – denn es schafft Zeit für den Rech-
tehandel, für den die Verlage während der
Messetage keine Zeit haben. Wir sind opti-
mistisch, dass wir es dieses Jahr schaffen,
etwa 80 Prozent der Besucherzahlen von
2019 zu erreichen – trotz der weltpoliti-
schen Lage: Russland fällt ja komplett aus.

Die weltpolitische Lage hat die Buch-
branche nicht unberührt gelassen. Auf
Corona folgten Energiekrise, gestiegene
Papierkosten und zuletzt sinkende Um-
sätze. 2022 waren es zwei Prozent minus.
In den letzten sechs Monaten hatte die
Branche aber schon wieder steigende Um-
sätze. Und auch in den Pandemiejahren

2020 und 2021 gab es teils sogar ein deut-
liches Plus – obwohl stationäre Buchhand-
lungen zeitweise geschlossen hatten. Aus-
wertungen aus Spanien zeigen, dass in der
Coronazeit ausgerechnet junge Männer
zwischen 15 und 23 Jahren mehr Bücher
kauften.

Die Zahl der Buchkäufer, auch der
jungen, geht in Deutschland aber seit
Jahren zurück. Beunruhigt Sie das nicht?
Nein. Schauen Sie sich an, was zum Bei-
spiel auf TikTok in der „BookTok“-Com-
munity los ist. Das manifestiert sich auch
in Verkaufszahlen: Die Ausgaben der 16-
bis 29-Jährigen für Bücher sind zuletzt
deutlich um acht Prozent gestiegen. Mar-
kus Dohle, langjähriger früherer Geschäfts-
führer der weltgrößten Verlagsgruppe Pen-
guin Random House, spricht oft von den
„goldenen Jahren des Publishings“. Und er
hat Recht, wenn man es weltweit betrach-
tet: Die Branche macht zwar keine großen
Sprünge, aber sie schafft es seit Hunderten
von Jahren zu wachsen und sich neue Ka-
näle zu erschließen.

Vielen kleinen Buchhandlungen in
Deutschland geht es trotzdem nicht gut.
Der Börsenverein des Deutschen Buch-
handels fordert deshalb eine komplette
Streichung der Mehrwertsteuer auf Bü-
cher. Unterstützen Sie diese Forderung?
Ja. Deutschland hat die größte Buchhan-
delsdichte der Welt. Neben einigen Ketten
gibt es unheimlich viele kleine Buchhand-
lungen. Doch diese Vielfalt ist bedroht. Et-
liche Buchhandlungen existieren nämlich
oft nur aufgrund der Selbstausbeutung und
der hohen Motivation ihrer Eigentümer.
Sie über eine Mehrwertsteuerstreichung zu
unterstützen, halte ich für richtig. Auch ei-
ne verlässliche institutionelle Verlagsförde-
rung, etwa in Form von Steuererleichterun-
gen, wäre eine Hilfe. Die Branche hätte sie
verdient.

Der Einsatz von Künstlicher Intelli-
genz sorgt auch in der Buchbranche für
viel Unruhe: Sehen Sie dabei grundsätz-
lich eher Chancen oder Risiken?
In vielen Verlagen ist der Einsatz von
Künstlicher Intelligenz längst Realität. Ge-
rade wenn es um Routineaufgaben geht,
überwiegen klar die Vorzüge: Wenn ein
Programm zum Beispiel die täglichen Sit-
zungen protokolliert, spart das Zeit. Kultu-
relle Inhalte zu erstellen, wird sich Künstli-
che Intelligenz dagegen schwer tun. Die in-
dividuelle Leistung eines Autors oder einer
Übersetzerin lässt sich nicht ersetzen. Es
braucht aber Rahmenbedingungen für den
Einsatz von Künstlicher Intelligenz und ei-
ne entsprechende Anpassung des Urheber-
rechts. Noch ist das eine Grauzone. Dass
zum Beispiel ChatGPT mit Bücherwissen
gefüttert wurde, um sich weiterzuentwi-
ckeln , ohne dass es Verträge dazu gegeben
hat, ist ein klarer Verstoß gegen das Urhe-
berrecht, gegen den die betroffenen Verlage
nun klagen.

Das Gespräch führte Sandra Schmid.

INTERVIEW Buchmessen-Direktor

Juergen Boos über Künstliche

Intelligenz, literarische Entdeckungen

und 75 Jahre Buchmesse als Schauplatz

politischer Debatten

Seit fast 20 Jahren ist der Verlagsmanager Juergen Boos Chef der weltweit größten Buchmesse. © Jonas Ratermann

Kulturelle Inhalte zu erstellen, wird
sich Künstliche Intellgenz schwer tun.
Die Leistung einer Autorin oder eines

Übersetzers lässt sich nicht ersetzen.

JUERGEN BOOS

ZUR PERSON
Der 1961 in Lörrach geborene Juergen
Boos ist seit 2005 Direktor und
Geschäftsführer der Frankfurter
Buchmesse GmbH. Beim Herder Verlag
absolvierte er in den achtziger Jahren
seine Ausbildung zum Verlagsbuch-
händler und studierte später Marketing
und Organisationstheorie. Er war
Manager unter anderem bei Droemer
Knaur und beim Carl Hanser Verlag.
Boos ist Präsident des Vereins Litprom,
der Literatur aus Afrika, Asien und
Lateinamerika fördert. 2018 wurde
ihm der Orden Chevalier des Arts et
des Lettres verliehen.
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Wie eine Wabe inmitten der bunten Welt
LITERATURSZENE Der Buchmarkt in Slowenien ist klein, aber sehr lebendig. Vom Gastlandauftritt in Frankfurt erhoffen sich die Veranstalter einen neuen Schub

„Waben der Worte“ – unter dieses unge-
wöhnliche Motto hat Slowenien seinen Auf-
tritt als Gastland der diesjährigen Frankfur-
ter Buchmesse gestellt. Wer dabei an Bienen
denkt, liegt richtig, aber nicht nur, weil das
waldreiche Land gemessen an seinen zwei
Millionen Einwohnern so viele Imker hat
wie kaum ein anderer EU-Mitgliedstaat. Die
Lage des kleinen Landes zwischen Mittel-
meerraum, Alpen, Pannonischer Tiefebene
und Balkan, am Schnittpunkt von vier euro-
päischen Sprachgruppen – der slawischen,
romanischen, germanischen und finno-
ugrischen – hat außerdem eine Kultur her-
vorgebracht, die denen der Bienen sehr äh-
nelt. Finden zumindest die Organisatoren
des Gastlandauftritts: „So wie die Bienen
unermesslich weit in die Welt hinausfliegen,
um mit einem Tropfen Nektar und einem
Pollenkorn heimzukehren, so kamen auch
verschiedene kulturelle, künstlerische und
intellektuelle Einflüsse in die slowenische
Sprache und die slowenische Kultur“,
schreiben sie in der Pressebroschüre des Eh-
rengast-Programms. Und erzählen, dass slo-
wenische Intellektuelle und Schriftsteller
wegen der geringen Anzahl Slowenisch
sprechender Menschen und der geografi-
schen Lage schon immer traditionell mehr-
sprachig gewesen seien. Viele von ihnen
würden zudem in mindestens einer Fremd-
sprache schreiben.

„Um in diesem Raum zu überleben, muss-
ten die Slowenen fest in ihrer Kultur veran-
kert und gleichzeitig weltoffen sein“, er-
klärt Miha Kovac, Professor für Buchwis-
senschaft an der Universität Ljubljana und
einer der Kuratoren des slowenischen Gast-
auftritts. „Die slowenische Literatur war
immer am besten, wenn es ihr gelang, dies
zu vereinen.“

Riesige Fortschritte Kovac war 1988 zum
ersten Mal in Frankfurt, damals gab es am
jugoslawischen Stand nur rund 200 Buch-
titel aus Slowenien und kein einziges Auto-
renrecht wurde ins Ausland verkauft. „Heu-
te haben wir jährlich etwa 200 unterzeich-
nete Verträge für die Übersetzung von slo-
wenischen Büchern – ein riesiger Fort-
schritt, der größtenteils in den vergangenen
20 Jahren passiert ist“, freut er sich.
In den Frankfurter Messehallen präsentiert
sich Slowenien ab dem 18. Oktober in ei-
nem 2.300 Quadratmeter großen Ehren-
gastpavillon – dem Motto folgend in Form
einer Wabe, die komplett aus recyceltem
oder wiederverwendbarem Material gebaut
wurde. Im Zentrum steht eine Ausstellung
von aktuellen und übersetzten Titeln slo-
wenischer Autoren und Büchern über das
Gastland; ein inhaltlicher Schwerpunkt
soll auf Lyrik liegen. Dazu kommt ein bun-
tes Programm mit Lesungen und Kunstin-

stallationen in der ganzen Stadt, am
19. Oktober wird etwa die slowenische
Band Laibach in der Jahrhunderthalle ein
exklusives Deutschland-Konzert geben.
Insgesamt werden mehr als 70 Autorinnen
und Autoren aus Slowenien in der Messe-
stadt erwartet.
In Titos Jugoslawien war das Land die wirt-
schaftlich stärkste Republik. Anfang der

1950er Jahre wurde das Monopol des so-
zialistischen Realismus in der Kunst abge-
schafft, das Verlagswesen florierte und mo-
dernste Buchdruckereien entstanden. Wel-
chen Stellenwert Literatur in Slowenien
hatte und bis heute hat, ist nicht nur daran
erkennbar, dass auf den Euromünzen zwei
Persönlichkeiten dargestellt sind, die eng
mit Büchern verbunden sind: der Dichter

France Preseren und der Priester Primoz
Trubar, im 16. Jahrhundert Autor des ers-
ten slowenischen Buches. Auch für viele
Slowenen ist das Buch sprichwörtlich „die
beste Freundin“. Einige kaufen es, aber
noch mehr leihen es sich in öffentlichen
Bibliotheken aus, von denen es im ganzen
Land zahlreiche gibt.
Schon als bekannt wurde, dass Slowenien
2023 als drittes slawisches Land Gastland
der Frankfurter Buchmesse sein würde, ha-
be das dem kleinen Buchmarkt einen be-
sonderen Schub verpasst, betonen die Or-
ganisatoren. So seien zwischen 2019 und
2022 mehr als 600 slowenische Werke in
verschiedene Sprachen übersetzt worden,
fast dreimal so viele wie vor Beginn der
Vorbereitungen. Etwa ein Fünftel davon sei
deutschsprachig gewesen, was für die Auto-
ren besonders wichtig ist, denn auf eine
deutsche Übersetzung folgen in der Regel
Übersetzungen in andere Sprachen.
Den höchsten Anteil daran, nämlich 20 bis
30 Prozent, schätzt Miha Kovac, habe der
Philosoph und Kulturtheoretiker Slavoj Zi-
zek von der renommierten Ljubljana Schu-
le für Psychoanalyse. Aber auch Lyrik und
Kinderbücher verkaufen sich gut. Autoren
wie Drago Jancar, Ales Steger, Andrej Blat-
nik und Evald Flisar wurden schon in
mehrere Sprachen übersetzt. Ana Marwan,
Trägerin des Ingeborg-Bachmann-Preises,

und Maja Haderlap leben beide in Öster-
reich und schreiben ihre Romane und Ge-
dichte schon seit Jahren erfolgreich auf
Slowenisch und Deutsch. Der im italieni-
schen Triest lebende Dusan Jelincicÿ
schreibt auf Slowenisch und Italienisch.
Trotzdem bleibt Slowenien ein äußerst
kleiner Buchmarkt und die Verlage haben
trotz des wachsenden internationalen Er-
folgs slowenischer Literatur zu kämpfen.
Ihre Zahl habe sich im Laufe des Jahr-
zehnts halbiert und die Autorenhonorare
seien auf ein Viertel gesunken, schrieben
sie 2019 am Welttag des Buches in einem
offenen Brief.

Hoffnung auf Wendepunkt Die Organisa-
toren in Frankfurt hoffen nun, dass der
Gastlandauftritt zu einem Wendepunkt
wird und das Interesse an Büchern, die in
kleineren, „aber lebendigen und dynami-
schen Buchkulturen entstehen“, weiter ver-
stärkt. „Slowenien“, schreiben sie, wirke wie
die Bienen auf den ersten Blick „klein und
marginal“. Doch bei beiden trüge der
Schein: „Die Welt ist groß, schön und bunt,
vor allem dank marginaler Lebewesen und
Kulturen.“ Milan Ilic/Johanna Metz T

Milan Ilic berichtet als Auslands-

korrespondent aus Wien für die

slowenische Tageszeitung „Delo“.

Bücher slowenischer Schriftsteller in deutscher Übersetzung © picture-alliance/dpa

I
m August ist eine Katastrophe über
Slowenien hereingebrochen. Sint-
flutartige Regenfälle brachten bin-
nen Stunden Bäche und Flüsse zum
Überlaufen. Ein Staudamm des
Flusses Mur brach, Gerölllawinen

gingen an den steilen Hängen der Südal-
pen ab. Sechs Menschen kamen ums Le-
ben, Zehntausende Haushalte wurden teils
über Tage vom Strom abgeschnitten, insge-
samt waren 147 der 212 Gemeinden des
Landes zwischen Alpen und Adria betrof-
fen. Die Schäden gingen in die Milliarden
Euro. Es war, als hätte sich das Unglück im
Ahrtal über zwei Drittel von Rheinland-
Pfalz erstreckt.
Es war die schlimmste Naturkatastrophe in
der noch jungen Geschichte Sloweniens als
eigenständiger Staat. In den Wendejahren,
in denen überall in Mittel- und Osteuropa
das Joch der kommunistischen Diktaturen
abgeschüttelt wurde, lösten sich die Slowe-
nen zugleich aus dem jugoslawischen
Staatsverband. 1990 fanden erstmals freie
Wahlen in der damaligen Teilrepublik
statt, aus denen die demokratischen Kräfte
als Sieger hervorgingen. Im gleichen Jahr
sprach sich eine klare Mehrheit der Slowe-
nen für die Unabhängigkeit aus, die 1991
mit einem Parlamentsbeschluss vollzogen
wurde. Eine Intervention durch die jugo-
slawische „Volksarmee“ wurde in einem
kurzen Krieg abgewehrt, dem ersten und
mit 75 Todesopfern noch relativ wenig
blutigen militärischen Konflikt im zerfal-
lenden Jugoslawien.

Damit hatten die Slowenen erstmals einen
eigenen Staat, will man nicht das slawische
Fürstentum Karantanien aus dem 7. nach-
christlichen Jahrhundert im Raum des heu-
tigen Kärntens als solchen bezeichnen. Im
Mittelalter war das Land im Adriaraum von
Venedig geprägt, wovon so manches Lö-
wenwappen in den malerischen Städtchen
zeugt. Später war Slowenien Teil des Habs-
burgerreichs. Städte wie Laibach (Ljublja-
na), die heutige Hauptstadt,
oder Marburg an der Drau
(Maribor) atmen südliches
Flair, verleugnen baulich
aber auch nicht das habs-
burgische Erbe. Nach dem
Zusammenbruch von Öster-
reich-Ungarn 1918 wurde
das Gebiet Teil des König-
reichs der Serben, Kroaten
und Slowenen, das zuneh-
mend von Serbien domi-
niert wurde und später Ju-
goslawien hieß. Nach dem
Zweiten Weltkrieg wurde
der Staat unter Jozip Broz Tito unter kom-
munistischem Vorzeichen wieder herge-
stellt.
Heute hat Slowenien rund 2,1 Millionen
Einwohner. Das Durchschnittsalter ist mit
44,5 Jahren – ähnlich wie in Deutschland
– im weltweiten Vergleich hoch. Durch Zu-
wanderung nimmt die Bevölkerungszahl
dennoch zu. Die meisten Einwanderer
stammen aus den Staaten des ehemaligen
Jugoslawiens und können sich wegen der

Verwandtschaft der südslawischen Spra-
chen leicht verständigen. Sie sind als Ar-
beitskräfte gefragt. Traditionell hat Slowe-
nien eine starke Industrie, wirtschaftlich
dominierte die kleine Teilrepublik schon
zu jugoslawischen Zeiten den Rest des
Staates. Nicht von ungefähr konnte Slowe-
nien schon 2004 der Europäischen Union
sowie der Nato beitreten und bald auch
den Euro als Währung einführen.

Während es angestammte
Minderheiten nur in gerin-
ger Zahl gibt – anerkannt
sind Ungarn, Italiener und
Deutsche –, lebt eine be-
trächtliche slowenische Di-
aspora in den Nachbarlän-
dern, vor allem in Öster-
reich. Große Teile Kärntens
und der Steiermark haben
einst slawische Dialekte
gesprochen, die im
16. Jahrhundert erstmals
durch den protestanti-
schen Prediger Primož Tru-

bar als Slowenisch aufgezeichnet wurden.
Besonders Kärnten war nach 1918 zwi-
schen Österreich und Slowenien umstrit-
ten, durch Volksabstimmungen wurden die
heutigen Grenzen bestätigt. Durch Assimi-
lierung ist die Zahl der Kärntner Slowenen
inzwischen auf einige Zehntausend gesun-
ken. Die Spannungen zwischen Teilen der
deutschsprachigen Mehrheit und der slo-
wenischen Minderheit, Stichwort Ortstafel-
streit, dauerten bis in dieses Jahrhundert

fort. Sie sind inzwischen durch einen vor-
bildlichen Versöhnungsprozess weitgehend
beigelegt. Trotzdem rief die Grünen-Abge-
ordnete Olga Voglauer im österreichischen
Nationalrat noch 2019 einen Eklat mit der
rechten FPÖ hervor, als sie eine Rede auf
Slowenisch einleitete.
Politisch hat Slowenien ein parlamentari-
sches System mit einem Staatsoberhaupt,
das überwiegend repräsentative Aufgaben
hat. Präsidentin Nataša Pirc Musar ist die
erste Frau im Amt, aufgestellt wurde die
Journalistin und Rechtsanwältin von einer
linken Initiative mit Piratenpartei und Grü-
nen. Ministerpräsident ist der Liberale Ro-
bert Golob (Freiheitsbewegung). Er war zu-
vor lange Jahre als Chef eines Energiever-
sorgungsunternehmens tätig. Dass Quer-
einsteiger mit neuen, auf sie zugeschnitte-
nen politischen Formationen aus dem
Stand ins Parlament und auch an die Regie-
rungsspitze kommen, wie es dem 56 Jahre
alten Golob gelang, ist beinahe schon eine
Regel. Zuvor haben bereits ein Rechtsan-
walt, ein Kommunalpolitiker und Fernseh-
komiker dieses Kunststück fertiggebracht.
Diesem Trommelwirbel an linksliberalen
Shooting Stars steht auf der konservativen
Seite Janez Janša als Kontinuum gegen-
über. Seit 35 Jahren ist er eine politische Fi-
gur. 1988, noch vor dem Fall des Kommu-
nismus in Europa, wurde der damalige Ju-
gendfunktionär bekannt mit regimekriti-
schen Artikeln. Dafür wurde er zu einer
Haftstrafe verurteilt. 1989 war Janša an der
Gründung der Slowenischen Demokrati-

schen Union beteiligt, später diente er dem
jungen Nationalstaat als Verteidigungsmi-
nister und hatte einen Anteil am erfolgrei-
chen Unabhängigkeitskrieg.
Der 65 Jahre alte Janša ist eine wichtige,
aber auch polarisierende politische Figur.
Dreimal hat er das Amt des Ministerpräsi-
denten in Wahlen errungen und dreimal
wieder abgeben müssen. Kritiker halten
ihm seine konservativen Positionen, angeb-
liche autoritäre Tendenzen und eine Nähe
zum ungarischen Regierungschef Viktor Or-
bán vor. Er selbst sieht sich als Opfer alter
kommunistischer Seilschaften an. 2014 ver-
passte er wegen einer Haftstrafe eine Wahl.
Später stellte das Verfassungsgericht fest,

dass seine Verurteilung wegen Korruption
zu Unrecht erfolgt war.

Waffenstillstand im Innern Nach der
Jahrhundertflut im August ist etwas gesche-
hen, das in der slowenischen Politik ausge-
sprochen ungewohnt ist: Die Parteien leg-
ten ihren Streit bei. Von einem „Waffen-
stillstand“ war die Rede. Golob und Janša
traten gemeinsam im Fernsehen auf. Janša
kündigte die Unterstützung seiner christde-
mokratischen SDS für ein Notfallgesetz der
Regierung an, damit es möglichst schnell
in Kraft treten konnte. Es sah unter ande-
rem eine unbürokratische Sofortzahlung
für betroffene Haushalte vor. Im Übrigen
konnten die Slowenen sehen, dass nicht
nur im Inneren zusammengerückt wurde,
sondern auch die Nachbarländer, die EU
und die Nato unverzüglich Hilfe leisteten.
Die Regierung hat ihre Position dank des
beherzten Handelns in der Katastrophe
wieder etwas stabilisiert. Sie war seit Jah-
resbeginn 2023 in den Umfragen kontinu-
ierlich abgesackt. Golob konnte bei seinen
wichtigsten Versprechen wie Steuer- und
Gesundheitsreform, höhere Renten und
leistbares Wohnen, wenig Erfolge vorwei-
sen. Mit seinen steigenden Umfragen dürf-
te allerdings auch das baldige Ende des in-
nenpolitischen „Waffenstillstands“ einge-
läutet sein. Stephan Löwenstein T

Der Autor ist politischer Korrespondent

der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“

für Österreich und Ungarn.

Blick auf die Altstadt und die mittelalterliche Festung der slowenischen Hauptstadt Ljubljana. © picture-alliance/Zoonar/Gunter Kirsch

Zwischen
Adria und
Alpen
SLOWENIEN Das Gastland der
Frankfurter Buchmesse blickt auf eine
wechselhafte Geschichte. Aktuell
kämpft es mit den Folgen der Flut-
katastrophe vom August dieses Jahres

In den
Wendejahren
1990/91
errang

Slowenien
seine

Unabhängigkeit.

Ministerpräsident Robert Golob
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KURZ REZENSIERT

Der Puls der Gegenwart schlägt im Giga-
hertz-Takt. Mikrochips steuern fast alles
um uns herum, ob nun im Computer, im
Auto oder in Drohnen und Marschflug-
körpern. Auch hinter der Revolution im
Bereich der Künstlichen Intelligenz
steckt vor allem eines: Rechenpower der
Halbleiter. Chips sind, wie der Historiker
Chris Miller deutlich macht, eine strate-
gische Ressource. Dass er im Titel seines
Buches von einem „Chip-Krieg“ spricht,
ist nach der Lektüre umso verständlicher.
So versuchen die USA und andere Län-
der, China vom Zugang zu modernster
Chiptechnologie auszuschließen, wäh-
rend das Reich der Mitte wiederum ver-
sucht, die eigene Industrie auf den neus-
ten Stand zu bringen. Leicht ist das
nicht: Um allein den Laser der moderns-
ten sogenannten EUV-Lithografie-Sys-
tem nachzubauen, müssen laut Miller
457.329 Teile „perfekt identifiziert und
zusammengesetzt werden“. Die Systeme
erlauben es, Schaltkreise noch kleiner zu
bauen und noch mehr Rechenpower zu
erzeugen. Hergestellt wird diese Maschi-
ne einzig von der niederländischen Firma
ASML – und die darf diese Geräte nicht
nach China exportieren.
Das Beispiel zeigt auch: Die Chip-Infra-
struktur ist globalisiert und anfällig. Mil-
ler verweist etwa darauf, dass der bedeu-
tendste Chipproduzent der Welt, die Tai-
wan Semiconductor Manufacturing Com-
pany Limited, auf eben jenem Eiland
sitzt, das von China beansprucht wird,
gern auch mit militärischen Drohgebär-
den. Doch es braucht keinen heißen Kon-
flikt, schon die Covid-19-Pandemie hat
gezeigt, wie verletzlich Lieferketten sind.
Weil in Asien die Fabriken geschlossen
waren, fehlten in deutschen Auto-Werken
die Chips – und die Bänder standen still.
So liefert Miller, der seine Geschichte im
Kalten Krieg beginnt, einen spannend ge-
schriebenen Hintergrund, um zu verste-
hen, warum die Bundesregierung just
Milliarden Euro an Subventionen auslobt,
um Chiphersteller nach Deutschland zu
locken. Sören Christian Reimer T
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Würden wir uns mehr mit Afghanistan
befassen, wäre Homeira Qaderi hierzulan-
de keine Unbekannte. Sie ist eine der füh-
renden Frauenrechtlerinnen des Landes,
zehn Jahre war sie als Beraterin afghani-
scher Ministerien tätig. Nach dem Fall Ka-
buls an die Taliban im August 2021
schaffte sie es dank internationaler Hilfe
in die USA. Heute forscht die Literaturwis-
senschaftlerin an der Harvard University.
Wer ihr erstes ins Deutsche übersetzte
Buch liest, erfährt eine bewegende Ge-
schichte, an der vieles stellvertretend für
zigtausende Afghaninnen steht. Sie han-
delt von einer Kindheit unter russischer
Besatzung, einem Leben im Bürgerkrieg;
davon, wie überraschend die erste
Machtübernahme der Taliban 1995 im
westafghanischen Herat kam. Für die
13-jährige Homeira bedeutete der Re-
gimewechsel: Sie durfte nicht mehr al-
lein auf die Straße. Dass sie sich nicht
stoppen ließ, bezahlte sie mit der Erfah-
rung sexueller Gewalt, nicht das erste
Mal in ihrem Leben. Doch sie lässt sich
nicht stoppen: Schon als Teenager bringt
sie Menschen Lesen und Schreiben bei.
Fast alle sind Frauen, doch auch ein jun-
ger Talib ist unter ihnen. Die beiden ver-
lieben sich – was er, so muss man ver-
muten, mit dem Leben bezahlt.
Den härtesten Kampf jedoch führt Qaderi
als Mutter. Mit 17 Jahren wird sie verhei-
ratet mit einem Mann, den sie trotz ar-
rangierter Ehe lernt zu lieben. Das Paar
lebt lange im Iran, wo Homeira Qaderi
persische Literatur studiert und promo-
viert. Zurück in Kabul nimmt ihr Ehe-
mann sich eine zweite Ehefrau. Als sie
das nicht akzeptiert, beantragt er die
Scheidung und verweigert ihr jeden Kon-
takt zu dem gerade mal eineinhalb Jahre
alten Sohn. Über Jahre kämpft Homeira
vor afghanischen Gerichten um ihn. Ver-
geblich: Wo Frauen nichts gehört, gehö-
ren ihnen auch ihre Kinder nicht. Die Er-
innerungen an diese Zeit werden durch
eindringliche Briefe an ihr unerreichbares
Kind illustriert. Heute lebt ihr Sohn mit
ihr in den USA. Jeannette Goddar T

Homeira Qaderi:

Dich zu verlieren
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In Geiselhaft der Zaren
UKRAINE Mikhail Zygar beschreibt den langen Kampf des Landes um seine Eigenständigkeit

2021 wartet der russische Präsident mit ei-
nem merkwürdigen Aufsatz auf: Unter der
Überschrift „Zur historischen Einheit von
Russen und Ukrainern“ legte der Zeitver-
treib-Historiker im Kreml der Welt dar, dass
die Ukraine eine Schöpfung Lenins sei, ihr
Nationalismus eine Erfindung der Habsbur-
ger und dass das Nachbarland im Begriff sei,
von den USA als „Anti-Russland“ gegen
Moskau in Stellung gebracht zu werden.
Mikhail Zygar, einst Chefredakteur des op-
positionellen russischen TV-Kanals
„Doschd“, heute im Exil in Berlin, hat sich
vorgenommen, mit solchen Verdrehungen
und Mythen aufzuräumen. Sein Buch „Krieg
und Sühne“ skizziert nicht nur die lange
und wechselvolle Geschichte der Ukraine
im östlichen Europa zwischen Russland, Po-
len-Litauen, dem Habsburger und dem Os-
manischen Reich: Es blättert die Entstehung
ukrainischer Staatlichkeit mit und vor allem
gegen Russland in all ihren Facetten auf, die
Putins Apologeten so vehement bestreiten.
Dessen Aufsatz ist ja nicht einfach Ausfluss
„einer seltsamen Mischung aus orthodoxen
Mystizismus, antiamerikanischen Verschwö-
rungstheorien und Hedonismus, Paläste, ge-
hobene Küche, seltene Weine“, wie Zygar
schreibt. Die Ablehnung einer eigenständi-
gen Ukraine habe in Russland eine lange
Tradition. Sie reicht zum Beispiel zurück bis

ins Jahr 1674, als ein deutscher Mönch na-
mens Innozenz Giesel ein geeintes großrus-
sische Volk der „Kiewer Rus“ imaginierte
und damit eine „Russische Welt“ schuf, auf
die man sich in Moskau heute beruft. Auch
aus einer anderen Denkfigur lässt Zygar
mächtig Luft raus: Moskau als „drittem
Rom“ und Nachfolger der römischen Kaiser
stellt Zygar eine Geschichte eines Volks der
Waräger entgegen, deren Nachfahren im
Fürstentum Moskau ihren Aufstieg als be-
flissene Steuereintreiber der mongolischen
„Goldenen Horde“ bewerkstelligen.

Eigensinn Bevor Zar Peter die Ukraine im
18. Jahrhundert in das Russische Reich ein-
gliederte und ihr die Leibeigenschaft auf-
zwang, war das Herrschaftsgebiet der Sapo-
roger Kosaken ein Land, in dem die Bauern
frei waren und der Anführer, der Hetman,
in Versammlungen bestimmt wurde. Auch
Peters Nachfolgerin Katharina störte sich an
ukrainischem Eigensinn: „Die Provinzen
müssen russifiziert werden, damit sie aufhö-
ren wie ein Wolf in den Wald zu starren.“
Im späten 19. Jahrhundert gingen die Ro-
manows schließlich so weit, die ukrainische
Sprache zu verbieten.
Zgyars Buch bietet ein gut lesbare Reise
durch die Kultur- und Literaturgeschichte.
Auch hier begegnet dem Leser großrussi-

scher Chauvinismus allerorten: Die Kosaken
seien faul, neigten zu Trunksucht und Ban-
ditentum, ihre ungezügelte Freiheit bedeute
nichts als Ärger – so hat das ein Historiker
am russischen Hofe, Gerhard Müller, auch er
wie Mönch Innozenz ein Deutscher, be-
schrieben. Später begeistert sich halb St. Pe-
tersburg an der magischen und vorgeblich
rückständigen Volkstümlichkeit, die in den
Erzählungen des Ukrainers Nikolai Gogol
aufscheint, während sich Alexander Pusch-
kin im berüchtigten Poem „Den Verleum-
dern Russlands“ westliche Einmischung in
slawischen Brüderstreit verbittet.
Im zweiten Teil des Buches zeichnet Zygar
die Geschichte der Ukraine im 20. Jahrhun-
dert bis zur Gegenwart nach: Ihre kurze Un-
abhängigkeit nach 1917, die Kollektivierung

und der Holodomor, das Aushungern von
Millionen Ukrainern im Zeichen von Sta-
lins Industrialisierung, der Aufstieg des
Breschnew-Netzwerks aus dem ukraini-
schen Dnipropetrowsk ins sowjetischen Po-
litbüro der 1960er Jahre, der Weg in die Un-
abhängigkeit 1991, die Krim-Besetzung
2014 und der von Russland befeuerte Bür-
gerkrieg im Osten des Landes.

Menetekel Zwei Aussagen Putins ziehen
sich wie ein Menetekel durch das Buch, Zy-
gar kommt immer wieder darauf zurück.
Man müsse sich um die Ukraine kümmern,
anderenfalls „verlieren wir sie“, so der russi-
sche Staatschef, der damit einen Satz Stalins
wiederholt. 2009 wirft Putin dem Westen
nach dem Nato-Gipfel in Bukarest einen
weiteren Satz vor die Füße: „Wenn die
Ukraine der Nato beitritt, dann wird sie das
ohne die Krim und den Osten tun.“
In einem Punkt lässt Zygar keinen Zweifel:
Russlands Imperium ist mit dem Krieg ge-
gen die Ukraine unumkehrbar Geschichte.
Für seine Landsleute stelle sich die Aufgabe,
sich von der chauvinistischen Droge zu be-
freien. „Wir müssen aufhören zu glauben,
dass wir etwas Besonderes sind, aufhören
uns als Zentrum der Welt zu sehen, als ihr
Gewissen, ihre Quelle der Spiritualität. Das
ist alles Blödsinn.“ Alexander Heinrich T

Mikhail Zygar:

Krieg und Sühne.
Der lange Kampf
der Ukraine gegen
die russische Unter-
drückung.
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C
hinas Wirtschaftswunder
und sein Aufstieg innerhalb
einer Generation von einem
der ärmsten Länder zur Su-
permacht wurde hierzulande
bereits in einem Dutzend

guter Bücher beleuchtet. In einer neuen
Welle aktueller Publikationen stehen vor
allem sicherheitspolitische Themen im Vor-
dergrund: Chinas Aspirationen werden als
akute Bedrohung einer stabilen globalen
Entwicklung betrachtet. Peking gilt den Au-
toren nicht nur als „Systemgegner“, son-
dern als Flaggschiff in einer globalen Ausei-
nandersetzung zwischen einem autoritären
und einem demokratischen Weg.
Der China-Kenner Matthias Naß, langjähri-
ger Asien-Korrespondent der Wochenzei-
tung „Die Zeit“, analysiert Chinas Sicher-
heitspolitik in seinem gut geschriebenen
Buch „Kollision“. Er geht der Frage nach,
warum China so dramatisch aufrüstet.

Schließlich gehörten seine Raketenbestän-
de schon heute zu den größten weltweit,
die Zahl der Nuklearsprengköpfen wachse.
Kritisch bewertet Naß die europäische und
die deutsche China-Politik und will geklärt
wissen, ob unsere Sicherheit auch im Indo-
pazifik verteidigt werden soll.
Der Angriffskrieg Russlands gegen die
Ukraine habe zu einem neuen Kalten Krieg

zwischen Ost und West geführt und die
Bildung blockähnlicher Strukturen be-
schleunigt, schreibt Naß. Eingeleitet hätten
die USA diese Blockbildung als Reaktion
auf Chinas Expansion im indopazifischen
Raum. Dass sich Russland und China ihrer
grenzenlosen Freundschaft am Vorabend
des russischen Angriffs auf die Ukraine ver-
sicherten, habe den „Westen“ zusammen-

rücken lassen und gestärkt. Im Kern gehe es
darum zu klären, in welcher Ordnung wir
künftig leben werden: In einer Demokratie
oder in einer Autokratie.
Die Verteidigung der Demokratien beginnt
mit Taiwan. „Natürlich wäre Peking eine
einvernehmliche, friedliche Wiedervereini-
gung am liebsten. Aber die Bürger Taiwans
möchten nun einmal nicht zur Volksrepu-
blik gehören“, betont Naß. „Dann werde
man sie wohl zwingen müssen, notfalls
mit militärischer Gewalt“, wie die kommu-
nistische Führung immer wieder verkünde.
Über die Mittel für eine Intervention gegen
Taiwan verfüge Peking. Allerdings werde
China dafür einen enorm hohen politi-
schen und wirtschaftlichen Preis zahlen
müssen. Acht der zehn größten Wirtschafts-
partner Chinas seien westliche Demokra-
tien, die sehr wahrscheinlich harte Wirt-
schaftssanktionen gegen den Aggressor ver-
hängen würden. Damit „wären die Erfolge
von vierzig Jahren Reform und Öffnungs-
politik gefährdet“.

Vergleich mit 1914 Dieser Argumentation
folgen der deutsche Politikwissenschaftler
Josef Braml und der frühere US-Geheim-
dienstler Mathew Burrows, der sich in der
Washingtoner Administration mit der Ent-
wicklung sicherheitspolitischer Szenarien
beschäftigte. Sie stellen zu Recht fest, dass
im Unterschied zum Krieg Russlands gegen
die Ukraine eine militärische Auseinander-
setzung zwischen den USA und China we-
gen Taiwan „mit ziemlicher Sicherheit ei-
nen Weltkrieg auslösen“ würde. Braml und
Burrows vergleichen die aktuelle Politik
des Westens gegenüber China mit der Lage
am Vorabend des Ersten Weltkriegs und
warnen vor falschen Bewertungen einer
chinesischen Reaktion auf das Vorgehen
des Westens. Der Titel ihres empfehlens-
werten Buches erinnert nicht ohne Grund
an „Die Schlafwandler“ des Historikers
Christopher Clark über den Weg Europas
1914 in den Ersten Weltkrieg.
Braml und Burrows warnen vor einer Poli-
tik der „Entkopplung von China“ und der
„Abschaffung der Globalisierung“. Dies
könne nicht die Antwort sein. Weitere
Blockbildungen und Konfrontationen wür-
den die Menschheit nur weiter von einem
gemeinsamen Kampf gegen den Klima-
wandel entfernen. Als wichtigster Schlüs-
selfaktor gegen eine Entwicklung hin zu ei-
nem dritten Weltkrieg gilt den Autoren ei-
ne Beendigung des Ukraine-Krieges: Ein
gerechtes Friedensabkommen und eine sta-
bilere europäischen Ordnung „würde ei-
nen Präzedenzfall für die friedliche Beile-
gung von Differenzen zwischen den USA
und China schaffen“.
Die Politikwissenschaftlerin und Sinologin
Janka Oertel will im nächsten Jahr für die
Grünen als Kandidatin für die Europawahl
antreten. Sie glaubt zu wissen, wie „wir mit
Pekings Machtanspruch umgehen müssen“.
Nach etwas langatmigen Ausführungen
über die Aufgaben einer wissenschaftlichen
Politikberatung kommt sie endlich zum
Punkt und mahnt eine „breite gesellschaft-
liche Debatte über Deutschlands künftigen
Umgang mit Xi Jinpings China“ an. In ih-
rem Buch findet der Leser jedoch vor allem
längst Bekanntes. Unklar bleibt bis zuletzt,
wer genau der chinesischen Illusion auf
den Leim ging. Aschotr Manutscharjan T

Chinas Präsident Xi Jinping und US-Präsident Joe Biden beim G20-Treffen in Bali im November 2022. © picture-alliance/AP/Alex Brandon

Kontrahenten
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und der Gefahr eines dritten Weltkriegs
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KURZ REZENSIERT

„Michail Sergejewitsch irrt sich“, sagte
Eduard Schewardnadse. „In meinem Mi-
nisterium oder sonst wo haben wir nie
über eine Nato-Osterweiterung als Ge-
genleistung für die deutsche Einheit ge-
sprochen.“ Damit widerlegt der frühere
sowjetische Außenminister die in Russ-
land verbreitete Lüge, die Amerikaner
hätten Gorbatschow als Entschädigung
für die deutsche Einheit den Verzicht auf
die Nato-Osterweiterung versprochen. Als
Zeuge für seine Behauptungen diente
Wladimir Putin Egon Bahr. Der russische
Präsident zitierte in einem Interview mit
„Bild“ am 11. Januar 2016 den SPD-Poli-
tiker, der angeblich bei einem Besuch
1990 in Moskau bestätigte hatte, dass es
keine Osterweiterung geben werde. Bahr,
der 1990 kein politisches Mandat inne-
hatte, starb 2015 und konnte sich zu Pu-
tins Aussagen nicht mehr äußern.
Tausende Seiten Archivmaterialien, Inter-
views und Erinnerungen hat die amerika-
nische Historikerin Mary E. Sarotte durch-
forstet, um zu klären, warum es nach
dem Ende des Ost-West-Konflikts zur
Nato-Osterweiterung kam. In ihrer he-
rausragenden historischen Studie legt sie
überzeugend dar, dass weder die USA
noch die Nato die treibende Kraft waren,
um die „Öffnung“ der Allianz zu realisie-
ren. Allein die instabile Innenpolitik Russ-
lands hatte Ängste der Osteuropäer vor
der Auferstehung eines russischen Impe-
riums geweckt. Der brutale Krieg des Jel-
zins-Regimes gegenüber dem separatisti-
schen Tschetschenien (1994-1995) bestä-
tigte alle Befürchtungen. US-Präsident
Bill Clinton konnte sich nicht gegen das
„moralische und souveräne Recht“ der
mittel- und osteuropäischen Staaten stel-
len und befürwortete schließlich deren
Entscheidung, „so schnell wie möglich
der Nato beizutreten“.
Am Ende ihres Buches spekuliert die His-
torikerin, ob es Wege gegeben hätte, um
Russland erfolgreich in eine globale Si-
cherheitsordnung einzubinden. Fest
steht: Geschichte wird nicht im Konjunk-
tiv gemacht. manu T
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Ohne die Ostpolitik der Bundeskanzler
Willi Brandt (SPD) und Helmut Schmidt
(SPD) hätte es keine Wiedervereinigung
gegeben, ist sich der Braunschweiger Po-
litikwissenschaftler Ulrich Menzel sicher.
„Unter einem Putin“ hätte sich das Fens-
ter der Gelegenheit für die deutsche Ein-
heit „nie geöffnet“. Laut Menzel setzten
Helmut Kohl (CDU) und Angela Merkel
(CDU) nur die Politik ihrer Vorgänger fort;
auch deshalb seien weder Gerhard Schrö-
der (SPD) noch Merkel bereit, „sich von
dieser Politik zu distanzieren“. Wichtiger
sei die Frage, warum sich Putin stark ge-
nug gefühlt habe, die Ukraine anzugrei-
fen. Schließlich widerspreche sein Verhal-
ten allen Gewissheiten, dass es einen sol-
chen Krieg im Herzen Europas im
21. Jahrhundert nicht mehr geben werde.
Menzel sieht die Welt in einer Über-
gangsphase hin zu einem autoritären
Jahrhundert: Am Anfang stehe der „Ab-
stieg der USA als globale Führungs-
macht“. Dieser Moment der „relativen
Schwäche der USA“ dürfte bei Putins
Entscheidung für den Ukraine-Krieg eine
Rolle gespielt haben. Hinzu komme die
wirtschaftliche Dimension: Die Globalisie-
rung habe ein Ausmaß erreicht, wonach
jede Störung der Lieferketten zu einer
Weltwirtschaftskrise führen könne. Eine
dritte Paradoxie kennzeichne diese Wen-
dezeit: Während in den liberalen Staaten
Rechtspopulisten die Parlamente kaper-
ten, kämpften die Menschen in den Des-
potien für demokratische Reformen.
Menzels Fazit: „Der Westen sollte Ab-
schied nehmen von seinem Missionaris-
mus, das westliche Modell in autoritär
geführten Ländern mit Anreizen, Druck
oder gar Gewalt durchzusetzen.“
Im Schlusskapitel seines empfehlenswer-
ten Buches verweist Menzel auf die Ver-
schiebung des internationalen Systems in
Richtung „Ost-West-Konflikt 2.0“ mit Chi-
na und den USA als Zentralmächten. Ent-
sprechend handle es sich bei Putins Krieg
auch um einen Stellvertreterkrieg um die
Zukunft der Welt: entweder nach autoritä-
rem oder liberalem Muster. manu T

Ulrich Menzel:

Wendepunkte.
Am Übergang zum
autoritären
Jahrhundert.

Edition Suhrkamp,
Berlin 2023;
349 S., 20,00 €

Das Parlament - Nr. 42 - 14. Oktober 2023 FRANKFURTER BUCHMESSE 5



Einführung in die Politik der  
größten Demokratie der Welt

STUDIENKURS POLITIKWISSENSCHAFT

Nomos

Das politische System 
Indiens

 Mitra | Pauli | Schöttli

Das politische System Indiens
Von Prof. em. Dr. Subrata K. Mitra,  
Ph.D. (Rochester), Ass.-Prof. Dr. Markus Pauli  
und Ass.-Prof. Dr. Jivanta Schöttli

2024, ca. 250 S., brosch., ca. 25,– € 
ISBN 978-3-8487-7325-1 
E-Book 978-3-7489-1333-7 
(Studienkurs Politikwissenschaft) 
Erscheint ca. März 2024

Portofreie Buch-Bestellungen unter nomos-shop.de

Alle Preise inkl. Mehrwertsteuer

eLibrary
Nomos

nomos-elibrary.de

Nomos

Fundierte Kenntnisse über Indien – der größten Demokratie der Welt – sind 

unerlässlich. Das Buch analysiert die indische Politik, deren Institutionen und 

zentrale Politikentscheidungen, insbesondere die Herausforderungen, Chancen 

und Lösungsansätze des bevölkerungsreichsten Landes der Welt im Hinblick 

auf Regierungsführung und Wohlstand.

Explosionen überall
1848 Christopher Clark zeichnet ein differenziertes Bild des europäischen Revolutionsjahres

D
as Gedenkjahr 2023 neigt
sich langsam dem Ende
zu und kaum jemand
nahm die Revolutionen
wahr, die vor 175 Jahren
fast ganz Europa erfasst

haben. Bildeten die Aufstände, Proteste
und Umwälzungen von 1848 doch einen,
wenn auch kurzen, aber heftigen politi-
schen Flächenbrand, den der alte Konti-
nent bis dahin so noch nicht erlebt hat.
Aber die Ursachen, der Verlauf und die Fol-
gen dieser Erhebungen sind im europäi-
schen Vergleich bisweilen so komplex, dass
sich die allermeisten Darstellungen zur
48er-Revolution auf die jeweiligen natio-
nalen Ereignisse, Strukturen und Phäno-
mene beschränken. Ganz abgesehen da-
von, dass sie in den Augen der damaligen
Zeitgenossen und vieler Historiker als ge-
scheitert betrachtet und deren besonderer
Charakter unterschätzt wird. Schließlich
blieben die Fürsten am Ende auf ihren
Thronen und es folgten harte Repressionen
sowie eine umfassendere Überwachung po-
tenziell revolutionärer Umtriebe.
Der australische und in Cambridge lehren-
de Historiker Christopher Clark wäre nicht
der Autor der provokativen „Schlafwandler“
oder der kritisch-konstruktive Chronist der
preußischen Geschichte, wenn er auch in

dieser über 1.000 Seiten starken Gesamt-
schau nicht gegen den Strom schwimmen
würde. Die Revolutionen seien nicht per se
gescheitert und viele Probleme von damals
seien auch heute noch aktuell – so seine
zentralen Thesen. Man muss nur genau
hinschauen und analysieren. Das nimmt er
sich vor und betrachtet ei-
ne Vielzahl exemplarischer
und besonderer revolutio-
närer Erscheinungen, die
jedoch selten auf einen
Nenner zu bringen sind,
geschweige denn linear
oder kausal erklärt werden
können. Clark ist sich die-
ser Herausforderung durch-
aus bewusst und versucht
ideen- und ereignisge-
schichtlich sowohl die Son-
derwege als auch die ver-
bindenden Pfade der revo-
lutionären Ereignisse freizulegen.
Wirtschaftliche Not und Hunger in der ers-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts sieht er je-
denfalls nicht als Vorboten der Umwälzun-
gen, sondern lediglich als Brandbeschleu-
niger. Miteinander konkurrierende gesell-
schaftliche und politische „Ordnungskon-
zepte“ wie etwa der Liberalismus, Sozialis-
mus und Konservatismus, die Religion und

der Nationalismus bilden für ihn den ide-
ellen „Zündstoff“, der im Vormärz schließ-
lich zur ersten bedrohlichen Konfrontation
mit den alten Mächten führte und im
Frühjahr 1848 schließlich „Explosionen“
in vielen europäischen Monarchien auslös-
te. Clark beschreibt die revolutionären Aus-

einandersetzungen sehr
plastisch und macht die
Motive sowie die Hand-
lungsspielräume der Akteu-
re auf beiden Seiten der
Barrikaden klar erkennbar.
Clark entfaltet ein überwäl-
tigendes Panorama der Er-
eignisse und weist zu Recht
darauf hin, dass sich in
ganz Europa die Forderun-
gen nach Verfassungen,
Freiheitsrechten und demo-
kratischen Strukturen viel-
fach glichen. Gleichwohl

deuteten sich von Anfang an überall erste
Risse an und es zeigte sich, dass die Revo-
lutionäre von 1848 auf die mehr oder we-
niger gewaltsam herbeigeführten Verände-
rungen weder organisatorisch noch macht-
politisch vorbereitet waren. Der Regime-
wechsel erfolgte zwar in kürzester Zeit und
europaweit in vielfältigen Formen, war
aber überall höchst fragil. Den verschiede-

nen neuen „Parteien“ fehlte es schließlich
an gesellschaftlichem Rückhalt und Zu-
sammenhalt, um die Macht der alten Re-
gime wirklich zu brechen.

Disparate Verhältnisse Clark gelingt es
nur bedingt, ein Muster in den verschiede-
nen revolutionären Bewegungen und der
Gegenrevolution zu beschreiben. So bleibt
er meist in der parallelen Schilderung der
regionalen und nationalen Geschehnisse
gefangen. Diese zeigen jedoch, wie dispa-
rat sich die politischen Verhältnisse und
Reaktionen in den verschiedenen europäi-
schen Regionen darstellten. Vielen Lesern
wird hier wohl erstmals bewusst, dass die
europäischen Revolutionen von Portugal
bis in die Walachei und Russland reichten

und auch in den USA, Lateinamerika und
Australien ihre Spuren hinterließen. Auch
dass in der Folge von 1848 teilweise Verfas-
sungen in Kraft blieben und die Förderung
des materiellen Fortschritts den politischen
Frieden sichern sollten, ist vielleicht nicht
immer bekannt.
Die erstaunliche Gleichzeitigkeit der Revo-
lutionen kann Clark jedoch nicht erklären,
wohl aber aufzeigen, dass etwa die Fragen
nach sozialer Gerechtigkeit oder nach neu-
en Formen politischer Beteiligung und der
gewaltsamen Bedrohung demokratischer
Institutionen weiterhin virulent sind. Aller-
dings hätte er es hier nicht bei oberflächli-
chen Analogien belassen sollen wie etwa
mit dem Vergleich der Erstürmung des Ka-
pitols 2021 und den Tumulten von 1848.
Er hätte vielmehr die Strukturen und Ver-
hältnisse von damals mit denen von heute
konkreter vergleichen können. Schließlich
sind die letzten 175 Jahre nicht spurlos an
den Gesellschaften Europas vorübergegan-
gen. Und es wäre interessant zu sehen, wie
wir aus den verpassten Chancen, den Dis-
sonanzen, der Unübersichtlichkeit und
Uneinheitlichkeit von 1848 lernen und es
besser machen können. Clarks Panorama
liefert dazu ein breites historisches Wissen,
aber keine Perspektiven für die Gegenwart
und Zukunft. Jörg von Bilavsky T

Revolution in schwarz-rot-gold: Barrikadenkampf in den Straßen von Berlin am 18./19. März 1848 auf einer zeitgenössische, kolorierte, Lithografie © picture-alliance/akg-images
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Ehrenrettung für die 48er
GESCHICHTE Heinrich August Winklers Sicht auf die deutschen Revolutionen

Die Revolution von 1848 hatte lange Zeit
nicht den besten Ruf – ihre führenden Ver-
treter galten weithin als weltfremd und
durchsetzungsschwach. Besonders deutlich
wird dies ausgerechnet in der Paulskirche
in Frankfurt am Main, wo das um 1990 ge-
schaffene Wandbild „Der Zug der Volksver-
treter“ von Johannes Grützke die Abgeord-
neten der ersten deutschen Nationalver-
sammlung fast schon verhöhnt.
Heinrich August Winkler hat jetzt zum
175. Jahrestag des Beginns der 48er-Revo-
lution den Versuch einer Ehrenrettung vor
allem der gemäßigten Kräfte im Paulskir-
chenparlament unternommen. In dem
schmalen Band „Die Deutschen und ihre
Revolution“ legt er überzeugend dar, dass
die doppelte Aufgabe, sowohl die Einheit
als auch die Freiheit Deutschlands durch-
zusetzen, die Revolution überfordert habe.
Während in Ländern wie Frankreich und
England „die nationale Vereinheitlichung
über Jahrhunderte hinweg das Werk von
Königen und Ständeversammlungen“ ge-
wesen sei, habe man in Deutschland den
staatlichen Rahmen für Demokratie und
Freiheit erst noch schaffen müssen. Das ha-
be sich 1848/49 vor allem wegen der unge-
klärten Rolle des multinationalen Habs-
burgerreichs als unmöglich erwiesen,
schreibt Winkler.

Vor diesem Hintergrund bewertet er die
Wirkungen der 48er Revolution durchaus
positiv. Es sei klar geworden, dass nur eine
„kleindeutsche“ und später von Bismarck
durchgesetzte Lösung der nationalen Frage
unter Führung Preußens realistisch war.
Auch sei Preußen mit seiner 1849 vom Kö-
nig oktroyierten Verfassung „dem Liberalis-
mus ein beträchtliches Stück entgegenge-
kommen“.
Neben 1848/49 behandelt Winkler die Re-
volutionen 1918/19 und 1989/90. Zudem
beleuchtet er auch Bismarcks „Revolution
von oben“ in den Jahren 1866 bis 1871
und die Machtübernahme durch Hitler
1933. Viel Aufmerksamkeit widmet er den
jeweiligen außenpolitischen Rahmenbe-
dingungen, die in anderen Darstellungen

oft etwas zu kurz kommen. Für die friedli-
che Revolution in der DDR hatte das au-
ßenpolitische Umfeld überragende Bedeu-
tung, denn ohne die Veränderungen in der
Sowjetunion hätte sich die Revolution ent-
weder gar nicht erst entwickelt oder wäre
niedergeschlagen geworden wie der Auf-
stand des 17. Juni 1953, der Ungarn-Auf-
stand 1956 oder die Solidarnosc-Bewegung
1981 in Polen. „Es war Gorbatschows Ab-
kehr von der überkommenen Praxis des
Marxismus-Leninismus, die die Autorität
der Partei- und Staatsführungen des Ost-
blocks untergrub, und das besonders stark
in Staaten, die sich gegen Glasnost und Pe-
restroika wehrten“, so Winkler.
Aber auch 1848/49 und 1918/19 spielten
außenpolitische Faktoren eine zentrale
Rolle. 1848 wäre das erste gesamtdeutsche
Parlament ohne die militärische Macht
Preußens dem Griff Dänemarks nach
Schleswig wehrlos ausgeliefert gewesen.
1919 war es wiederum der harte Frieden
von Versailles, der für die in den Monaten
zuvor errungene Demokratie zur schweren
Hypothek wurde.
Winkler, der vielen als Doyen der deut-
schen Neuhistoriker gilt, hat eine lesens-
wertes kleines Buch geschrieben, das so
manches Fehlurteil über die Revolution
von 1848/49 korrigiert. Joachim Riecker T
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Der erste Sprecher des US-Repräsentan-
tenhauses im Jahr 1789 war deutscher
Herkunft. Sein Name: Friedrich Mühlen-
berg. Oder eben Frederick Muhlenberg,
wie die Amerikaner sagen. Seine Ge-
schichte und die seiner Familie präsen-
tiert der „Zeit“-Journalist Johannes Ehr-
mann in „Söhne der Freiheit“.
Die deutschen Einwanderer und ihre
Nachkommen stellen am Vorabend der
amerikanischen Revolution rund zehn
Prozent der Einwohner in den 13 Kolo-
nien, in Pennsylvania gar ein Drittel. Sie
gelten als fleißige Handwerker und Bau-
ern, ganz geheuer sind sie den englisch-
sprachigen Kolonisten jedoch nicht. Ben-
jamin Franklin warnt in der 1750er Jah-
ren gar vor Überfremdung durch die
„pfälzischen Bauerntölpel“.
Nach anfänglicher Reserviertheit gegen-
über den nach Unabhängigkeit streben-
den Revolutionären wandeln sich die
Deutschen mehrheitlich zu überzeugten
amerikanischen Patrioten. Begleitet wird
dieser Prozess von heftigen Kontrover-
sen, die mitunter quer durch die Familien
verlaufen. Friedrichs Vater Heinrich Mel-
chior Mühlenberg, ein sittenstrenger lu-
theranischer Pastor, der 1742 von seinen
Kirchenoberen nach Pennsylvania ent-
sandt wird, um sich um das Seelenheil
der deutschen Protestanten zu küm-
mern, lehnt die Ideen der Revolution zu-
nächst schon deshalb ab, weil sie sich
nicht auf Gott, sondern auf das Natur-
recht des Menschen beruft. Sein Sohn
Peter hingegen, der ebenso wie seine
Brüder Friedrich und Heinrich als Pastor
in die Fußstapfen des Vaters tritt, wech-
selt im Unabhängigkeitskrieg den Talar
gegen die Uniform eines Generals in
Washingtons Armee. Eine politische Kar-
riere schließt sich an.
Das Wirken und die Gedanken der
deutsch-amerikanischen Mühlenbergs
ist der Nachwelt in Briefen und den um-
fangreichen Tagebüchern Heinrich Mel-
chior Mühlenbergs erhalten geblieben.
Johannes Ehrmann hat diese Quellen zu
einer süffigen Geschichts-Doku verarbei-
tet. Alexander Weinlein T
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Ausgerechnet in jenem Teil Deutsch-
lands, in dem sich die Menschen vor
rund 30 Jahren die Demokratie selbst er-
kämpften, schneidet eine Partei wie die
AfD bei Wahlen überproportional besser
ab und hat das Vertrauen in demokrati-
sche Institutionen deutlich mehr Scha-
den genommen als im Westen. Diesem
Paradoxon versucht Christina Morina in
ihrem bemerkenswerten Buch „Tausend
Aufbrüche“ auf den Grund zu gehen.
Herausgekommen ist nicht weniger als
eine Demokratiegeschichte der Deut-
schen in Ost und West seit den 1980er
Jahren, genauer gesagt eine Demokratie-
geschichte „von unten“, eine der „ganz
normalen Bürgerinnen und Bürger“. Um
dies zu bewerkstelligen, ist Morina ihrer
Profession als Historikerin folgend in die
Archive gegangen und hat Briefe von
Bürgern an die Bundespräsidenten Karl
Carstens und Richard von Weizsäcker,
Bürgerpost an die Staats- und Parteifüh-
rung und Medien der DDR sowie Petitio-
nen, Flugschriften, Unterschriftensamm-
lungen aus der Wendezeit und Bürger-
schreiben an die 1992/93 tagende Ge-
meinsame Verfassungskommission von
Bundestag und Bundesrat ausgewertet.
Großen Wert legt Morina auf die Fest-
stellung, dass auch in der diktatorischen
„Volksdemokratie“ der DDR eine Demo-
kratiegeschichte vor 1989 existiert. In
Initiativen wie „Aufbruch 90“ oder „Fo-
rum für direkte Demokratie“ habe sich
dann eine „unbändige, demokratiehung-
rige Fantasie“ ausgelebt.
Und die AfD? Die von Politikern aus dem
Westen gegründete Partei habe es ver-
standen, den Ruf „Wir sind das Volk“ zu
okkupieren, sich als einzig verbliebene
Partei zu gerieren, die für direktdemo-
kratische Elemente eintritt, und knüpfe
an den systemstürzerischen Erfahrungen
der Menschen im Osten an, befindet
Morina. Und der verordnete Antifaschis-
mus der DDR habe die Menschen anfälli-
ger für rechtsextremistische und rassisti-
sche Einstellungen gemacht. aw T
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Das Rätsel Erich Kästner
BIOGRAFIE Warum blieb der Autor 1933 in Deutschland?

Thomas Mann, Bertolt Brecht, Kurt Tuchol-
sky, Stefan Zweig, Erich Maria Remarque,
Anna Seghers, Carl Zuckmayer – diese
Schriftsteller und Schriftstellerinnen und
viele, viele mehr gingen nach der Machter-
greifung der Nationalsozialisten in die
Emigration. Erich Kästner nicht.
Warum der Erfolgsautor („Emil und die De-
tektive“, „Das fliegende Klassenzimmer“)
sich entschied, in Nazi-Deutschland zu blei-
ben, das ist die Frage, die Tobias Lehmkuhl
auf Spurensuche gehen ließ. Das ist das Rät-
sel, das auch nach der Lektüre von dessen
lesenswertem Buch „Der doppelte Erich“
nicht gelöst ist, aber doch wohl einer Lö-
sung so nahe kommt, wie es eben geht.
Kästner blieb – dabei kann es an seiner Hal-
tung zum Regime keinen Zweifel geben: Er
hatte ein Spottgedicht über Hitler geschrie-
ben, sich in seinem Roman „Fabian“ über
das Fußvolk der NSDAP lustig gemacht, galt
als links, war Antimilitarist und allein
schon deswegen den Nazis ein Dorn im Au-
ge. Kästner blieb nicht nur, er schrieb auch
weiter, publizierte im Ausland. Die Gründe
für den Entschluss „waren vielfältig und
komplex“, schreibt Lehmkuhl. Er sucht,
mutmaßt, fragt (könnte es so gewesen
sein?), um Fairness bemüht, keinem vorge-
fassten Urteil folgend nähert er sich Grün-
den und Begründungen, prüft sie auf Wahr-
scheinlichkeit und Plausibilität, benennt
Widersprüchliches. Weder verurteilt Lehm-
kuhl noch schont er den Gegenstand seiner
Untersuchung.
Drei Punkte sind es vor allem, die Lehm-
kuhl aufgreift. Da ist zum einen das sehr
spezielle Verhältnis zur Mutter, der er bis
zum ihrem Lebensende täglich einen (Lie-
bes-)Brief schrieb, für die er sorgte, die er

in jüngeren Jahren mehrmals davon hatte
abhalten müssen, sich das Leben zu neh-
men. Da ist zum anderen die Notwendig-
keit, Geld zu verdienen. Kästner war im
Jahr der Machtergreifung 34 Jahre jung,
auf dem Höhepunkt seines Ruhms – und
es fiel ihm, wie Lehmkuhl vermutet, „si-
cherlich schwer, mit einem Schlag aufzu-
geben, was er sich in den letzten fünf Jah-
ren aufgebaut hatte“, zumal er sich als
nicht dezidiert politischer Autor weniger
persönlich gefährdet sah als andere. Und
da ist Kästners Selbstaussage aus dem Jahr
1933, dass er in Deutschland bleiben wol-
le, um Augenzeuge zu sein und den Ro-
man der Nazidiktatur zu schreiben. Dann
frage man sich, schreibt Lehmkuhl, „wie-
so dieser Augenzeuge bis 1941 kein Tage-
buch geführt und sich, soweit wir wissen,
auch sonst keine Notizen“ für einen Ro-
man gemacht hat “ Auch das will der Au-
tor nicht als Vorwurf verstanden wissen:
Wer Kästner unterstellen wolle, dass er
sich hier und da duckte, statt aktiv zu wer-
den, der müsse sich fragen, wie er sich
selbst in so einer Situation verhalten hät-
te, schreibt Lehmkuhl. Michael Schmidt T
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»Die Eigenart der Südländer«
GESELLSCHAFT Stephan Anpalagan über den Kampf um Anerkennung in der Mitte

Wer gehört dazu, wer nicht? Wer hat wel-
che Rechte? Oder auch: Wer ist das Wir,
wer sind die Anderen? Dazu, wie ein reprä-
sentativer Teil der Bevölkerung darauf
blickt, lieferte jüngst die aktuelle Mitte-Stu-
die der Friedrich-Ebert-Stiftung deutliche
Zahlen: Jeder dritte in Deutschland ist der
Ansicht, im „nationalen Interesse“ könnten
nicht allen die gleichen Rechte gewährt
werden. Jeder vierte stimmt der Abwertung
als „fremd“ markierter Gruppen zu.
Doch die Mitte ist nicht nur eine politische
Kategorie. Sie ist vor allem ein Sehnsuchts-
ort. Die allermeisten Menschen wollen da-
zugehören; viele kämpfen darum, dort auf-
genommen zu werden. Über diesen Kampf
und diese Sehnsucht hat der Theologe und
Journalist Stephan Anpalagan ein lesens-
wertes Buch geschrieben. Es handelt von
all jenen, die teils seit Jahrzehnten „in der
Mitte dieses Landes leben“, und „sich tag-
täglich anhören, sie würden nicht in die
Mitte dieser Gesellschaft gehören“.
Das Buch ist keine Autobiografie, es be-
handelt ganz verschiedene Menschen und
Gruppen, in der Vergangenheit wie in der
Gegenwart. Doch die Analyse des „unauf-
hörlichen Sprechens darüber, wer nicht da-
zugehört“ kommt mit so viel Schwung da-
her, weil die persönliche Perspektive stets
mitschwingt. „Fremd? Was soll das sein?“,

konstatiert hier jemand, der seit seiner
Kindheit in Wuppertal lebte, und dennoch
das „Sri Lanka“ in seiner Biografie nie los-
werden wird.
Den steten Abwehrkämpfen gegenüber den
„Anderen“ spürt das Buch gleich zu Beginn
mit einer Geschichte nach, die den Ton für
das ganze Werk setzt. „Wir riefen Arbeits-
kräfte, und es kamen Menschen.“ Kaum
ein Jubiläen zur Zuwanderung aus der Tür-
kei kommt ohne dieses bekannte Zitat von
Max Frisch aus. Denn von dort kamen mit
fast einer Million Menschen nicht nur die
meisten „Gastarbeiter“. Es ist offensichtlich
auch immer noch geboten, stets von Neu-
em zu erklären, warum Menschen mit tür-
kischen Wurzeln eigentlich unter uns le-
ben.

Max Frisch indes bezog das Zitat auf eine
Gruppe, an deren Diskriminierung sich bes-
tenfalls die Generation 70+ noch erinnert:
Die Italiener, und dann auch noch jene in
der Schweiz. Doch auch in Deutschland wa-
ren sie nach dem ersten Anwerbeabkom-
men mit Italien 1955 die erste „Gastarbei-
ter“-Gruppe, die ins Land geholt wurde.
Und es dauerte nicht lange und ihnen
schlugen Klischees entgegen, die einem – so
der Autor – „seltsam bekannt“ vorkommen:
Die Italiener arbeiteten schlecht, sie stellten
deutschen Frauen nach, oft würden sie kri-
minell. „Läuse im Gepäck“, lautete eine
Schlagzeile im „Rheinischen Merkur“. In
München erklärte eine Untersuchung gar
das „Zücken und Zustoßen mit dem Messer“
zur „besonderen Eigenart der Südländer“.
Nicht ohne Ironie, weist das Buch nach,
wie all diese Stereotype verblassten, als
Menschen aus einem noch ferneren Land,
der Türkei zuzogen: „Ein ganzes Land ei-
nigte sich quasi über Nacht auf ein neues,
besseres Feindbild.“ Das liest sich nicht nur
erhellend, sondern zuweilen sogar amü-
sant. Anpalagan empfahl sein Buch bei ei-
ner Lesung jüngst als „Urlaubslektüre“. Es
ist aber auch, bis zum Schlusssatz, beklem-
mend. Der lautet: „Man kann dieses Land
nur mit gebrochenem Herzen lieben. Aber
man kann es lieben.“ Jeannete Goddar T
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Verzerrte Wahrnehmung
RAUSCHMITTEL LSD zwischen »Wahrheitsdroge«, Hippie-Trip und Alzheimer-Medikament

Nazis und Drogen: Das zieht immer.
Stimmt natürlich, einerseits, andererseits
würde diese Erkenntnis dem neuen Buch
von Norman Ohler „Der stärkste Stoff“
nicht gerecht, denn der Autor hat sich wie-
der in abseitige Archive vergraben und in-
teressantes Material geschürft.
Dem Autor ist 2015 mit seinem Buch „Der
totale Rausch“ über die Nutzung der Droge
Pervitin (Methamphetamin) in Hitlers
Blitzkrieg und über Aufputschmittel für
den „Führer“ selbst eine beachtliche Analy-
se gelungen. Nun sorgt Ohler mit einem
neuen Drogenbuch für literarischen Nach-
schub. Auch diesmal spielen die Nazis und
der Krieg eine Rolle, aber nicht nur das.
Vielmehr analysiert der Autor am Beispiel
der Droge LSD (Lysergsäurediethylamid),
welche Zufälle zwischen der Entdeckung
von Wirkstoffen und ihrer späteren Nut-
zung liegen können.
LSD wurde 1943 von dem Schweizer Che-
miker Albert Hofmann entdeckt, der da-
mals wohl auch den ersten LSD-Rausch er-
lebte. LSD ist ein Wirkstoff, der aus dem
Mutterkorn gewonnen wird, einem Pilz,
der in Getreideähren zu finden ist. Eigent-
lich ist das Mutterkorn ein Schädling, der
in der Landwirtschaft bekämpft wird, frü-
her aber auch genutzt wurde, um Wehen
einzuleiten sowie als blutstillendes Mittel

bei Geburten. Auf der Suche nach interes-
santen Mutterkornalkaloiden synthetisierte
Hofmann damals auch das Lysergsäuredie-
thylamid und konnte bei Tierversuchen zu-
nächst keine besondere Wirkung feststel-
len. Fünf Jahre später befasste sich Hof-
mann erneut mit LSD und entdeckte die
halluzinogene Wirkung der Substanz im
Selbstversuch.
So stark die psychotrope Wirkung ist, LSD
macht nicht abhängig. Schon in geringen
Dosierungen bewirkt LSD jedoch einen
veränderten Bewusstseinszustand. Bei ei-
nem LSD-Trip sehen Menschen ihre Um-
welt oft in phantastischen Formen und Far-
ben, Raum- und Zeitempfinden sind stark
verzerrt, die Droge bewirkt Ekstase und be-
fördert die Kreativität, kann aber auch

Angst auslösen und Horrortrips. Zeitweilig
war es die Lieblingsdroge der Hippie-Bewe-
gung. Ohler unterscheidet das LSD als Me-
dikament, „Waffe“ und Rauschmittel. Sei-
ne Spurensuche führt ihn zum früheren
Hersteller Sandoz in die Schweiz und in
die USA. Er beschreibt, wie erst die Nazis
und nach dem Krieg die USA auf der Suche
nach einer „Wahrheitsdroge“ mit LSD ex-
perimentieren. Systemfeinde sollten zum
Sprechen gebracht oder willenlos gemacht
werden.
Schließlich widmet sich Ohler der medizi-
nischen Forschung und der hochaktuellen
Frage, was psychedelische Substanzen, da-
runter LSD und Psilocybin, bei der Thera-
pie von psychischen Erkrankungen leisten
könnten. Es geht ihm unter anderem um
die Wirkung von LSD auf Patienten mit
Alzheimer. Ohler spricht nachvollziehbar
von einer Pandemie der Demenz und fragt
sich, warum das verbotene LSD nicht ge-
zielt eingesetzt wird in der Psychiatrie und
bei neurodegenerativen Erkrankungen, da
positive Wirkungen belegt seien.
Ohler bietet spannende Fakten und inte-
ressante Thesen in einem unterhaltsamen
Buch. Als guter Erzähler verbindet er ge-
schickt geschichtliche und aktuelle Frage-
stellungen und sorgt dafür, dass seine Leser
sich nie langweilen. Claus Peter Kosfeld T
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Unerwünscht erfolgreich
JOURNALISMUS Reporterinnen im Zweiten Weltkrieg

Das Foto von Lee Miller in Adolf Hitlers
Badezimmer ging um die Welt: Aufgenom-
men von einem Kollegen posiert die ame-
rikanische Fotografin nackt in der Bade-
wanne, davor ein Paar schmutzige Sprin-
gerstiefel, dahinter auf dem Wannenrand
ein Porträt des Führers.
Miller war eine der ganz wenigen Kriegsre-
porterinnen im Zweiten Weltkrieg, die mit
ihren Bildern und Berichten erstmalig ei-
nen weiblichen Blick auf das „Männerge-
schäft Krieg“ vermittelten. Sechs dieser Pio-
nierinnen hat die britische Journalistin
und Autorin Judith Mackrell ein literari-
sches Denkmal gesetzt: In ihrem detailge-
nauen und unterhaltsamen Buch „Frauen
an der Front“ verknüpft sie geschickt die
Chronologie der Ereignisse zwischen 1936
und 1945 mit den Lebenswegen der Repor-
terinnen – darunter nicht nur Lee Miller
und Martha Gellhorn, die auch aufgrund
ihrer Beziehungen zu berühmten Männern
wie Foto-Künstler Man Ray und Schriftstel-
ler Ernest Hemingway zu den bekannteren
Vertreterinnen ihres Metiers gehören. Im
Fokus stehen auch die zwischenzeitlich in
Vergessenheit geratenen Korrespondentin-
nen Virginia Cowles, Clare Hollingworth,
Helen Kirkpatrick und Sigrid Schultz.

Berichte aus der Gefechtszone Ob sie
direkt aus dem Machtzentrum der Nazis in
Berlin berichteten, den D-Day in der Nor-
mandie oder das Grauen der Konzentrati-
onslager dokumentierten: Mackrell be-
schreibt, wie die Frauen trotz vieler Widrig-
keiten und unter hohem persönlichen Risi-
ko ebenso versiert wie erfinderisch agier-
ten, um ihre Berichte aus der Kampfzone
an die Heimatredaktionen zu übermitteln:

Sigrid Schultz etwa, Leiterin des Berliner
Büros der Chicago Tribune, führte ein
Doppelleben. Sie pflegte freundschaftliche
Kontakte zu Nazi-Größen wie Hermann
Göring und schrieb ihre kritischen Artikel
unter männlichem Pseudonym.
Martha Gellhorn schmuggelte sich an Bord
eines Lazarettschiffs, um als blinder Passagier
die Landung der Alliierten in der Normandie
zu beobachten. Undercover war auch Clare
Hollingworth unterwegs und landete prompt
einen „Scoop“: Der Britin gelang es, deutsche
Truppen an der polnischen Grenze auszu-
kundschaften und am 29. August 1939 als
Erste den unmittelbar bevorstehenden Aus-
bruch des Zweiten Weltkriegs zu melden.
So erfolgreich der Einsatz der Frauen, so
ungewöhnlich und unerwünscht war er
letztlich doch: Die längste Zeit des Krieges
blieb den Reporterinnen vor allem mit Ver-
weis auf die ungelöste „Toilettenfrage“ der
Zugang zu den Kampfzonen verwehrt.
Nach dem Krieg wurden sie gefeiert, sahen
sich aber dennoch mit Arbeitslosigkeit
konfrontiert. Redaktionen wurden verklei-
nert, Aufträge wieder an männliche Kolle-
gen vergeben. Sandra Schmid T
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D
as englische Wort „Trig-
ger“ stammt aus der Ky-
bernetik, laut Duden
handelt es sich um ein
„Schaltelement zum Aus-
lösen eines anderen

Schaltvorgangs”. Im Deutschen wird es
heute vor allem in Psychologie und Phy-
siotherapie verwendet, wenn bestimmte
Reize bei Menschen heftige emotionale Re-
aktionen auslösen. Die Berliner Wissen-
schaftler Steffen Mau, Thomas Lux und Li-
nus Westhuser haben den Begriff nun auf
die soziologische Forschung übertragen. In
ihrem Buch „Triggerpunkte“ untersuchen
sie auf empirischer Basis zentrale Kontro-
versen und Konfliktlinien, die gesellschaft-
liche Polarisierung befördern. Das Konzept
zielt auf „jene neuralgischen Stellen, an de-
nen Meinungsverschiedenheiten hoch-
schießen, an denen Konsens, Hinnahme-
bereitschaft und Indifferenz in deutlich ar-
tikulierten Dissens, ja sogar Gegnerschaft
umschlagen“.
Studienleiter Mau ist Professor für Makro-
soziologie an der Humboldt-Universität,
seit 2021 gehört er dem Sachverständigen-
rat der Bundesregierung für Integration
und Migration an. Einer breiteren Öffent-
lichkeit bekannt wurde er durch sein Buch
„Lütten Klein”, einer von persönlichen Er-
fahrungen inspirierten Sozialgeschichte je-
nes Plattenbauviertels in Rostock, in dem
der Autor aufgewachsen ist. In unmittelba-
rer Nähe liegt der Ortsteil Lichtenhagen,
der Anfang der 1990er Jahre durch gewalt-
tätige Angriffe auf Asylbewerber und Ver-
tragsarbeiter traurige Berühmtheit erlangte.

Spaltungsdiagnosen In der Einleitung
nutzt das Forschungsteam einen bildlichen
Vergleich aus der Tierwelt. Die „Kamelge-
sellschaft” symbolisiert mit zwei Höckern
die tiefe Spaltung in verfeindete ideologi-
sche Lager. Ein prägnantes Beispiel dafür
sind spätestens seit der Trump-Präsident-
schaft die Vereinigten Staaten. Dem steht
die harmonischer strukturierte „Dromedar-
gesellschaft” gegenüber: Eine einzige breite
Erhebung auf dem Rücken soll illustrieren,
dass die politischen Akteure wie auch ihre
Wählerschaft viel stärker zur gesellschaftli-
chen Mitte tendieren als zu den Rändern,
dort ohne grundsätzliche Vorbehalte mitei-
nander kommunizieren und kooperieren.
Diese Beschreibung, signalisieren die Ver-
fasser schon auf den ersten Seiten, passe
besser zur Situation in Deutschland. Trotz
aller Debatten über Politikverdrossenheit
und hoher Umfragewerte für die Protest-
partei AfD sei die deutsche Gesellschaft im
internationalen Vergleich wenig gespalten,
es gebe eine relativ geringe „affektive Pola-
risierung”. Dazu trage auch das Verhältnis-
wahlrecht bei, im positivem Kontrast etwa
zum Zwei-Parteien-System in Großbritan-
nien mache es kleinere Parteien und Strö-
mungen parlamentarisch sichtbar.
In einem besonders interessanten Kapitel
kritisieren Mau, Lux und Westhuser die
ständigen „Spaltungsdiagnosen“, die in der
Historie immer wieder auftauchen, also
keineswegs ein neues Phänomen sind. Ist
die aktuell viel bemühte These von der Po-
larisierung also aufgebauscht, nur herbei-
geredet?

Arenen des Konflikts Im empirischen Teil
untersuchen die Wissenschaftler vier Trig-
gerpunkte als zentrale „Konfliktarenen der
Ungleichheit”: Soziale Gegensätze zwi-
schen Arm und Reich (Oben-Unten), Mi-
gration (Innen-Außen), Identitätspolitik
(Wir-Sie) und Klimaschutz (Heute-Mor-
gen). Zweifellos sind damit wichtige Felder
der aktuellen politischen Auseinanderset-
zung benannt, doch die Fokussierung wirft
auch Fragen auf: Zwei äußerst umstrittene
und emotional besetzte Themen aus jüngs-
ter Zeit, der Umgang mit der Corona-Krise
und mit dem Krieg in der Ukraine, werden
ausgespart. Unerklärt bleibt, ob das an den
zu früh erhobenen Daten liegt oder welche

Gründe es sonst dafür gibt. Problematisch
ist es auf jeden Fall.
Denn die politische „Taxonomie”, die die
Wissenschaftler im zweiten Teil des Buches
entwickeln – die Grünen stehen immer
ganz oben auf der progressiven Skala, die
AfD fungiert stets weit unten – ist gerade
bei diesen beiden vernachlässigten Debat-
ten nicht besonders stimmig. Neben den
Rechtspopulisten sind auch Teile der Lin-
ken gegen Waffenlieferungen, warnen vor
der Gefahr eines Atomkriegs und plädieren
für mehr Diplomatie. Und vor allem Libe-
rale, allen voran Bundestags-Vizepräsident
Wolfgang Kubicki (FDP), haderten, neben
kritischen Wissenschaftlern und den be-

sonders betroffenen Künstlern, mit der
Einschränkung von Freiheitsrechten wäh-
rend der Pandemie.

Solche widersprüchlichen und irritieren-
den Konstellationen müssten eigentlich
ein besonderes wissenschaftliches Interesse
wecken. Zudem stützen sie in besonderem
Maße die „Dromedar“-These von Mau, Lux
und Westhuser, der zufolge eine klare Po-
larisierung in Deutschland gar nicht exis-
tiert.
Das Forschungsdesign aber führte in der
Auswertung dann doch wieder zu etwas
schablonenhaften Ergebnissen – und be-
stätigt so die alte Theorie von politisch
konträren Welten in modernisierter Form.
Dennoch sind die „Triggerpunkte” eine
der wichtigsten Neuerscheinungen des Bü-
cherherbstes. Thomas Gesterkamp T

Ein Dromedar
SOZIOLOGIE Trotz aller Trigger ist die deutsche Gesellschaft
viel weniger polarisiert als vielfach angenommen

Konfrontation: Klimaaktivisten und aufgebrachte Autofahrer © picture-alliance/SULUPRESS.DE/Marc Vorwerk

Steffen Mau,
Thomas Lux,
Liinus Westheuser:

Triggerpunkte.
Konsens und Konflikt.

Suhrkamp,
Berlin 2023;
540 S., 25,00 €
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Lesen und Gewinnen
RÄTSEL Neun Fragen – ein Lösungswort

Die Antworten auf neun Fragen ergeben
das gesuchte Lösungswort. Auf die Gewin-
ner warten spannende Überraschungspake-
te. Die Antworten zu den Fragen verstecken
sich auf den acht Seiten unserer Sonderbei-
lage zur Frankfurter Buchmesse. Die Re-
daktion wünscht viel Spaß beim Lesen,
Rätseln und Gewinnen.

Einsendung der Lösung
Das Lösungswort einschließlich Ihrer Kon-
taktdaten senden Sie bitte bis zum 6. No-
vember 2023 an:

Redaktion „Das Parlament“
Platz der Republik 1
11011 Berlin

oder per Mail an:
redaktion.das-parlament@bundestag.de
unter dem Stichwort „Buchmessen-Rätsel“.
Barauszahlungen sind nicht möglich. Der
Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Die Fragen

1. Welcher deutscher Schriftsteller ging im
Vergleich zu vielen seiner Kollegen zwi-
schen 1933 und 1945 nicht ins Exil? Ge-
sucht ist der Nachname.

2. Wie nennt man in der Psychologie einen
Reiz, der heftige emotionale Reaktionen
hervorrufen kann?

3. Wer leitete zwischen 1975 und 2000 die
Frankfurter Buchmesse? Gesucht ist der
Nachname .

4. Wie heißt einer der beiden Lieblings-
schriftsteller von Salman Rushdie? Gesucht
ist der Nachname.

5. Wer erfand den Buchdruck mit bewegli-
chen Lettern?

6. Wie heißt der Ministerpräsident des
diesjährigen Gastlandes der Frankfurter
Buchmesse? Gesucht ist der Nachname.

7. Wer ließ sich nackt in der Badewanne
von Adolf Hitler fotografieren? Gesucht ist
der Nachname.

8. Wer war der erste Sprecher des US-Re-
präsentantenhauses? Gesucht ist der Nach-
name.

9, Wer erhielt 1995 den Friedenspreis des
Deutschen Buchhandels? Gesucht ist der
Nachname.

DP T

E
s war ein absolutes Novum in
der Geschichte der Frankfurter
Buchmesse: 1989 wurde mit
dem Iran erstmals ein Land
komplett von der Messe ausge-
schlossen. Auslöser für die Ent-

scheidung war das am 14. Februar 1989 in
einer sogenannten Fatwa ausgesprochene
Todesurteil des iranischen Staatsoberhaup-
tes und schiitischen Ayatollahs Ruhollah
Chomeini gegen den britisch-indischen
Schriftsteller Salman Rushdie. Chomeini
rief „alle aufrechten Muslime“ auf, nicht
nur Rushdie, sondern alle, die an der Veröf-
fentlichung seines Buches „Die Satani-
schen Verse“, das im Vorjahr erschienen
war, „sofort hinzurichten“. Das Buch richte
sich „gegen den Islam, den Propheten und
den Koran“ ließ Chomeini verkünden. Die
iranische „halbstaatliche“ Stiftung „15.
Chordat“ setzte gar ein Kopfgeld von einer
Million US-Dollar aus, das bis 2016 gar auf
vier Millionen US-Dollar erhöht wurde.
Bis zu Chomeinis Fatwa hatten die Verant-
wortlichen der Frankfurter Buchmesse stets
an ihrem Grundsatz festgehalten, „kein
Land, keine Religion keine Ideologie,
mochte sie auch noch so verworfen und
grausam mit ihren Menschen umgehen“
von der Messe fernzuhalten, weiß Peter
Weidhaas, der damalige Direktor der
Frankfurter Buchmesse (1975-2000), zu
berichten. So seien die DDR, die Sowjet-
union und der gesamte Ostblock ebenso
toleriert worden wie das faschistische Spa-
nien unter Franco, das Apartheid-Südafrika
oder Griechenland, Indonesien, Argenti-

nien, Brasilien und Chile während der Zeit
ihrer Militärdiktaturen, schreibt Weidhaas
in seinem 2003 erschienen Buch „Zur Ge-
schichte der Frankfurter Buchmesse“. Doch
der Iran hatte eine Grenze überschritten.
Der Mordaufruf bedrohte nicht nur Leib
und Leben eines Schriftstellers sowie Mit-
arbeitern von Verlagshäusern und Buch-
handlungen, sondern ganz prinzipiell den
Wesenskern der Frankfurter Buchmesse, die
Freiheit des Wortes und den freien Handel
mit dem gedruckten Wort.
Wie verhängnisvoll und wirkmächtig der
Mordaufruf auch noch mehr als drei Jahr-

zehnte später sein sollte, musste Salman
Rushdie im Sommer vergangenen Jahres
auf leidvolle Art erleben. Am 12. August
2022 verletzte ihn ein 24-jähriger fanati-
sierter Muslim während eines Vortrages in
Chautauqua im US-Bundesstaat New York
mit mehreren Messerschnitten an Hals, Ge-
sicht, Leber und Arm lebensgefährlich. Seit
dem Attentat ist der Schriftsteller auf dem
rechten Auge blind, Funktion und Gefühl
in seiner Schreibhand bleiben langfristig
eingeschränkt.

Begründung der Jury Wenn Salman
Rushdie am 22. Oktober in der Frankfurter
Paulskirche mit der offiziellen Verleihung
des Friedenspreises des Deutschen Buch-
handels (sie wird live im ZDF ab 11 Uhr
übertragen) geehrt wird, dann wird der
Schriftsteller Daniel Kehlmann, den auch
eine langjährige Freundschaft mit Rushdie
verbindet, in seiner Laudatio wohl auch
auf jene Jahre zurückblicken, in denen
Rushdie aus Angst vor Attentaten in Isolati-
on und an wechselnden Wohnorten unter
Polizeischutz leben musste – und sich den-
noch nicht von seinem literarischen Schaf-
fen abhalten ließ.
In ihrer Begründung zur Verleihung des
Friedenspreises bezeichnet die Jury
Rushdie als einen „der leidenschaftlichsten
Verfechter der Freiheit des Denkens und
der Sprache – und zwar nicht nur seiner ei-
genen, sondern auch der von Menschen,
deren Ansichten er nicht teilt.“ Unter ho-
hen persönlichen Risiken verteidige er eine
wesentliche Voraussetzung des friedlichen

Miteinanders. Trotz der erlittenen körperli-
chen und psychischen Folgen des Attentats
schreibe er weiterhin „einfallsreich und zu-
tiefst menschlich“, in seinen Romanen und
Sachbüchern verbinde er „erzählerische
Weitsicht mit stetiger literarischer Innovati-
on, Humor und Weisheit“. Rushdie be-
schreibe die Wucht, mit der Gewaltregime
ganze Gesellschaften zerstören, aber auch
die Unzerstörbarkeit des Wi-
derstandsgeistes Einzelner.
Rushdie, der schon mit so
vielen und renommierten Li-
teraturpreisen ausgezeichnet
worden ist, reagierte auf die
Ankündigung der Verleihung
des Friedenspreis mit Be-
scheidenheit: „Ich weiß, wie
bedeutsam dieser Preis ist,
und ich bin ein wenig einge-
schüchtert von der Liste der
bisherigen Preisträger, zu der
sich mein Name nun gesel-
len wird.“

Schimmels Kritik Auf dieser Liste der
Preisträger findet sich auch ein Name, der
in Deutschland auf höchst kontroverse
Weise eng mit dem von Rushdie verbun-
den ist: Annemarie Schimmel. Die Verlei-
hung des Friedenspreises an die renom-
mierte Orientalistin im Jahr 1995 löste ei-
nen monatelang anhaltenden Sturm der
Empörung aus. Schimmel hatte in einem
Interview mit den „Tagesthemen“ deutliche
Kritik an Rushdies „Satanischen Versen“ ge-
übt. Eine Morddrohung sei „natürlich et-

was Grässliches“, führte Schimmel aus,
aber sie habe gesehen, „wie erwachsene
Männer geweint haben, als sie erfahren ha-
ben, was in den ,Satanischen Versen’ steht.
Und das ist nach meiner Meinung eine
sehr üble Art, die Gefühle einer großen
Menge von Gläubigen zu verletzen.“
Der Aufschrei war groß: Schimmel relati-
viere mit ihrer Äußerung den Mordaufruf

Chomeinis, lautete der
Vorwurf. Selbst Schim-
mels früherer Schüler, der
Orientalist Gernot Rotter,
fand sich in den Reihen
der Kritiker. Schimmel
wies die Vorwürfe zurück:
Sie sei ein „absolut unpo-
litischer“ Mensch und ha-
be lediglich auf die ver-
letzten religiösen Gefühle
vieler Muslime hinweisen
wollen. Nachdem die Kri-
tik an Schimmel nicht
verstummen wollte, sah

sich der als Jury fungierende Stiftungsrat
des Börsenvereins gezwungen, erneut über
die Preisverleihung zu beraten, bestätigte
sie schließlich jedoch mit großer Mehrheit.
Der 1947 im indischen Bombay (heute
Mumbai) geborene Rushdie wuchs selbst
in einer muslimischen Familien auf. Mit
14 Jahren schickte ihn sein Vater, ein An-
walt und Geschäftsmann, an ein Internat
in Großbritannien. Nach einem Ge-
schichtsstudium am King’s College der
Universität Cambridge arbeitete er zu-
nächst am Theater, als freier Journalist und

als Texter in der Werbung. Seinen interna-
tionalen Durchbruch als Literat schaffte er
schließlich 1981 mit seinem Roman „Mit-
ternachtskinder“, in dem er die Geschichte
eines Jungen mit dem des gerade in die
Unabhängigkeit entlassenen Indiens ver-
knüpft. Wie in vielen seinen späteren Wer-
ke verknüpft er die Geschichte mit Elemen-
ten von Mythen und Märchen.

Märchenhafte Geschichten In gleich
zwei Werke verarbeitete Rushdie seine per-
sönliche Situation von Flucht und Isolati-
on in den Jahren nach dem Mordaufruf
Chomeinis. Das für seinen Sohn geschrie-
bene Kinder- und Jugendbuch „Harun und
das Meer der Geschichten“ (1990) handelt
von einem Märchenerzähler, der die Fähig-
keit verliert, Geschichten zu erzählen, weil
er keinen Zugang mehr zum „Erzählwas-
ser“ hat. Im Jahr 2012 publizierte Rushdie
schließlich seine Autobiografie mit dem Ti-
tel „Joseph Anton“. Diesen Decknamen
hatte er sich für sein Leben in der Anony-
mität zugelegt, zugleich verweist er auf sei-
ne beiden Lieblingsschriftsteller Joseph
Conrad und Anton Tschechow.
Anfang diesen Jahres erschien schließlich
sein aktuelles Werk „Victory City“, eine Art
historisches Märchen, das in seinem Hei-
matland Indien des Mittelalters spielt und
von einer Prophetin erzählt, die im Namen
einer Göttin für die Rechte der Frauen ein-
tritt. Seinen Roman lässt Rushdie mit ei-
nem Satz enden, der keiner weiteren Kom-
mentierung bedarf: „Worte sind die einzi-
gen Sieger“. Alexander Weinlein T

Der britisch-indische Schriftsteller Salman Rushdie © picture-alliance/Photoshot

Worte sind
die Sieger
SALMAN RUSHDIE Der britisch-indische
Schriftsteller wird als einer »der leiden-
schaftlichsten Verfechter der Freiheit des
Denkens und der Sprache« mit dem Frie-
denspreis des Deutschen Buchhandels
ausgezeichnet

»Ich fühle mich
ein wenig

eingeschüchtert
von der Liste
der bisherigen
Preisträger.«

Salman Rushdie

> STICHWORT

Friedenspreis des
Deutschen Buchhandels

> Ehrung Der Preis wird jährlich an Per-
sönlichkeiten verliehen, die durch ihre
Tätigkeit auf den Gebieten der Literatur,
Wissenschaft und Kunst zur Verwirkli-
chung des Friedensgedankensbeitragen.
Er ist mit 25.000 Euro dotiert.

> Historie Der Friedenspreis geht auf die
Initiative weniger Schriftsteller und Ver-
leger zurück und wurde 1950 erstmals
als „Friedenspreis deutscher Verleger“ in
Hamburg an den deutsch-norwegischer
Schriftsteller Max Tau verliehen. 1951
wurde er zu einem Preis des gesamten
Buchhandels.
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Die Bundes-Regierung arbeitet im 
Moment an einem neuen Gesetz.

Dabei geht es um eine Pflanze mit 
dem Namen: Cannabis. 
Diese Pflanze wird auch als Droge 
verwendet.

Im folgenden Text gibt es mehr Infos 
dazu.

Folgende Fragen werden zum 
Beispiel beantwortet:

• Was ist Cannabis? 
• Was steht in dem neuen Gesetz? 
•  Welche Kritik gibt es an den Plänen 

der Bundes-Regierung?

Was ist Cannabis?
Cannabis ist eine Pflanze.

Der deutsche Name dieser Pflanze 
lautet: Hanf.

Cannabis wird schon seit mindestens 
12-Tausend Jahren von Menschen 
angebaut.

Cannabis-Pflanzen werden zu 
verschiedenen Dingen genutzt.

Man kann daraus zum Beispiel 
Medizin, Kosmetik oder Kleidung 
machen.

Besonders oft hört man von Cannabis 
aber wegen einer anderen Nutzung.

Verschiedene Teile mancher 
Cannabis-Sorten werden nämlich als 
Drogen genutzt.

Sie werden zum Beispiel geraucht 
oder gegessen.

Ein Beispiel dafür sind getrocknete 
Blüten und Blätter von bestimmten 
Cannabis-Pflanzen. 
Sie sind als eine Droge mit dem 
Namen Marihuana bekannt.

Ein anderes Beispiel ist das Harz. 
Das ist als eine Droge mit dem 
Namen Haschisch bekannt.

Ist Cannabis gefährlich?

Wenn man Cannabis als Droge nutzt, 
dann kann das zu verschiedenen 
Problemen führen.

Man kann zum Beispiel folgende 
Symptome bekommen:

• Angst-Zustände 
• Orientierungs-Losigkeit 
• Erinnerungs-Lücken 
• Übelkeit und Schwindel
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Bei längerer Nutzung können auch 
Depressionen und andere geistige 
Krankheiten entstehen.

Besonders gefährlich kann Cannabis 
für junge Menschen sein.

Denn bei diesen Menschen muss 
sich das Gehirn erst noch richtig 
entwickeln.

Zu viel Cannabis kann dabei zu 
Störungen führen.

Ein weiteres Problem ist auch, dass 
Cannabis abhängig machen kann.

Gesetze zu Cannabis in 
Deutschland
Cannabis ist in Deutschland 
grundsätzlich erst einmal verboten.

Das bedeutet zum Beispiel:

•  Man darf ihn nicht kaufen oder 
verkaufen.

• Man darf ihn nicht besitzen.

• Man darf ihn nicht ins Land bringen.

• Man darf ihn nicht anbauen.

Es gibt aber ein paar Ausnahmen.

Man darf Cannabis zum Beispiel für 
die Forschung nutzen. 
Dazu braucht man aber eine Erlaubnis 
von einem bestimmten Amt.

Außerdem dürfen bestimmte 
Cannabis-Sorten angebaut werden.

Diese Sorten haben nur wenige Wirk-
Stoffe. 
Sie führen darum kaum zu einem 
Drogen-Rausch.

Nur Land-Wirte dürfen diese Sorten 
anbauen. 
Und dafür brauchen sie eine 
besondere Erlaubnis.

Seit einigen Jahren dürfen Ärzte 
außerdem Medizin aus Cannabis 
verschreiben.

Aber nur dann, wenn keine andere 
Behandlung zur Verfügung steht.

Medizin aus Cannabis wird zum 
Beispiel gegen Schmerzen eingesetzt.

Warum ein neues Gesetz?
Zu Cannabis gibt es in Deutschland 
also verschiedene Gesetze.
Die Bundes-Regierung sagt aber: 
Die Gesetze funktionieren nicht 
richtig.
Sie sagt: Die Gesetze sorgen nicht 
dafür, dass weniger Cannabis 
genutzt wird.
Studien zeigen: Es nutzen immer 
mehr Menschen Cannabis. 
Vor allem junge Menschen.
Außerdem helfen die Gesetze nicht 
gegen den verbotenen Handel mit 
Cannabis. 
Und gegen andere Verbrechen, die 
mit Cannabis zu tun haben.
Ein weiteres Problem ist:
Den verbotenen Handel mit Cannabis 
kann man nicht gut kontrollieren.
Darum wird auch Cannabis mit 
schlechter Qualität verkauft.
Das bedeutet: In diesem Cannabis 
sind noch andere Wirk-Stoffe. 
Die können den Nutzern schaden.

Die Bundes-Regierung hat deswegen 
beschlossen: 
Sie will diese Probleme lösen.
Dazu will sie das Cannabis-Verbot 
teilweise abschaffen.
So soll man den Cannabis-Handel 
dann besser kontrollieren können.
Es soll nur noch Cannabis von guter 
Qualität verkauft werden.
Weniger Menschen sollen Cannabis 
nehmen, weil es bessere Infos 
darüber gibt.

Was soll sich ändern?
Die Bundes-Regierung hat dafür 
einen Gesetz-Vorschlag geschrieben.
Im Folgenden die wichtigsten Inhalte:

Besitz in geringen Mengen
Für Erwachsene soll in Zukunft gelten: 
Der Besitz von bis zu 25 Gramm 
Cannabis ist erlaubt.
Für Jugendliche bleibt der Besitz 
verboten.



Privater Anbau

Erwachsene sollen in Zukunft kleine 
Mengen Cannabis anbauen dürfen.

Und zwar höchstens 3 Pflanzen.

Aber nur zur eigenen Nutzung.

Anbau-Vereine

Erwachsene sollen Vereine gründen 
dürfen.

In diesen Vereinen dürfen sie dann 
zusammen Cannabis anbauen.

Den Cannabis dürfen sie dann an 
ihre Mitglieder weitergeben.

Aber nur in bestimmten Mengen.

Verbot in bestimmten Gegenden

In bestimmten Einrichtungen und in 
der Nähe von solchen Einrichtungen 
soll die Cannabis-Nutzung verboten 
bleiben.

Dazu gehören:

• Anbau-Vereine für Cannabis 
• Schulen 
• Kinder-Gärten 
• Jugend-Zentren 
• Spiel-Plätze

Verbot von Werbung

Für Cannabis und die Anbau-Vereine 
darf keine Werbung gemacht werden.

Mehr Infos

Bürger sollen mehr Infos über 
Cannabis bekommen.

Sie sollen zum Beispiel erfahren, 
welche Folgen die Nutzung haben 
kann.

Dafür soll passendes Lehr-Material 
entstehen.

Vor allem sollen Kinder und 
Jugendliche mehr Infos bekommen.

Es soll zum Beispiel mehr Info-
Veranstaltungen in Schulen oder 
Sport-Vereinen geben.

Meinungen zum Gesetz-
Vorschlag
Zum Gesetz gibt es ganz 
unterschiedliche Meinungen.

Es gibt viel Kritik.

Hier einige Beispiele:

Cannabis nicht ungefährlich

Die Bundes-Regierung will mit dem 
neuen Gesetz den Verbrauch von 
Cannabis verringern.

Es gibt aber viele Kritiker, die nicht 
glauben, dass das funktioniert.

Sie sagen zum Beispiel:

Wenn Cannabis erlaubt wird, dann 
könnten viele Menschen denken: 
Cannabis ist ja gar nicht so 
gefährlich. 
Also kann man es ruhig nutzen.

Außerdem könnte Cannabis 
durch das neue Gesetz leichter zu 
bekommen sein.

Die Kritiker fürchten: Durch das 
neue Gesetz könnte es deswegen viel 
mehr Menschen geben, die Cannabis 
nutzen.

Vor allem auch Jugendliche und 
junge Erwachsene.

Und für die ist die Nutzung ja 
besonders gefährlich.

Schwierige Kontrolle

Eine Kritik lautet auch: Es könnte 
schwierig werden, das neue Gesetz 
zu überprüfen.

Denn es ist zu kompliziert und 
enthält zu viele Regeln.

Die Polizei müsste zum Beispiel 
schauen, ob wirklich niemand in 
der Nähe von Kitas und Schulen 
Cannabis nutzt.

Und sie müsste schauen, ob 
Menschen zuhause wirklich nur drei 
Cannabis-Pflanzen anbauen.

Die Kritiker sagen: Das ist kaum 
möglich.
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Außerdem fürchten einige Kritiker: 
Das neue Gesetz könnte zu mehr 
Arbeit für Gerichte führen.

Denn wenn es ein Gesetz mit vielen 
Regeln gibt, kann auch oft gegen die 
Regeln verstoßen werden.

Den Gerichten könnten dafür die 
Mitarbeiter fehlen.

Wie geht es jetzt weiter?
Die Bundes-Regierung hat also einen 
Gesetz-Vorschlag gemacht.

Damit daraus ein Gesetz wird, muss 
der Bundestag darüber abstimmen.

Darum wird der Bundestag 
demnächst über den Vorschlag 
sprechen.

Auch dann wird es sicherlich viele 
unterschiedliche Meinungen dazu 
geben.

Auch eine Experten-Gruppe vom 
Bundestag wird sich noch einmal 
damit beschäftigen.

Vielleicht wird es dann noch 
Änderungen am Gesetz-Vorschlag 
geben.

Schließlich wird der Bundestag über 
den Gesetz-Vorschlag abstimmen.

Dann entscheidet sich, ob aus dem 
Vorschlag ein Gesetz wird.

Und ob Cannabis dann teilweise 
erlaubt wird oder nicht.

Das alles soll noch dieses Jahr 
passieren.

Kurz zusammengefasst
Cannabis ist eine Pflanze.

Sie wird unter anderem als Droge 
genutzt.

Dann kennt man sie zum Beispiel 
unter den Namen Marihuana oder 
Haschisch.

In Deutschland nutzen immer mehr 
Menschen Cannabis als Droge. 
Vor allem junge Menschen.

Deswegen will die Bundes-Regierung 
das Verbot von Cannabis abschaffen.

Dadurch sollen verschiedene Ziele 
erreicht werden:

•  Es soll weniger Nutzung von 
Cannabis geben.

•  Der verbotene Handel soll 
verringert werden.

•  Es soll nur noch Cannabis mit guter 
Qualität geben.

Dazu hat die Bundes-Regierung 
einen Gesetz-Vorschlag gemacht.

An diesem Vorschlag gibt es aber viel 
Kritik.

Kritiker sagen zum Beispiel:

Durch den Vorschlag wird Cannabis 
als zu ungefährlich dargestellt. 
Dadurch werden es dann noch mehr 
Menschen nutzen.

Außerdem ist das Gesetz zu 
kompliziert. 
Die Polizei und die Gerichte werden 
es nicht umsetzen können.

Demnächst wird der Bundestag über 
den Gesetz-Vorschlag sprechen.

Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache
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